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Allgemeines zur Entstehung des Weltverfolgungsindex 
 

Open Doors schätzt, dass weltweit rund 100 Millionen Christen aufgrund ihres Glaubens verfolgt werden. 
Christen sind damit die größte Gruppe aller aus religiösen Gründen Verfolgten.  
 

Der von Open Doors veröffentlichte Weltverfolgungsindex (WVI) listet die Länder auf, in denen Christen 
wegen ihres Glaubens am stärksten verfolgt und benachteiligt werden. Jedes Jahr neu bewertet dafür 
eine internationale Arbeitsgruppe von Open Doors die Situation der Christen in Staaten mit eingeschränk-
ter Religionsfreiheit. Der WVI erscheint seit 1993 und soll Kirchen, Gesellschaft, Medien und Politik die 
Situation der verfolgten christlichen Gemeinde weltweit bewusst machen, und so effektive Hilfe auf ver-
schiedenen Ebenen ermöglichen. 
 

Als Bewertungsgrundlage für die Situation der Christen in Ländern mit eingeschränkter Religionsfreiheit 
dienen folgende Faktoren:  
 

 veröffentlichte Berichte von Übergriffen auf Christen im Berichtszeitraum  

 Informationen durch Befragung von Open Doors Mitarbeitern vor Ort mittels eines Fragebogens  

 Einschätzungen von Experten  
 

Informationen aus erster Hand 
 

Open Doors ist ein überkonfessionelles christliches Hilfswerk, das in über 50 Ländern mit stark einge-
schränkter Religionsfreiheit verfolgte und benachteiligte Christen unterstützt, stärkt und ermutigt.  
 

Seit Jahrzehnten ist es durch eigene Mitarbeiter in Ländern mit Christenverfolgung präsent und arbeitet 
zumeist im Verborgenen – «im Untergrund» – und konfessionsübergreifend mit den Untergrundkirchen 
der jeweiligen Länder zusammen. Denn in vielen Staaten können sich Christen aufgrund ihres Glaubens 
nicht öffentlich versammeln und müssen ihren Glauben geheim halten.  
 

Für die Erhebungen zum Weltverfolgungsindex werden Experten, Pastoren und Kirchenleiter sowie Mitar-
beiter vor Ort zur aktuellen Situation befragt. Die Platzierung eines Landes ergibt sich nicht nur aus be-
kannt gewordenen Übergriffen auf Christen im Berichtszeitraum, sondern spiegelt vielmehr den grund-
sätzlichen Grad der Religionsfreiheit für Christen im jeweiligen Land wider.  
 

Eine Verschiebung in der Rangfolge im Index sagt nicht unbedingt etwas darüber aus, ob die Situation für 
Christen besser geworden ist. Durch eine Verschlechterung der Lage in anderen Ländern kommt es immer 
wieder dazu, dass ein Land trotz konstanter Situation «überholt» wird.  
 

Erweiterter Fragenkatalog 
 

Der Weltverfolgungsindex 2013 erscheint nun erstmals in einer erweiterten Form. Die weiterentwickelte 
Methode stützt sich auf eine differenziertere Fragestellung mit nahezu doppelt so vielen Fragen wie bis-
her. Ein Zweck des revidierten WVI besteht darin, eine quantitativ und qualitativ erweiterte Datenmenge 
zu erhalten, um die unterschiedlichen Ursachen und Auswirkungen von Verfolgung besser beschreiben zu 
können. Deshalb sind die neuen Fragebögen ausführlicher als die alten, ohne den «roten Faden» zu verlie-
ren. Zudem sollen irrtümliche Annahmen vermieden werden, die die Ergebnisse verfälschen. Ein Beispiel: 
Je mehr Übergriffe auf Christen in einer Region, umso größer die Verfolgung. Was wie eine logische 
Schlussfolgerung scheint, entspricht nicht unbedingt der Wirklichkeit. Zum Beispiel werden christliche 
Konvertiten auf den Malediven von Freunden, Nachbarn, Angehörigen und der Regierung so massiv unter 
Druck gesetzt, dass sie ihren Glauben weder ausüben noch überhaupt darüber sprechen können. Sie wer-
den geistlich regelrecht erstickt, während Übergriffe wie Misshandlungen, Gefängnis oder Deportation 
sehr selten vorkommen. Der soziale Druck ist so übermächtig, dass dies eine viel wirksamere Form der 
Verfolgung sein kann als Gewalt. 
 

Die zweite falsche Annahme: Diejenigen, die am meisten Gewalt gegen die Kirche ausüben sind gleichzei-
tig die Hauptverfolger. Mitglieder der Boko Haram in Nordnigeria zum Beispiel versuchen durch Bomben-
anschläge und die Ermordung von Pastoren die Kirche regelrecht zu zerschmettern. Doch für die meisten 
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Christen droht die größte Gefahr von der seit den 1980er Jahren langsam und stetig voranschreitenden 
Islamisierung, die alle Gesellschaftsbereiche durchdringt. Plötzlich sind Christen Bürger zweiter Klasse in 
einem Land, in dem sie einst willkommen waren und das ihnen nun mit Feindseligkeit begegnet. 
 

Zusätzliche Bewertungskriterien 
 

Der Fragenkatalog folgt der Annahme, dass ein Christ sein Leben mit Gott in fünf sich überschneidenden 
Bereichen lebt. Die Antworten zu den fünf Themenbereichen werden ausgewertet und in einer Ergebnis-
liste zusammengefasst. Mit den zusätzlichen Bewertungskriterien versuchen wir, das Umfeld und die Le-
benswirklichkeit verfolgter Christen in den verschiedenen Ländern besser zu verstehen.  
 

1. Privatleben: Jeder Mensch hat das Recht auf ein geschütztes Privatleben. Im Bereich der Men-
schenrechte spricht man hier von der Gedanken- und Gewissensfreiheit. Im Bereich der Religions-
freiheit vom «forum internum». Können Christen zu Hause ungestört beten oder Bibel lesen? 
Müssen sie unangemeldete Hausbesuche mit Konsequenzen fürchten? 

 

2. Familienleben: Jeder Mensch ist Teil einer Familie. Neben der individuellen Privatsphäre ist die-
ser Bereich der persönlichste von allen. Versuchen Staat oder Angehörige einen Christen inner-
halb seiner Familie an der Ausübung oder Weitergabe seines Glaubens zu hindern? Besonders für 
Christen muslimischer Herkunft, aber auch für andere Konvertiten, kann diese Form der Verfol-
gung extrem belastend sein. 

 

3. Soziales Leben: Jeder Mensch lebt innerhalb eines nachbarschaftlichen Verbands mit bestimmten 
Eigenarten. Besonders in Ländern, wo die Zugehörigkeit zu einem Stamm oder einer ethnischen 
Gruppe große Bedeutung hat, kann dies für Christen zu einem Problem werden. Können sich 
Christen im täglichen Leben ungehindert bewegen und am sozialen Leben teilnehmen, z.B. den 
Dorfbrunnen nutzen? Nehmen lokale Behörden oder einflussreiche Persönlichkeiten – etwa loka-
le religiöse Führer – den Glauben der Christen zum Anlass, sie zu diskriminieren oder gar die Ge-
meinschaft gegen sie aufzuhetzen? 

 

4. Leben im Staat: Jeder Mensch lebt in einem Staat. In diesem Bereich werden Fragen nach der 
Rolle der Zentralregierung und der Provinzregierungen untersucht: Kontrollieren sie das Leben ih-
rer Bürger? Sind Christen frei und können ungehindert an der Zivilgesellschaft und am öffentli-
chen Leben teilhaben? Kommt es im Bereich der Gesetzgebung oder der Rechtsprechung zu Ein-
schränkungen der Glaubensfreiheit? 

 

5. Kirchliches Leben: Ein Christ ist normalerweise Teil einer Kirche oder einer Untergrundgemeinde. 
Haben die Christen die Freiheit, ihren Glauben in einer Gemeinschaft zu praktizieren? Wie stark 
sind die Einschränkungen? Man beachte auch die Bedeutung, die der gemeinschaftliche Aspekt 
der Glaubensfreiheit in den Menschenrechtsdebatten hat.  

 

Ein weiterer und entscheidender Abschnitt des Fragenkatalogs betrifft das Thema «physische Gewalt». 
Hier fließen Fragen aus allen der genannten fünf Lebensbereiche ein, bei denen es um tatsächliche Über-
griffe gegen Menschen und Gebäude mit Bezug zum christlichen Glauben geht. Durch das gesonderte 
Betrachten dieses Bereiches wird vermieden, dass einzelne mitunter spektakuläre Gewaltakte das Ge-
samtbild verzerren und dadurch der tatsächliche Grad der Verfolgung nicht richtig wiedergegeben wird. 
Jede der genannten fünf Sphären sowie der Bereich «physische Gewalt» gehen mit je 1/6 in die Bewer-
tung des Index ein. 
 

Schlussfolgerung 
 

Wir wollen keine Statistiken erstellen, in denen verfolgte Christen nackte Zahlen bleiben. Unser Ziel ist, 
dass jeder einzelne von ihnen Trost und Ermutigung in seinem Leid erfährt. Der WVI soll deshalb als An-
stoß zum Gebet und als kraftvolles Instrument dienen, um verfolgten Geschwistern wirksam zu helfen. 
 
 
zurück zu Inhalt 
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Weltverfolgungsindex 2013 in Kürze 
 

 Nordkorea belegt zum elften Mal in Folge Platz 1 in der Rangliste von 50 Ländern mit der stärksten Chris-
tenverfolgung. 50.000 bis 70.000 Christen sind dort schätzungsweise in Arbeitslagern eingesperrt. Auch unter 
dem neuen Führer Kim Jong Un wird die intensive Verfolgung fortgesetzt. Die Zahl der Flüchtlinge nach China 
ist hingegen 2012 stark zurückgegangen; etwa die Hälfte aller Fluchtversuche scheiterte. 
 

 Die zehn vorderen Plätze im WVI 2013 belegen: Nordkorea, Saudi-Arabien, Afghanistan, Irak, Somalia, 
Malediven, Mali, Iran, Jemen, und Eritrea. 
 

 Acht der ersten zehn Länder auf dem Index sind islamisch geprägt. Nordkorea ist kommunistisch, Eritrea ist 
etwa zu Hälfte christlich und zur Hälfte islamisch geprägt, während der Präsident dem Marxismus nahesteht. 
 

 Mali auf Rang 7 und Eritrea an 10. Stelle sind die einzigen neuen Länder unter den Top-Ten. Mali wurde im 
Vorjahr nicht auf dem Index geführt, Eritrea stand auf Rang 11. Zusätzlich zu Mali und Eritrea sind folgende 
Länder Afrikas vorgerückt: Äthiopien (von Platz 38 auf 15), Libyen (von 25 auf 17) und Tansania als Neuein-
steiger auf Rang 24. Nigeria bleibt unverändert auf Platz 13, nachdem zahlreiche Christen und Kirchen von 
islamischen Extremisten der Boko Haram angegriffen wurden. 
 

 Weitere Neueinsteiger auf der Liste der ersten 50 Länder sind Kenia (40), Uganda (47) und Niger (50). Ihre 
Aufnahme in den Index sowie das Vorrücken vieler anderer afrikanischer Länder spiegeln einen wachsenden 
Trend «Islamischer Erweckung» auf dem afrikanischen Kontinent wider. Somalia, Mali und Eritrea rangieren 
alle in den Top-10. 
 

 Die Hauptquelle von Verfolgung in Mali ist islamischer Extremismus. Zuvor war das Land ein typisches 
westlich geprägtes afrikanisches Land mit einer in weiten Teilen moderaten Form des Islam. Christen genos-
sen ein gewisses Maß an Freiheit, ihren Glauben zu praktizieren. Mit der Eroberung des nördlichen Landes-
teils durch Separatisten von den Tuareg und islamistische Kämpfer sowie der damit einhergehenden Grün-
dung des unabhängigen Staates Azawad im April 2012 veränderte sich die Situation jedoch dramatisch. In 
kürzester Zeit errichteten die Islamisten einen islamischen Staat unter Scharia Recht im Norden Malis. Viele 
Christen wurden zur Flucht gezwungen und ihre Kirchen verbrannt. 
 

 Der Arabische Frühling hat sich für viele Christen definitiv in einen Arabischen Winter verwandelt. Im Ver-
lauf des syrischen Bürgerkrieges wurden Berichten zufolge bereits über 40.000 Menschen getötet. Christen 
werden in wachsendem Maß gezielt angegriffen, viele mussten bereits fliehen. Aufgrund dieser Entwicklung 
ist das Land vom 36. auf den 11. Rang vorgerückt. 
 

 Auch Libyen hat einen großen Sprung nach vorn gemacht, von Platz 26 auf Platz 17. Die Anzahl der Christen 
ist völlig eingebrochen, vor allem wegen des Rückzuges ausländischer Christen aus dem Land. Die Salafisten 
gewinnen immer mehr Einfluss. Dies geschieht auch in Tunesien, das von Rang 35 auf Rang 30 gestiegen ist. 
Libyen hat sich von einem säkularen Staat zu einem stark islamistisch geprägten Land gewandelt. 
 

 Aus den Top-10 herausgefallen sind Usbekistan (von 7 auf 16) und Pakistan (von 10 auf 14). Vollständig von 
dem Index verschwunden sind Tschetschenien, die Türkei, Kuba, Weißrussland und Bangladesch. 
 

 Unter den Ländern mit dem stärksten Rückgang auf dem Index ist China, das vom 21. auf den 37. Platz 
gefallen ist. Damit setzt sich ein längerfristiger Trend fort, bedenkt man, dass China 2010 noch auf dem 13. 
Platz stand (und vor fünf Jahren sogar unter den Top-10 rangierte). Auch die Komoren sind von Rang 24 auf 
Rang 41 stark abgefallen, ähnlich wie Bhutan (von Rang 17 auf 28). 
 

 Weltweit betrachtet nimmt die Verfolgung von Christen zu. China ist das einzige Land, in dem die Open 
Doors Forschungsgruppe deutliche Verbesserungen verzeichnen konnte. Andere Länder, die wie etwa Iran 
und Usbekistan im Jahresvergleich niedriger platziert sind, gehen nach wie vor hart gegen die Christen vor. 
Ihre bessere Platzierung ist lediglich auf eine Verschlechterung der Lage in anderen Ländern zurückzuführen, 
die deshalb auf dem Index vorgerückt sind. 
 
zurück zu Inhalt 
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Weltverfolgungsindex 2013 – Rangliste 
 

 

Berichtszeitraum 1. November 2011 bis 31. Oktober 2012        www.weltverfolgungsindex.de 
 

 

2013   2012 2011 2010 

 

Platz Land 
Privat-
leben 

Familien-
leben 

Soziales 
Leben 

Leben 
im Staat 

Kirchliches 
Leben 

Physische 
Gewalt 

TOTAL 
PUNKTE 

  Platz Platz Platz 

  1. Nordkorea 16,668 13,101 15,483 16,656 16,686 8,880 87   1. 1. 1. 

  

2. Saudi-Arabien 14,970 10,719 14,557 14,343 16,411 3,700 75   3. 4. 3. 

3. Afghanistan 14,044 11,513 14,292 14,574 16,274 3,700 74   2. 3. 6. 

4. Irak 12,501 10,587 12,307 11,682 12,085 15,170 74   9. 8. 17. 

5. Somalia 14,662 11,910 14,557 15,037 16,686 1,480 74   4. 5. 4. 

6. Malediven 16,668 11,381 12,439 15,962 16,549 0,740 74   6. 6. 5. 

7. Mali 12,964 10,057 13,630 14,111 14,489 7,585 73   - - - 

8. Iran 14,662 10,454 14,424 14,343 15,931 2,590 72   5. 2. 2. 

9. Jemen 14,816 10,719 14,027 13,880 15,450 3,330 72   8. 7. 7. 

10. Eritrea 11,729 9,131 10,719 13,186 15,519 11,285 72   11. 12. 11. 

11. Syrien 11,575 8,602 10,984 10,988 13,596 15,170 71   36. 38. 41. 

  

12. Sudan 11,575 8,999 11,116 11,798 12,291 14,430 70   16. 35. 30. 

13. Nigeria 8,643 7,808 12,572 11,104 12,703 15,355 68   13. 23. 27. 

14. Pakistan 10,649 9,263 13,101 12,608 9,064 8,325 63   10. 11. 14. 

15. Äthiopien 12,347 8,602 10,984 10,526 13,115 7,400 63   38. 43. 44. 

16. Usbekistan 14,507 7,543 10,719 11,335 15,038 2,960 62   7. 9. 10. 

17. Libyen 14,044 9,793 10,322 11,451 12,497 2,035 60   26. 25. 22. 

18. Laos 10,032 7,675 10,454 11,451 14,145 4,810 59   12. 10. 9. 

19. Turkmenistan 13,736 5,955 9,925 11,914 14,969 1,295 58   18. 15. 15. 

20. Katar 12,810 8,999 10,587 11,798 13,390 0,000 58   22. 17. 18. 

21. Vietnam 10,649 5,690 8,602 13,186 13,802 5,180 57   19. 18. 21. 

22. Oman 12,347 8,734 10,851 10,988 13,390 0,000 56   27. 26. 28. 

23. Mauretanien 11,421 9,793 11,778 10,757 12,223 0,000 56   14. 13. 8. 

  

24. Tansania 8,180 7,940 10,851 10,294 10,369 7,400 55   - - - 

25. Ägypten 9,723 7,543 10,719 8,675 7,210 10,545 54   15. 19. 20. 

26. 
Vereinigte Arabische 
Emirate (VAE) 

12,810 9,131 9,793 10,063 12,085 0,185 54   37. 34. 33. 

27. Brunei 12,192 7,543 8,999 9,600 14,626 0,000 53   28. 29. 29. 

28. Bhutan 10,340 6,881 9,528 9,022 13,390 2,775 52   17. 14. 12. 

29. Algerien 12,964 7,014 7,940 10,988 10,163 1,665 51   23. 22. 25. 

30. Tunesien 13,427 8,205 9,396 6,824 9,751 2,590 50   35. 37. 43. 

31. Indien 8,025 7,014 8,072 9,600 7,553 9,620 50   32. 32. 26. 

32. Myanmar (Burma) 5,247 3,573 8,999 9,485 10,781 11,655 50   33. 27. 23. 

33. Kuwait 10,649 8,469 8,999 9,253 11,467 0,555 49   30. 28. 31. 

34. Jordanien 10,649 8,469 8,999 9,022 9,133 2,220 48   40. 40. 39. 

35. Bahrain 11,112 7,543 8,866 9,716 10,643 0,000 48   46. 45. 47. 

36. Palästinensergebiete 10,649 7,808 9,528 8,559 10,163 0,925 48   44. 44. 46. 

37. China 8,025 5,558 6,087 6,593 12,017 9,250 48   21. 16. 13. 

38. Aserbaidschan 9,723 6,352 8,999 6,709 13,527 2,220 48   25. 24. 24. 

39. Marokko 6,636 8,205 8,866 10,063 13,115 0,555 47   29. 31. 37. 

40. Kenia 6,019 6,749 7,808 5,899 7,691 13,135 47   - - - 

41. Komoren 8,488 6,087 7,278 7,981 14,557 0,555 45   24. 21. 16. 

42. Malaysia 9,723 8,337 7,940 8,906 7,210 2,775 45   50. 50. - 

43. Dschibuti 9,877 7,940 9,528 8,097 8,858 0,000 44   39. 39. 36. 

44. Tadschikistan 11,421 4,102 6,087 7,056 11,673 1,480 42   34. 33. 32. 

45. Indonesien 7,562 6,220 5,823 6,477 7,553 7,400 41   43. 48. 48. 

46. Kolumbien 3,241 3,441 9,660 4,164 5,768 14,615 41   47. - - 

  

47. Uganda 5,865 7,014 9,925 8,212 8,583 0,555 40   - - - 

48. Kasachstan 8,025 4,102 7,411 5,321 11,742 1,665 38   45. - - 

49. Kirgisistan 8,180 5,161 7,278 5,783 9,682 1,295 37   48. 46. 49. 

50. Niger 3,395 7,675 8,999 6,362 4,326 4,440 35   - - - 
 
 

  

 

86-100 Punkte 

  
 

71-85 Punkte 

  
 

56-70 Punkte 

  
 

41-55 Punkte 

  
 

26-40 Punkte 
 

 

zurück zu Inhalt  
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Wichtige Trends 
 
Verfolgung von Christen durch islamische Extremisten hat deutlich zugenommen 
 

Während Nordkorea weiterhin das Land mit der härtesten Christenverfolgung bleibt, stellt der Vor-
marsch des extremistischen Islam in allen Ländern des «Arabischen Frühlings» den wichtigsten Trend 
des Jahres 2012 im Bereich der Christenverfolgung dar. Bedingt durch diese Entwicklung hat sich der 
Druck auf weite Teile der Kirche im Nahen Osten und Nordafrika massiv verstärkt. Ausländische 
Dschihadisten gehen inzwischen im vom Bürgerkrieg zerrissenen Syrien gegen Christen vor, das vom 
36. Platz auf den 11. Platz nach vorne gerückt ist. Al Kaida Kämpfer haben die Kontrolle über den 
Norden Malis übernommen und ein Weiterleben für die dortigen Christen unmöglich gemacht. In der 
Folge ist das zuvor nicht auf dem Index geführte Land direkt auf Platz 7 positioniert. Selbst in Ländern 
wie Libyen, das inzwischen Züge einer Demokratie angenommen hat, verbreiten Islamisten unge-
straft Angst und Schrecken unter der christlichen Minderheit, wodurch das Land vom 26. auf den 17. 
Rang vorgerückt ist. 
 
Auch südlich der Sahara hat sich der extremistische Islam weiter ausgebreitet, wobei der moderatere 
sufistische Islam durch eine strengere, von Saudi Arabien unterstütze wahhabistische Ausprägung 
des Islam verdrängt wurde. Dadurch werden insgesamt fünf Länder erstmalig auf dem Index der ers-
ten 50 Staaten mit Christenverfolgung notiert: Mali (7), Tansania (24), Kenia (40), Uganda (47) und 
Niger (50). Eine Verschlechterung der Lage für die Christen, ebenfalls wegen des radikalen Islam, ist 
auch in Malaysia zu beobachten (von Platz 50 auf 42). Indonesien ist hingegen etwas tiefer platziert 
als im Vorjahr (Platz 45 statt 43), was allerdings vorrangig an der Verschlechterung in anderen Län-
dern wie den neu hinzugekommenen liegt, als dass die Lage der Christen sich in diesem von Musli-
men dominierten Land gebessert hätte. 
 
Die Gesamtentwicklung verläuft jedoch nicht überall so düster. Die kommunistischen Staaten Ostasi-
ens – mit Ausnahme von Nordkorea – haben Verbesserungen in ihren Positionen erreicht.. Laos ist 
vom 12. auf den 18. Platz zurückgefallen, Vietnam (von 19 auf 21), obwohl hier ein neues Gesetz zur 
Registrierung von Religionsgruppen die Situation wieder zum Negativen beeinflussen könnte. Den 
deutlichsten Rückgang in der Platzierung (von Platz 21 auf 37) kann jedoch China verzeichnen, das 
Land, dessen etwa 85 Millionen Christen die weltgrößte Minderheitenkirche stellen. 
 
Der Open Doors Weltverfolgungsindex ist die derzeit einzige systematische Untersuchung zur Religi-
onsfreiheit von Christen in aller Welt, die jährlich erhoben wird. Darin wird bewertet, welche Freiheit 
Christen in der Ausübung ihres Glaubens zugestanden wird, aufgeschlüsselt nach fünf Lebensberei-
chen: Privatleben, Familienleben, soziales Leben, Leben im Staat und kirchliches Leben. Hinzu kommt 
ein sechster Bereich, der das Maß physischer Gewalt gegen Christen bewertet. Im Jahr 2012 erlebten 
Christen in Nigeria, Irak und Syrien am häufigsten physische Gewalt, dicht gefolgt von Sudan und 
Kolumbien. Auch in Eritrea, Myanmar, Kenia und Ägypten kam es zu starken Wellen antichristlicher 
Gewalt. Jeder untersuchte Bereich wird gleich stark gewichtet. Diese Herangehensweise soll dazu 
dienen, die tieferliegenden Strukturen von Verfolgung zu ermitteln, statt lediglich einzelne Übergriffe 
zu betrachten. Denn Verfolgung kann mitunter dann am schlimmsten sein, wenn am wenigsten 
Übergriffe registriert werden, etwa weil Christen zu verängstigt sind, um auch nur über die Miss-
handlungen an ihnen zu berichten; oder wenn ihnen nur die Flucht blieb, wie kürzlich im Norden von 
Mali geschehen. Oder, um es mit den Worte eines christlichen Leiters aus Nordnigeria zu sagen: 
«Man muss verstehen, dass permanenter Druck den christlichen Gemeinden oft sehr viel mehr Scha-
den zufügt als ein einzelner Gewaltakt; aber er ist schwerer zu erfassen und löst keine Schlagzeilen 
aus». 
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Die fünf wichtigsten Muster von Verfolgung  
 

Fünf Haupttrends verdeutlichen die Ergebnisse des Berichtes von 2012, der die Entwicklungen der 
weltweiten verfolgten Kirche im Zeitraum vom 1. November 2011 bis zum 31. Oktober 2012 doku-
mentiert. 
 

1. Islamisten haben durch den «arabischen Frühling» an Einfluss gewonnen und drängen 
Christen noch weiter an den Rand der Gesellschaft. 
 

Im Dezember 2012 vollendete der «Arabische Frühling» das zweite Jahr seit seinem Beginn. Und 
obwohl viele Diktatoren während dieser Zeit zurücktreten mussten, waren die einzigen Nutznießer 
durchweg islamistische Parteien. Der Arabische Frühling hat islamistischen Bewegungen die Gele-
genheit verschafft, ihren Einfluss auf dem Weg freier Wahlen auszudehnen. In jedem Land, dessen 
Regime zum Rücktritt gezwungen wurde, sind inzwischen islamistische Parteien an der Macht. Die 
säkularen Kräfte, die ein plurales politisches System anstrebten, in dem der Islam nur eine unterge-
ordnete Rolle spielen sollte und die Rechte von Minderheiten geschützt würden, scheiterten. Zum 
Teil lag dies an der tiefen Zerstrittenheit der einzelnen Gruppierungen untereinander. So übernahm 
in Ägypten, dem Land mit der größten christlichen Minderheit im Nahen Osten, die Muslimbruder-
schaft die Macht und hat bereits einen Verfassungsentwurf durchgesetzt, der die Scharia zur Grund-
lage aller Gesetzgebung machen würde. Die Vertreter der koptischen Christen haben sich bereits aus 
den Beratungsgesprächen zurückgezogen mit dem Hinweis darauf, dass die herrschende Muslimbru-
derschaft keinerlei Interesse an ihrem Standpunkt gezeigt habe. 
 
Noch schlimmer sieht die Lage jedoch an Orten aus, wo die Islamisten militärischen Organisationen 
angehören oder gar fanatische Dschihadisten sind. Das ist zum Beispiel in Syrien der Fall, wo große 
Teile der Opposition islamistische Tendenzen aufweisen. Christen galten in Syrien als Unterstützer 
des Assad-Regimes und gerieten deshalb schon früh ins Visier der Islamisten, wie etwa bei den Kämp-
fen in der vormals christlich geprägten Stadt Homs. Dort sucht man heute vergeblich nach ihnen. 
Mitte des Jahres traten zunehmend ausländische Dschihadisten in die Kämpfe ein. Sie vertreten den 
Standpunkt, dass alle Christen als «fremde Elemente» aus dem Land vertrieben werden sollten. Teile 
Libyens werden weiterhin von islamistischen Gruppen kontrolliert. Dort gelten Christen als «weiche 
Ziele» und werden oftmals Opfer von Erpressungen. 
 
In der gesamten Region wetteifern Regime wie die von Saudi Arabien und Iran um den größten Ein-
fluss der von ihnen vertretenen Ausprägung des Islam. Der gleichzeitig Aufstieg der Türkei und der 
abnehmende amerikanische Einfluss tragen ihren Teil zu einem zusehends raueren Klima für die 
christlichen Minderheiten bei. Acht der zehn führenden Länder auf dem Weltverfolgungsindex wer-
den von islamistischen Regimen regiert, und bei den ersten 30 Ländern des Index geht die Verfolgung 
von Christen in 24 Fällen von islamischen Extremisten aus – entweder als amtierende Regierung oder 
als Oppositionsgruppe. 
 
All diese Entwicklungen zum Trotz wachsen die christlichen Gemeinden – wenn auch nicht überall in 
Mitgliederzahlen, so doch in der Einheit unter den Denominationen. In Syrien ist unter dem herr-
schenden Druck eine ganz neue Qualität der Einheit und Zusammenarbeit unter den christlichen 
Leitern entstanden. Viele der Leiter haben beschlossen, ihre Heimat nicht zu verlassen, sondern sich 
den kommenden Herausforderungen zu stellen und sich für die vielen christlichen Flüchtlingsfamilien 
einzusetzen. 
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2. Der Islamismus hat seinen Einfluss südlich der Sahara ausgeweitet, was zu alarmierender 

Gewalt gegen Christen geführt hat 
 

Seit einer Generation ist der Einfluss des Islamismus südlich der Sahara spürbar. Doch erst in jüngerer 
Vergangenheit haben gewalttätige Mobs ganze Länder und Regionen destabilisiert. Dafür wurden sie 
häufig von Saudi Arabien oder im Aufruhr befindlichen Ländern wie Libyen mit Geld und Waffen un-
terstützt. Die Boko Haram sorgt als fanatische islamische Terrorgruppe in Nordnigeria weiter dafür, 
dass dieser Landesteil die weltweit höchste Gewaltrate gegen Christen aufweist. 
 
Der Norden Malis, des ärmsten Landes der Welt, wird seit dem Militärputsch vom 12. März 2012 von 
einem Ableger der Al Kaida in der Sahelzone kontrolliert. Dieses Gebiet war zuvor von Tuareg Rebel-
len unsicher gemacht worden, nun herrscht dort die Scharia. Eine noch überraschendere Entwicklung 
stellt die Zunahme islamisch-extremistischer Gewalt in mehrheitlich christlichen Ländern wie Kenia 
und Tansania dar, obwohl sich die Übergriffe im letztgenannten Fall auf die islamisch dominierten 
Inseln Sansibar (Unguja) und Pemba konzentrieren. Die Zunahme antichristlicher Gewalt in Kenia 
könnte auch eng verknüpft sein mit der Flucht von Al Shabaab Kämpfern aus dem benachbarten So-
malia, die nun Gewalt gegen Christen in Ostkenia ausüben. 
 
Anlass zu noch größerer Besorgnis liefert die Beobachtung, dass die gleichmäßige Ausbreitung des 
Islamismus die Kultur in mehreren Teilen Westafrikas verändert. Und selbst im ostafrikanischen Ke-
nia mit seiner christlichen Mehrheit hat die Lobbyarbeit extremistischer Muslime dazu geführt, dass 
islamische Familiengerichte per Verfassungszusatz in allen Landesteilen legalisiert wurden – selbst 
dort, wo kaum Muslime wohnen. Nachdem dieser Brückenkopf etabliert wurde, befürchten Be-
obachter, dass mehrheitlich islamische Provinzen die Scharia ausrufen könnten. In der gesamten 
Region haben Muslime es verstanden, die Kultur mit dem Islam zu infiltrieren. 
 

3. In den größeren Ländern Asiens mit nennenswerten christlichen Minderheiten sind andere 
Religionen bemüht, die Kultur zu Ungunsten der Christen zu verändern 

 
Neben China dominieren zwei Länder die Situation der Christen in Asien: Indien und Indonesien. In 
beiden leben sehr große Gruppen von Christen von ca. 70 bzw. 38 Millionen Menschen. Beide Länder 
haben eine säkulare Verfassung und blicken auf eine starke pluralistische Tradition zurück, die jegli-
che Beherrschung einer Religion durch eine andere zu verhindern sucht. In diesem Bereich gesche-
hen jedoch Veränderungen. In Indien haben sich hinduistische Extremisten nach ihrer Wahlniederla-
ge im Jahr 2004 in ländliche Regionen zurückgezogen und dort neu formiert. Mittlerweile mehren 
sich die Anzeichen einer langsamen aber stetigen «Hinduisierung» der Kultur. Zusätzlich verbreitet 
eine Gruppe maoistischer Rebellen in zwölf Bundesstaaten große Unruhe, so dass Christen schon oft 
mit Waffengewalt zur Flucht gezwungen wurden, so etwa in Chhattisgarh und Orissa. 
 
In Indonesien greifen islamistische Mobs in ländlichen Regionen regelmäßig Kirchen an. Noch mehr 
Anlass zur Sorge gibt allerdings die fehlende Bereitschaft der Zentralregierung, das Prinzip des religi-
ösen Pluralismus zu verteidigen. Bezirksregierungen haben schon in etwa hundert Distrikten ver-
schiedene Regeln der Scharia eingeführt, obwohl dies der Verfassung widerspricht. Dadurch sind 
bereits mehrere Brennpunkte mit Zusammenstößen zwischen Muslimen und Christen entstanden. Es 
gibt Befürchtungen, dass die Führungselite der Zentralregierung bereits von islamischen Fundamen-
talisten infiltriert wird, was ihre Untätigkeit erklären könnte. In beiden Staaten gibt es allerdings auch 
starke moderate Kräfte, so dass nicht von unumkehrbaren Tendenzen in Richtung einer stärkeren 
Unterdrückung der Christen in diesen riesigen Ländern gesprochen werden kann. 
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4. In den formell kommunistischen Staaten Ostasiens gibt es vorsichtige Ansätze einer Zu-

sammenarbeit mit den Kirchen anstelle der früher üblichen Unterdrückung.  
 
Mit Ausnahme von Nordkorea lautet die Maxime für Länder wie China, Vietnam und das kleine Laos 
angesichts ihrer starken Globalisierungsbemühungen: «soziale Stabilität». In all diesen Ländern hat 
sich die Lage der Christen leicht bis deutlich verbessert. China ist auf dem Verfolgungsindex am wei-
testen zurückgefallen, obwohl besonders die Christen in den muslimischen und tibetischen Minder-
heitenregionen auch weiterhin schwerer Verfolgung ausgesetzt sind. Dessen ungeachtet steht außer 
Frage, dass die Regierung gegenüber den Millionen in Untergrundgemeinden organisierten Han Chi-
nesen vermehrt Toleranz zeigt, die sich weiterhin außerhalb der offiziellen Staatskirche versammeln. 
Dies mag den sozialen Herausforderungen geschuldet sein, die durch Chinas Wandlung in eine kapi-
talistische Gesellschaft entstanden sind und deren Bewältigung der Regierung viel abverlangt. Hier 
scheint es nur naheliegend, die Christen als Verbündete zu begreifen, lehren sie die Menschen doch 
den Wert harter Arbeit, Ehrlichkeit und Respekt vor der Obrigkeit – alles Werte, die zur Wahrung 
gesellschaftlicher Stabilität unerlässlich sind. Gleichzeitig sind die christlichen Gemeinden weit von 
einem Status entfernt, der ihnen den Schutz des Gesetzes gewährleisten würde. Die gegenwärtige 
Annäherung zwischen Kirchenführern und der Regierung könnte unter veränderten Bedingungen 
sehr schnell wieder beendet sein. 
 

5. In vielen Ländern ist Korruption derartig verbreitet und tief im System verankert, dass auf-
richtige Christen in die Schusslinie geraten, sobald sie sich dagegen wenden  
 

Es gab eine Zeit, als die korruptesten Regime der Welt in Südamerika zu finden waren. Damals leer-
ten Diktatoren wie der peruanische Präsident Fujimori die Staatskasse in die eigenen Taschen, wäh-
rend sie wütende Aufständische bekämpften, die ihre revolutionären Ziele mit ihren Drogengeschäf-
ten finanzierten. Viel zu oft gerieten Christen hierbei zwischen die Fronten. Inzwischen haben sich die 
meisten Revolutionäre von ihren Zielen verabschiedet, nicht jedoch von ihren geschäftlichen Ma-
chenschaften. Die Korruption blüht deshalb bis heute in allen Bereichen der Gesellschaft. Drogenkar-
telle kontrollieren weite Landstriche Kolumbiens. Sobald ein Pastor sich zu Wort meldet und dieses 
System in Frage stellt, wird er zum Ziel von Angriffen. Ähnliches gilt für weite Teile Mexikos, Guate-
malas und Honduras, die bislang nicht auf dem Weltverfolgungsindex erschienen sind. 
 
Doch organisierte Korruption ist keine lateinamerikanische Krankheit. Auch die zentralasiatischen 
Republiken, alle in den ersten 50 Ländern des Index aufgeführt (Usbekistan rangiert sogar auf Rang 
16), sind ein Beispiel dafür, dass die christliche Gemeinde allein aufgrund einer strikten Ablehnung 
von Korruption in Schwierigkeiten gerät. Myanmar ist ein weiteres Beispiel mit ähnlichen Tendenzen. 
Das Land muss in erster Linie der Selbstherrlichkeit der herrschenden Generäle dienen. Und obwohl 
erste Schritte hin zu einer stärker demokratisch ausgerichteten Zukunft eingeleitet wurden, sind die 
Christen in den Bergregionen weiterhin massiver Unterdrückung ausgesetzt. Häufig werden sie ge-
zwungen, als Sklaven in den Minen und bei Entwicklungsprojekten Schwerstarbeit zu leisten. Auch 
die Vergewaltigung christlicher Frauen gehört zum Alltag und wird nicht strafrechtlich verfolgt.  
 
Dennoch vermittelt die Auflistung auch einige Hoffnungszeichen. So liegt ein Grund für die zuneh-
mende Verfolgung in dem Wachstum der christlichen Gemeinden. Seit den 1970er Jahren hat sich 
die Zahl der Christen in Lateinamerika und Afrika verdoppelt, in Asien sogar verdreifacht. Das hat 
dazu geführt, dass seit den frühen 1990er Jahren die Mehrzahl der Christen aus nicht-westlichen 
Ländern stammt. 
 
 
zurück zu Inhalt 
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Informationen zu den einzelnen Ländern 
 
 
1. Nordkorea 
2. Saudi-Arabien 
3. Afghanistan 
4. Irak 
5. Somalia 
6. Malediven 
7. Mali 
8. Iran 
9. Jemen 
10. Eritrea 
11. Syrien 
12. Sudan 
13. Nigeria 
14. Pakistan 
15. Äthiopien 
16. Usbekistan 
17. Libyen 
18. Laos 
19. Turkmenistan 
20. Katar 
21. Vietnam 
22. Oman 
23. Mauretanien 
24. Tansania 
25. Ägypten 

26. Vereinigte Arabische Emirate 
27. Brunei 
28. Bhutan 
29. Algerien 
30. Tunesien 
31. Indien 
32. Myanmar (Burma) 
33. Kuwait 
34. Jordanien 
35. Bahrain 
36. Palästinensergebiete 
37. China 
38. Aserbaidschan 
39. Marokko 
40. Kenia 
41. Komoren 
42. Malaysia 
43. Dschibuti 
44. Tadschikistan 
45. Indonesien 
46. Kolumbien 
47. Uganda 
48. Kasachstan 
49. Kirgisistan 
50. Niger

 
 
zurück zu Inhalt 
 
 

Nordkorea Platz 1 
 
Zum elften Mal in Folge belegt Nordkorea Platz 1 
auf dem Weltverfolgungsindex (WVI) als das Land, 
in dem Christen wegen ihres Glaubens am stärks-
ten verfolgt werden. Auch nach dem Tod des lang-
jährigen Machthabers Kim Jong Il im Dezember 
2011 und dem damit einhergehenden Führungs-
wechsel geht Open Doors nicht von einer Verbes-
serung der Situation für die Menschen im Allge-
meinen und insbesondere für die Christen aus. 
 
Nordkorea ist im wahrsten Sinne des Wortes ein-
zigartig. Wahrgenommen wird es als eins der we-
nigen übrig gebliebenen kommunistischen Staaten 
der Welt, tatsächlich ist es aber weit mehr als dies: 
Die gottgleiche Verehrung der Herrschenden lässt 
keinen Raum für eine andere Religion. Jede Ehrbe-
zeugung, die sich nicht auf die Kim-Dynastie kon-
zentriert, wird als gefährlich und staatsgefährdend 
betrachtet. 
 
Deshalb ist kommunistische Unterdrückung die 
Verfolgungsdynamik, die die Lage am besten wie 

Der gibt. Da Kommunismus das Regime aber nur 
unvollkommen beschreibt, gibt es einen sogar 
noch stärkeren Antrieb, den man als Verfolgungs-
wahn von Diktatoren bezeichnet. Die Herrschen-
den werden alles tun, was ihnen nötig zu sein 
scheint, um an der Macht zu bleiben. 
 
Vom kommunistischen Standpunkt aus betrachtet 
man die Religion als «Opium fürs Volk» und als 
Mittel für die Bourgeoisie zur Beherrschung der 
Massen. Deshalb muss sie ausgemerzt werden. Vor 
allem das Christentum wird als gefährlich wahrge-
nommen, weil man annimmt, es habe Verbindun-
gen zum Westen und wolle daher die Entwicklung 
einer wahrhaft sozialistischen Nation behindern. 
Das Regime zählt als Anhänger der verschiedenen 
Religionen 10.000 Protestanten, 10.000 Buddhis-
ten, 4.000 Katholiken und 40.000 Anhänger einer 
einheimischen Religion mit dem Namen «Chondo-
gyo».  
 
In einem Bericht des Jahres 2002 für die UN er-
wähnte das Land die Existenz sowohl etlicher Kir-
chengebäude in Pjöngjang als auch ca. 500 «Fami-
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lienandachtszentren» im ganzen Land. Die offizielle 
Christenliga Chosun bestätigt diese Zahlen, aber 
dabei handelt es sich wohl lediglich um Potemkin-
sche Dörfer. Flüchtlinge aus Nordkorea sagen, dass 
sie noch nie von ihnen gehört hätten. 
 
Auf alle Fälle übersteigen die sogenannten «Unter-
grundkirchen» diese Zahl bei weitem. Schätzungen 
der Anzahl christlicher Gläubiger variieren; Open 
Doors schätzt die Zahl der Christen auf 200.000 
und 400.000. Alle Experten sind sich darüber einig, 
dass all diese Gläubigen mit sehr schwierigen Um-
ständen konfrontiert sind. 
 
Das Land ist tief geprägt von einem in der stalinisti-
schen Tradition stehenden Personenkult, durch 
den der verstorbene Diktator Kim Il Sung quasi zu 
einem Gott erhoben wird. Die Regierung setzt die 
«Juche»-Philosophie (sprich «Dschutsche»), ein-
schließlich der Verehrung Kim Il Sungs durch. Juche 
bedeutet so viel wie «Subjekt», «Selbstbestim-
mung» oder «Eigenständigkeit». Nach dieser Ideo-
logie steht der Mensch zwar theoretisch im Mittel-
punkt aller (seiner) Entscheidungen, andererseits 
wird ihm in der Praxis absolute und bedingungslo-
se Loyalität gegenüber dem Führer des Volkes 
abverlangt. Zudem geht die Juche-Weltanschauung 
mit einer vom Ausland unabhängigen Wirtschafts-
philosophie einher. Diese isoliert Nordkorea wie 
kaum ein anderes Land auf der Welt von der inter-
nationalen Gemeinschaft und führt es in Verbin-
dung mit der realsozialistischen Planwirtschaft 
immer wieder an den Rand des ökonomischen 
Zusammenbruchs.  
 
Die nach offizieller Darstellung herrschende Religi-
onsfreiheit wird ausländischen Besuchern in Form 
von vier Kirchen in der Hauptstadt vorgetäuscht: 
Zwei Kirchen sind protestantisch, eine katholisch 
und eine russisch-orthodox. Doch die Gottesdiens-
te in Pjöngjang sind lediglich eine Touristenattrak-
tion.   
 
Alle Flüchtlinge haben übereinstimmend ausge-
sagt, dass Menschen definitiv für die Religionsaus-
übung auf privater Ebene verfolgt werden. Nord-
korea ist davon überzeugt, dass die Religion ein 
Mittel für ausländische Übergriffe sei und den 
gesellschaftlichen Regeln Nordkoreas schaden 
würde. 
 
Infolgedessen sind alle Christen im Songbun-
System als «feindselig» klassifiziert, und es gibt 
sogar eigene Unter-Klassifizierungen für Christen, 
nämlich 37 für protestantische Christen und 39 für 

katholische Christen. Aufgrund des Systems der 
kollektiven Haftung kann dies unter Umständen 
auch ihren Angehörigen bis in die dritte Generati-
on schaden.  
 
Flüchtlinge und Überläufer haben ausgesagt, dass 
sie Zeugen von Verhaftungen oder möglichen Hin-
richtungen christlicher Kirchenmitglieder in den 
letzten Jahren gewesen sind oder davon gehört 
haben. Da sowohl der Zugang zum Land als auch 
der Zugang zu zeitnahen Informationen nahezu 
unmöglich ist, war es nach Aussage des Jahresbe-
richts 2012 des US-Außenministeriums wieder 
schwierig zu überprüfen, inwieweit Verhaftungen 
und Hinrichtungen während dieses Jahres fortge-
setzt wurden. Im selben Bericht heißt es, dass 
Berichte von Überläufern Hinweise darauf gegeben 
hätten, dass die Regierung ihre Ermittlungen und 
Repressalien gegenüber nicht-autorisierten religiö-
sen Gruppen und deren Verfolgung in den letzten 
Jahren verstärkt habe, die Erkenntnis hierüber 
aber begrenzt sei. Entdecke man jemanden bei 
heimlichen religiösen Aktivitäten, werde er diskri-
miniert, festgenommen, willkürlich in Haft gehal-
ten, beseitigt, werde gefoltert oder hingerichtet. 
Flüchtlinge, die von China wieder zurückgeschickt 
werden, sind Berichten zufolge besonders gefähr-
det, da sie verhaftet und verhört werden und einer 
Strafe entgegensehen. Meist bekommen sie eine 
verhältnismäßig leichte Strafe, wenn sie sich in 
China nicht an christlichen Aktivitäten beteiligt 
haben.  
 
Eine große Anzahl von Glaubenden ist in Nordko-
reas berüchtigten Straflagern (Kwan-li-so) einge-
sperrt; ihre genaue Zahl ist laut US-Kommission für 
internationale Religionsfreiheit in ihrem jüngsten 
Bericht allerdings schwer zu verifizieren. Die Schät-
zung der Zahlen hänge sehr von den Berichten der 
Überläufer ab, die manchmal weit in die Vergan-
genheit reichen und deshalb zeitlich lückenhaft 
bleiben. 
 
Nach neuesten Berichten über das System der 
Arbeitslager zählt man schätzungsweise rund 
150.000 bis 200.000 Insassen, abgesehen von all 
denen, die in den anderen Gefängnisarten des 
Landes inhaftiert sind. Davon sollen 50.000-70.000 
Christen in den Arbeitslagern sein. Allein für das 
Gefängnis Nr. 15 schätzen Experten aufgrund der 
Erläuterungen von Überläufern, dass dort bis zu 
6.000 Christen eingesperrt sein könnten. 
 
Die Eliminierung von religiösen Einzelpersonen aus 
der nordkoreanischen Gesellschaft durch das Re-
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gime Kim war und ist ein detaillierter Prozess, der 
sich auf ideologische Indoktrination konzentriert, 
um Christen zu beseitigen oder zu einem atheisti-
schen Glauben an die sozialistische Ideologie zu 
«bekehren», sie zu inhaftieren oder in entlegene 
Gebiete zu verbannen, falls eine derartige Umpo-
lung nicht greift, und religiöse Führer oder diejeni-
gen hinzurichten, die versucht haben, andere zu 
ihrer Religion zu bekehren. 
 
Nordkoreanische Polizeibeamte machen Jagd auf 
solche Nordkoreaner und verfolgen strafrechtlich, 
die sich während ihres Aufenthaltes in China zum 
protestantischen Christentum bekehren oder wel-
che christliche Literatur, hauptsächlich Bibelverse, 
mit zurück nach Nordkorea zu bringen versuchen. 
Jeder Überläufer, der gefangen und in das Land 
zurückgeschickt wird, muss viele Fragen beantwor-
ten. Darunter allen Berichten zufolge: «Haben Sie 
in China irgendwelche Christen getroffen?» und 
«Haben Sie in China eine Kirche besucht?» 
 
Der südkoreanische Pastor Kang, der sich in China 
für nordkoreanische Menschenrechte einsetzte, 
wurde bei einem mysteriösen Autounfall getötet. 
Da die chinesische Regierung den genauen Unfall-
bericht nicht veröffentlicht, werden die Zweifel 
immer größer. Pastor Kangs Wagen stieß frontal 
mit einem Bus zusammen; er war auf der Stelle tot. 
Im Bus befanden sich keine Passagiere und an der 
Unfallstelle wurde nichts liegen gelassen. Im Au-
gust 2011 war Pastor Kang auf einem Parkplatz 
auch mit einer vergifteten Nadel attackiert wor-
den. (Quelle: Chosunilbo 30.5.2012) 
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

Saudi-Arabien Platz 2: 
 
Früher hatte Saudi-Arabien über eine große christ-
liche Bevölkerung und es gab sogar Kirchen mit 
Geistlichen und Synagogen der jüdischen Bevölke-
rung. Während der Eroberung durch den Islam 
vom 7. bis zum 10. Jahrhundert wurden Juden und 
Christen des Landes verwiesen oder gezwungen, 
zum Islam zu konvertieren. Heute ist die christliche 
Religionsausübung in der saudi-arabischen Öffent-
lichkeit verboten. Den Bürgern des Landes ist es 
nur erlaubt, dem Islam zu folgen. 
 
Das Forschungszentrum PEW bezeichnet Saudi-
Arabien als eines der 18 Länder (9,1 Prozent) mit 
hohen Einschränkungen in Bezug auf Religion sei-
tens seiner Regierung, weil die Religionsfreiheit 

weder in der Verfassung noch im einfachen Gesetz 
verankert ist. Obwohl Saudi-Arabien einer der 
wichtigsten Verbündeten des Westens im Nahen 
Osten ist, belegt es einen vorderen Platz auf dem 
Social Hostility Index des Forschungszentrum PEW. 
Dies bedeutet, dass es zu den 15 Ländern (7,6 
Prozent) gehört, in denen Meinungen gegen Min-
derheitenreligionen sehr stark in allen Bereichen 
der Gesellschaft auftreten.  
 
Das Rechtssystem des Königsreiches basiert auf 
der Scharia, dem islamischen Gesetz. Die Lossa-
gung vom Islam und das Konvertieren zu einer 
anderen Religion stehen unter Todesstrafe, wenn 
der Angeklagte (oder Beschuldigte) dies nicht wi-
derruft. Obwohl im Berichtszeitraum kein saudi-
scher Staatsbürger für die Lossagung vom Islam 
offiziell verurteilt und bestraft wurde, ist vom Ge-
setz her prinzipiell die Verhängung eines Todesur-
teils möglich. Die Regierung erlaubt zwar, dass 
Nichtmuslime im eigenen Zuhause ihre Religion 
praktizieren dürfen, aber die religiöse Polizei, 
Muttawa genannt, respektiert dieses Recht oftmals 
nicht. Da das Gesetz nicht formell verabschiedet 
wurde, verbleibt die Situation in Bezug auf die 
private Religionsausübung vage. 
 
Das Versammlungsrecht wird stark durch die Ge-
schlechtertrennung eingeschränkt, welche es 
Männern und Frauen aus verschiedenen Familien 
verbietet, zusammen zu kommen. Gläubige, wel-
che dennoch Aktivitäten wie etwa Gottesdienste 
ausüben, riskieren Festnahme, Inhaftierung, Aus-
peitschung, Deportation und manchmal Folter. 
Muslimen die gute Nachricht zu verkündigen und 
die Verbreitung christlicher beziehungsweise gene-
rell nicht muslimischer Literatur (z.B. Bibeln) ist 
illegal.  
 
Christen muslimischer Herkunft laufen Gefahr, 
dass sie einem Ehrenmord seitens ihrer Familie 
oder der öffentlichen Gemeinde zum Opfer fallen, 
wenn diese ihren Glauben entdecken. Daher sind 
bereits einige von ihnen aus dem Land geflohen. 
 
Die meisten Christen in Saudi-Arabien sind Migran-
ten, welche vorübergehend im Land arbeiten. Die 
Mehrheit kommt von den Philippinen und aus 
Indien, andere aus Afrika und dem Westen. Asiati-
sche und afrikanische Arbeiter,  sind regelmäßig 
verbaler und körperlicher Gewalt wegen ihres 
christlichen Glaubens ausgesetzt, zudem werden 
sie ausgenutzt und nur schlecht bezahlt. Obwohl 
Sklaverei seit 1962 in Saudi-Arabien illegal ist, ha-
ben die saudischen Arbeitgeber oder «Sponsoren» 
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immer noch eine starke Machtposition über aus-
ländische Arbeiter, was wiederum zeigt, dass die 
Mentalität «einen Arbeiter zu besitzen» noch vor-
handen ist. Hausangestellten aus dem Ausland 
wird sogar mit Vergewaltigung gedroht, wenn sie 
nicht zum Islam konvertieren. Trotzdem gibt es 
häufig Berichte von Migranten, die zum Christen-
tum konvertieren. Oft kommen sie aus ihrem Hei-
matland als Katholiken, Muslime oder Hindus, 
treffen aber während ihres Aufenthaltes auf der 
arabischen Halbinsel die feste Entscheidung, Jesus 
zu folgen. Aufgrund dessen steigt die Anzahl der 
Migrantengemeinden. Im Dezember 2011 wurde 
eine Gruppe von 35 äthiopischen Christen nach 
ihrem Gottesdienst angegriffen und verhaftet. 
Offiziell wurden sie der «Vermischung der Ge-
schlechter außerhalb der Familie» beschuldigt, 
aber laut der Gefangenen wurden sie für das Prak-
tizieren ihres Glaubens verhaftet.  
 
Es gibt eine Vielzahl von Konvertiten, welche ihren 
Glauben unter großer Geheimhaltung leben. Viele 
von ihnen haben sich durch christliche Programme 
per Satellitenfernsehen angesprochen gefühlt oder 
wurden Christen, nachdem sich Gott ihnen in ei-
nem Traum oder einer Vision offenbarte. Konverti-
ten haben bezeugt, dass sie auf der Hadsch, der 
islamischen Pilgerreise nach Mekka, waren, als sie 
eine göttliche Vision bekamen, welche ihnen klar 
machte, dass sie Jesus brauchen. Internetzugang 
spielt ebenfalls eine große Rolle, da dies Einheimi-
schen ermöglicht, Zugang zu christlichen Materia-
lien zu erhalten. Doch ist die Internetnutzung in 
Saudi-Arabien stark kontrolliert und reguliert. 
 
Die geringe Anzahl an saudischen Konvertiten 
steigt seit kurzem an und sie werden offener, ihren 
Glauben in aller Vorsicht zu zeigen und ihn mit 
anderen über das Internet und christliche Fernseh-
sender zu teilen. Nichts desto trotz geschieht dies 
nicht ohne Konsequenzen. Im Juli 2012 berichteten 
die Medien über eine junge, saudische Frau, wel-
che angeblich zum Christentum konvertierte, 
nachdem sie von ihrem libanesischer Arbeitgeber 
das Evangelium vermittelt bekommen hat. Mit 
seiner Hilfe und der seines saudischen Kollegen 
floh sie ins Ausland. Die Familie dieser Frau erhob 
Anklage gegen den Arbeitgeber. Laut der Saudi 
Gazette, einer großen, regionalen Zeitung, wurde 
er festgenommen und erwartet nun ein Gerichts-
verfahren. Spätere Berichte, unter anderem auch 
von ihrer Familie, suggerierten, dass die Frau noch 
Muslimin sei und möglicherweise Menschenhänd-
lern zum Opfer gefallen wäre. Saudische Medien 
vermittelten gerne den Eindruck, dass die Frau ein 

emotional instabiles «Mädchen» gewesen sei. 
Diese Reaktionen reflektieren deutlich, welche 
absolute Schande eine Konvertierung zum Chris-
tentum in dem wahhabitischen Königreich bedeu-
tet. Die saudische Regierung kooperiert angeblich 
mit Interpol und lokalen westlichen Regierungen, 
um die Frau wieder in ihr Heimatland zurück zu 
führen. Im August wurde gemeldet, dass die saudi-
schen Behörden begonnen haben, diverse christli-
che Webseiten zu sperren, höchstwahrscheinlich 
als Reaktion auf diese Vorkommnisse. 
 
Prognosen darüber, wie sich die Situation für Chris-
ten in Saudi-Arabien entwickeln wird, sind schwie-
rig. Da sich die politische und wirtschaftliche Situa-
tion in absehbarer Zeit nicht ändern wird, kann 
man nicht davon ausgehen, dass sich die Lage der 
Christen verbessert. Dennoch steigt die Anzahl der 
Christen, die vom Islam her konvertieren. Durch 
die  Unerschrockenheit, mit der sie von ihrem 
neuen Glauben berichten, steigt auch die Gefahr 
für Verfolgung und Unterdrückung in Saudi-
Arabien. 
 
zurück zu Länderübersicht 

 
 
Afghanistan Platz 3: 
 
Alle Christen in Afghanistan haben einen muslimi-
schen Hintergrund. Wenn bekannt wird, dass sich 
jemand zum Christentum bekehrt hat, wird auf ihn 
oder sie durch Gesellschaft und Familie schwerer 
Druck ausgeübt, dort findet sich auch die Haupt-
quelle für Verfolgung. Werden Christen entdeckt, 
begegnet ihnen oft Diskriminierung und Feindse-
ligkeit, sogar offene Verfolgung durch Familie, 
Freunde und Kommune. Muslimische Geistliche 
sind daran ebenfalls häufig beteiligt, ebenso lokale 
Behörden. Konvertiten werden stark unter Druck 
gesetzt, ihrem Glauben abzusagen. Wer den Islam 
verlässt gilt als Abtrünniger und befindet sich in 
einer äußerst schwierigen Lage. Konvertiten setzen 
daher alles daran, unentdeckt zu bleiben. 
 
Zehn Jahre nach Vertreibung der Taliban durch die 
internationalen Streitkräfte bleibt die Situation 
hinsichtlich religiöser Freiheit besonders für Min-
derheiten trostlos; das betrifft auch die Christen. 
Obwohl die Regierung alle internationalen Ab-
kommen bezüglich Religionsfreiheit unterzeichnet 
hat, vermag sie in der gegenwärtigen Situation 
nicht einmal die grundlegendsten Belange dieses 
Rechts zu garantieren. Deshalb ist die muslimische 
Regierung ebenfalls eine Quelle für Verfolgung. 
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Unter solchen Umständen kann sich die kleine 
christliche Minderheit selbstverständlich nicht 
öffentlich versammeln. In Privathäusern ist dies 
zwar möglich, allerdings nur unter großer Vorsicht. 
Entsprechend existiert auch kein einziges offizielles 
Kirchengebäude, nicht einmal für ausländische 
Christen. Die Regierung Afghanistans behandelt 
Bekehrte feindselig und versucht mit allen Mitteln, 
sie zum Islam zurückzubringen. Das hat sich erneut 
2011 bei zwei Christen mit muslimischem Hinter-
grund bestätigt, die nur aufgrund enormen inter-
nationalen Drucks aus dem Gefängnis freikamen. 
Auf diese Abweichler wird üblicherweise das Blas-
phemie Gesetz angewendet, sieht sich der Staat 
doch selbst als «Bewahrer des Islam».  
 
Offene Feindseligkeit kommt jedoch nicht nur von 
Behörden. Obwohl die Taliban geschwächt und für 
gewisse Zeit zum Rückzug gezwungen waren, legt 
die Terrorgruppe wieder an Stärke zu. Im Oktober 
2011 veröffentlichten sie auf einer ihrer Webseiten 
die Aussage, das Land von allen Christen zu säu-
bern – einheimische und ausländische. Sie beton-
ten, dass sie ausländische Hilfsorganisationen und 
Nichtregierungsorganisationen attackieren wür-
den, weil diese Afghanen evangelisieren würden. 
Die Taliban nannten 200 Organisationen und ihre 
Absicht, diese nacheinander ins Visier zu nehmen. 
Mitarbeiter christlicher Nothilfeorganisationen 
sind nach wie vor bevorzugtes Ziel der Islamisten. 
Im August 2011 wurden einige westliche Entwick-
lungshelfer gekidnappt und später ermordet. Wei-
tere Berichte über Entführungen und andere 
Schwierigkeiten zeigen die angespannte Situation 
für Christen, ausländische wie einheimische. 
 
Insgesamt überrascht es wenig, dass Afghanistan 
zu den Ländern zählt, wo Christen größtmöglichem 
Druck ausgesetzt sind. Berichte über Ermordungen, 
Entführungen und Christen, die aus dem Land 
fliehen mussten, unterstreichen die überaus 
schwierige Lage. 
 
Sehr wahrscheinlich wird sich die Situation für 
Christen in nächster Zeit nicht verbessern; die 
westlichen Streitkräfte verlassen 2013-2014 das 
Land. Dann beginnt für die Regierung Afghanistans 
eine neue Phase, in welcher sie der Bedrohung 
durch die Taliban genauso begegnen muss, wie 
den unterschiedlichen ethnischen Gruppen im 
Land. Im April 2014 finden zudem die Präsident-
schaftswahlen statt. Schließlich muss noch die 
unberechenbare Situation in Pakistan erwähnt 
werden, die Einfluss auf Afghanistan hat. Es ist 

schwer vorstellbar, wie sich die Situation für die 
christliche Minderheit noch weiter verschlechtern 
könnte. Da jedoch die bislang erwähnten Faktoren 
die potentielle Unsicherheit im Zusammenspiel mit 
strenger gesellschaftlicher und staatlicher Überwa-
chung und Bedrängnis verstärken werden, muss 
die Gemeinde in den Untergrund ausweichen und 
wohl zunächst dort bleiben.  
 
Afghanistan rangiert weit vorne im Weltverfol-
gungsindex, da immenser Druck durch Familie und 
Gesellschaft auf alle Christen – nahezu alle Konver-
titen – ausgeübt wird, zum islamischen Glauben 
zurückzukehren. Dazu kommt eine feindselig ge-
stimmte Regierung, die sich als Hüterin des Islam 
versteht. Christen sind deshalb nicht die einzigen 
unter Beschuss – Buddhisten, Zoroastrier und 
Bahais ergeht es ähnlich. Selbst Schiiten geraten 
manchmal ins Visier. Weiterhin wird Christentum 
als westliche Religion betrachtet, die feindlich 
gegen die afghanische Kultur und Gesellschaft und 
gegen den Islam eingestellt ist. Starker Druck durch 
Gesellschaft, Familie und Staat wird demnach an-
halten. Der Einfluss durch Länder mit Hang zu ei-
nem eher extremistischen Verständnis des Islam, 
wie z.B. Pakistan, Iran und Saudi-Arabien, wird die 
Situation der Christen kaum verbessern. 
Eine Abkehr vom Islam oder die Weitergabe des 
christlichen Glaubens wird als Angriff auf den Islam 
angesehen. Werden ausländische Christen bei der 
Weitergabe der christlichen Botschaft entdeckt, 
werden sie verhaftet und gewöhnlich des Landes 
verwiesen. Die massive Feindseligkeit Christen 
gegenüber ist jedoch nicht auf die Behörden be-
schränkt.  
 
Wenn Muslime Christen werden, droht ihnen die 
schärfste Verfolgung von der Familie, Nachbarn 
oder muslimischen Eiferern. Ehemalige Muslime 
werden vertrieben, nachdem sie ihrer Familie von 
ihrer Konversion erzählt haben. Konvertiten müs-
sen damit rechnen beschimpft und bloßgestellt 
oder geschlagen zu werden, ihren Arbeitsplatz zu 
verlieren, ins Gefängnis zu kommen oder auch 
umgebracht zu werden. Sie werden oft von ihrer 
Familie und der Gesellschaft gedrängt, die kulturel-
len Normen des Islam zu befolgen. Einige Konverti-
ten mussten aus dem Land fliehen, um ihr Leben 
zu retten.  
 
Doch trotz aller dieser Schwierigkeiten wächst die 
«unsichtbare» afghanische Kirche in allen Teilen 
der Gesellschaft. Dabei spielen christliche Radi-
oprogramme eine große Rolle. Es gibt Gruppen von 
ehemaligen Muslimen, die sich heimlich in kleinen 



Seite 15 von 77 
 

www.weltverfolgungsindex.de 

Hausgemeinden versammeln. Es ist für Christen 
fast unmöglich, an Bibeln oder andere christliche 
Literatur oder Medien in ihrer Sprache zu kommen.  
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

Irak Platz 4: 
 
Seit dem Sturz des Saddam-Regimes im März 2003 
hat sich die Situation der Christen im Irak zuneh-
mend verschlechtert. Die Meldungen über Ein-
schüchterungen, Demütigungen, Entführungen, 
Folter, Ermordungen, Vergewaltigungen und 
Zwangsverheiratungen von Christinnen oder die 
Zerstörung von Kirchen reißen nicht ab.  
 
Die irakische Verfassung von 2005 legt in Artikel 2 
den Islam als Staatsreligion und zugleich als Quelle 
der Gesetzgebung fest. Dementsprechend darf 
kein Gesetz verabschiedet werden, das gegen die 
Lehren des Islams und die anerkannten Überliefe-
rungen verstößt. Nach islamischer Rechtsauffas-
sung wird die Abkehr vom Islam – also ein Glau-
benswechsel hin zu einer anderen Religion wie 
etwa dem christlichen Glauben – bestraft. Hierfür 
kann die Todesstrafe verhängt werden, was im Irak 
von staatlicher Seite bisher aber nicht geschehen 
ist. Grundsätzlich wird der Wechsel vom Islam zu 
einer anderen Religion in der irakischen Verfassung 
nicht geregelt.  
 
Zugleich verpflichtet sich die staatliche Gewalt in 
Artikel 2.2 dazu «die islamische Identität der 
Mehrheit der irakischen Bevölkerung» zu gewähr-
leisten. Weiter wird verfassungsrechtlich Glau-
bens-, Religions- und Gewissensfreiheit für alle 
Bürger garantiert – explizit erwähnt werden dabei 
Christen, Yeziden und Mandäer (Sabäer). In Artikel 
43 wird den Anhängern aller Religionen die Frei-
heit zur Ausübung religiöser Riten, die Freiheit der 
Anbetung und der staatliche Schutz von religiösen 
Versammlungsorten garantiert.  
 
Doch zwischen Theorie und Praxis klafft im Irak 
eine immer größer werdende Kluft: Anfang der 
1990er-Jahre lebten noch 850.000 Christen im Irak; 
im Jahr 2003 gab es nur noch 550.000 Christen im 
Land. Genaue Angaben sind schwierig zu erheben, 
zumal mehr als die Hälfte der noch im Land ver-
bliebenen Christen als Binnenflüchtlinge (soge-
nannte IDPs, Internally displaced persons) leben 
müssen, häufig in den Kurdengebieten oder der 
Ninive-Ebene. Heute sind die schätzungsweise 
etwa 330.000 bis 350.000 im Land verbliebenen 

Christen der Verfolgung krimineller Banden und 
radikaler Islamisten ausgesetzt, die offensichtlich 
den Irak von «Ungläubigen reinigen» wollen.  
 
Die Situation vor Ort hat sich so verschlechtert, 
dass der katholische Erzbischof von Kirkuk, Louis 
Sako, bereits von einer «ethnischen Säuberung» 
sprach. Teils stehen kriminelle Motive hinter den 
Entführungen von Christen, um Lösegeld zu er-
pressen. Gleichzeitig treten jedoch religiöse Motive 
zunehmend in den Vordergrund, wenn Christen als 
«Fremdkörper» im Land betrachtet werden, die es 
zu vertreiben gilt – ungeachtet der Tatsache, dass 
die Christen seit bald 2000 Jahren im Land leben, 
also lange bevor der Islam in die Region kam. Bei 
der christlichen Minderheit handelt es sich um 
Anhänger verschiedener Konfessionen, hauptsäch-
lich sind es chaldäische, assyrische, syrisch-
orthodoxe, armenische oder protestantische Chris-
ten.  
 
Nach Schätzungen von Open Doors leben derzeit 
etwa 2.500 Christen muslimischer Herkunft im Irak. 
Da die Religionszugehörigkeit in den Ausweispapie-
ren vermerkt ist, gelten Kinder muslimischer Iraker 
automatisch als Muslime – auch wenn deren Eltern 
beispielsweise zum christlichen Glauben überge-
treten sind. Doch den Religionseintrag von «Mus-
lim» in «Christ» zu ändern, ist für Christen musli-
mischer Herkunft praktisch nicht möglich. Daher 
müssen Kinder von Christen muslimischer Herkunft 
auch weiterhin an öffentlichen Schulen am islami-
schen Religionsunterricht teilnehmen. Berichten 
zufolge haben ehemalige Muslime ihren Arbeits-
platz verloren, ihnen wurde der Mietvertrag ge-
kündigt oder sie wurden von ihrer Familie ausge-
grenzt, nachdem bekannt geworden war, dass sie 
sich für den christlichen Glauben entschieden ha-
ben. 
 
Aus ganzen Stadtteilen in Bagdad oder Mosul wur-
den und werden Christen systematisch nach 
Morddrohungen oder Anschlägen vertrieben. Die 
ohnehin kleine Gemeinde im Irak dünnt weiter aus. 
Gerade junge und gut ausgebildete Iraker, darun-
ter auch Pastoren und Gemeindeleiter, verlassen 
das Land oder ziehen in die Kurdengebiete. Ein 
Mitarbeiter von Open Doors berichtete, die Chris-
ten sind entmutigt, haben Angst und vereinsamen. 
Immer müssen sie auf der Hut sein, überprüfen 
ihre Autos, bevor sie losfahren, oder benutzen sie 
gar nicht mehr. Zudem entführen kriminelle Ban-
den vermeintlich wohlhabende Christen oder Kir-
chenleiter in Erwartung hoher Lösegeldsummen 
und um die Kirche einzuschüchtern. Da die Regie-
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rung nicht willens oder auch nicht in der Lage ist, 
die Christen wirksam zu schützen, wissen diese 
nicht, wohin sie sich wenden sollen.  
 
Viele der im Land verbliebenen Christen versuchen 
ins sichere Autonome Gebiet Kurdistan zu kommen 
und dort eine neue Existenz aufzubauen. Der Rest 
des Landes ist für die christliche Minderheit unsi-
cher und gefährlich. In den Kurdengebieten müs-
sen sich die Christen neuen Herausforderungen 
stellen: Nicht nur, dass sie sich eine neue Existenz 
aufbauen müssen, Traumata verarbeiten müssen 
und ihre Berufsabschlüsse nicht anerkannt wer-
den; häufig sprechen sie auch nur Arabisch. Daher 
ist eine Integration in die christliche Kirche der 
kurdischen Gebiete häufig nicht möglich, denn hier 
ist Amtssprache Kurdisch.  
 
Eine neue beunruhigende Entwicklung ist die Ver-
schlechterung der Lage in den Autonomen Kurden-
gebieten. Auch hier ist die Verfolgung mittlerweile 
auf dem Vormarsch. Die Angriffe islamischer Ran-
dalierer Anfang Dezember 2011 auf Geschäfte von 
Christen und einige vorwiegend christliche Ort-
schaften im Nordirak zeigen, dass die Zukunft für 
Christen im gesamten Irak düster ist. Gewalt ge-
hört auch 2011 und 2012 immer noch zum Leben 
der Christen dazu, obwohl es weniger schwere 
Übergriffe gab, als im Jahr 2010. 2011 wurden 
Bombenanschläge auf mehrere Kirchen in Mosul, 
Bagdad und Kirkuk ausgeübt. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

Somalia Platz 5: 
 
Die Hauptquelle für Verfolgung in Somalia ist isla-
mischer Extremismus. Somalische Christen sind 
entweder ehemalige Muslime oder gehören zu den 
(sehr wenigen) ausländischen Entwicklungshelfern. 
In der jüngeren Geschichte des Landes wurden 
Christen muslimischer Herkunft bei ihrer Entde-
ckung oftmals auf der Stelle getötet. Häufig genüg-
te der bloße Verdacht, um die entsprechende Per-
son zu «identifizieren» und zu eliminieren. Ent-
wicklungshelfer bedurften aus Angst vor Entfüh-
rungen besonderen Schutzes, gleichgültig ob sie 
Christen waren oder nicht. Terrorgruppen wie die 
Al Shabaab stellten sowohl für sie als auch für die 
breite Masse der islamisch geprägten Bevölkerung 
eine Bedrohung dar. Islamische Extremisten agie-
ren in einer von alten Stammesrivalitäten gepräg-
ten Umgebung: Somalia wurde viele Jahre lang von 
unterschiedlichen Clans mit ihren eigenen Milizen 

regiert. Zusammen mit der herrschenden systema-
tischen Korruption erzeugt dies ein allgemeines 
Klima der Gewalt und Gesetzlosigkeit. 
 
Über viele Jahre hinweg haben sich die Christen 
und die Gemeinde Jesu in einer extrem schwieri-
gen Situation befunden. Auch das Jahr 2012 hat 
hier keine Änderung gebracht. Ein somalischer 
Christ ist für die meisten Somalier undenkbar. 
Islamische Führer haben erneut bekräftigt, dass 
das Land ein streng islamischer Staat bleiben müs-
se, in dem kein Platz für Christen und Gemeinden 
sei. Dementsprechend ist es für einen Christen 
höchst riskant, sich öffentlich zu seinem Glauben 
zu bekennen, muss er doch im Fall seiner Entde-
ckung oder eines bloßen Verdachts mit seiner 
Ermordung rechnen. Christliche Eltern geben ihren 
Kindern den christlichen Glauben im Verborgenen 
weiter. Alle somalischen Kinder sind verpflichtet, 
am Islamunterricht in der Koranschule teilzuneh-
men. Jeder Verstorbene wird nach islamischem 
Zeremoniell beerdigt, ungeachtet seiner persönli-
chen Religion. Die Kirche existiert in Somalia nur im 
Verborgenen, da öffentliche Treffen von Christen 
aus Sicherheitsgründen undenkbar sind. Sie orga-
nisieren sich in sehr kleinen Gruppen, die im gan-
zen Land verteilt sind. Gefahr droht ihnen sowohl 
vonseiten der Regierung und der Gesellschaft, als 
auch von der eigenen Familie. Denn Abkehr vom 
Islam gilt nicht nur als Verrat an der religiösen 
Familientradition, sondern löst bei den Angehöri-
gen auch Befürchtungen aus, als Verdächtige eben-
falls ins Visier religiöser Gruppen und Milizen wie 
der Al Shabaab zu geraten. 
 
Die Verfolgung von Christen beschränkte sich nicht 
nur auf einzelne Landesteile. Man kann Somalia in 
fünf Regionen einteilen: (1) den zentralen Süden 
(wo die Al Shabaab herrscht), (2) Somaliland 
(selbsternannter unabhängiger Staat), (3) die au-
tonome Region Puntland, (4) die autonome Region 
Galmudug (zwischen Puntland und dem Süden 
gelegen), und (5) die autonome Region Azania, der 
südlichste Teil von Somalias Süden. In jeder dieser 
Regionen herrscht ein anderer Clan mit seiner 
eigenen Miliz, die alle dem Christentum feindlich 
gesonnen sind. In jedem dieser Gebiete bestand 
für die Christen Lebensgefahr, obgleich der von der 
Al Shabaab kontrollierte zentrale Süden durch die 
Berichterstattung der Medien am meisten Auf-
merksamkeit erregte. Die Ursache hierfür ist wohl 
darin zu sehen, dass die Aktivitäten dieser Grup-
pierung in besonderem Maß für Unsicherheit, 
Aufstände und einen Zustand der Unregierbarkeit 
des Landes sorgten. Hinzu kommt, dass das Gebiet 
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der Hauptstadt Mogadischu am nächsten gelegen 
ist. Der relative Frieden in den anderen Gebieten 
ist deshalb beileibe kein Zeichen für Toleranz ge-
genüber den Christen. 
 
Die Offensive der vereinigten kenianischen Armee 
zusammen mit der Einsatztruppe der Afrikanischen 
Union für Somalia (UNISOM) und der somalischen 
Übergangsregierung hat 2011 zur Vertreibung der 
Al Shabaab aus Mogadischu und darüber hinaus 
2012 aus ihrer Bastion in der Küstenstadt Kismayo 
geführt. Dadurch wurden der Organisation wichti-
ge Einkommensquellen wie Erpressung und Pirate-
rie genommen. 
 
Dessen ungeachtet stellt Al Shabaab weiterhin eine 
akute Bedrohung dar, da die Organisation nicht 
vollständig vernichtet wurde. Sie hat sich mittler-
weile in den südlichen Landesteilen oder Nachbar-
ländern niedergelassen. Es besteht durchaus die 
Möglichkeit, dass sie aus dieser Krise gestärkt her-
vorgeht, da sie Unterstützung von gut gerüsteten 
Terrororganisationen wie Al Kaida erhält. Grund zu 
dieser Befürchtung liefert unter anderem die Be-
obachtung, dass sich die Gruppe auch im benach-
barten nordöstlichen Kenia zu etablieren begon-
nen hat. Dabei ist es auf kenianischem Boden be-
reits zu Angriffen auf Somalier sowie Terroran-
schläge gegen Nicht-Somalier gekommen. 
 
Am 21. August hat die Übergangsregierung einer 
neuen Zentralregierung Platz gemacht. Das Parla-
ment hat im September Hassan Sheikh Mohamud 
zu seinem Präsidenten gewählt. Die Annahme 
einer vorläufigen Verfassung und Parlaments- und 
Präsidentschaftswahlen haben trotz der herr-
schenden Unsicherheit die Rahmenbedingungen 
für eine legitime, transparente und verantwor-
tungsvolle Regierung geschaffen. Ihr traut man zu, 
Frieden und Demokratie in dem vom Krieg zerris-
senen Land herzustellen. Aufgrund dieser politi-
schen und international mitgetragenen Anstren-
gungen blickt man in Somalia wieder hoffnungsvoll 
in die Zukunft. Das ist unter anderem an der Zahl 
der Rückkehrer abzulesen, die nach Somalia strö-
men, um das Land wieder aufzubauen. Für Chris-
ten und die Gemeinde sind die Zukunftsaussichten 
hingegen spürbar weniger positiv, sieht die vorläu-
fige Verfassung doch keine Religionsfreiheit vor. 
Einerseits erklärt ein Gesetzesentwurf die Gleich-
heit aller Menschen «ungeachtet ihrer Zugehörig-
keit zu einem Clan oder einer Religion» (Artikel 17: 
Abschnitte 1 und 2), andererseits besagt die Ver-
fassung: «Der Islam ist die einzige Religion des 
Staates, keine andere Religion darf im Land propa-

giert werden» (Artikel 2, Abschnitte 1,2 und 3 
sowie Artikel 3, Abschnitt 1 der Verfassung von 
Somalia). Aus unserer Sicht besteht der bereits vor 
dem 21. August existierende Widerspruch damit 
weiterhin fort. 
 
Obwohl die Situation 2012 für die Christen sehr 
hart war, besteht für die Zukunft Hoffnung auf 
Verbesserung. Die Al Shabaab hat die Kontrolle 
über den zentralen Süden verloren, was sowohl für 
Christen als auch für Nichtchristen eine große 
Erleichterung bedeutet. Die aus Ländern wie Kana-
da, Europa und den USA zurückkehrenden Flücht-
linge bringen neue Ideen und Erfahrungen zum 
Thema verantwortungsvolle Staatsführung mit, die 
sie auf der ganzen Welt gesammelt haben. Sie sind 
auch mit Christen in Berührung gekommen und 
bringen diesen gegenüber mehr Toleranz mit. Die 
neue Zentralregierung übernimmt zunehmend die 
Kontrolle und es wird erwartet, dass auch die Ein-
haltung des Gesetzes mehr und mehr überwacht 
wird. Die ebenfalls erhoffte wachsende Verfügbar-
keit von Radios, Fernsehen, Mobiltelefonen und 
dem Internet wird auch neue Möglichkeiten für die 
Ausbreitung des Evangeliums und dem Dienst an 
Christen eröffnen. Die Zahl der Hausgemeinden 
wächst beständig. Es bleibt abzuwarten, welchen 
Einfluss eine besser organisierte Zentralregierung 
auf das Land haben wird: Eine Verfestigung der 
Verfolgung religiöser Minderheiten oder die Ge-
währleistung eines Mindestmaßes an Religions-
freiheit. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

Malediven Platz 6: 
 
Hauptquelle der Verfolgung auf den Malediven ist 
die islamische Regierung. Sie sieht sich als Bewah-
rer des Islam und beschließt Gesetze, die es der 
Bevölkerung verbieten, eine andere Religion anzu-
nehmen. Ansonsten drohen massive Konsequen-
zen bis hin zum Verlust der Bürgerrechte. 
 
Als einziges Land in der ganzen Welt fordert es von 
seinen Bürgern islamischen Glauben. Folglich ver-
liert ein Muslim, der sich zum Christentum be-
kehrt, seine Staatsbürgerschaft. Gemäß dem Ge-
setz der Scharia droht dem Konvertit die Todes-
strafe. Die wird allerdings im Land nicht ausge-
führt, gleichwohl dies Stimmen aus der Gesell-
schaft anstreben. 
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Innerhalb der muslimischen Bevölkerung besteht 
eine enorme gesellschaftliche Kontrolle, um jegli-
che Abweichung vom Pfad des Islam zu korrigieren. 
Aufgrund der hohen Bevölkerungsdichte gibt es 
praktisch keine Privatsphäre. Die Tradition regelt 
alles. 
 
Demzufolge gibt es weder Kirchen noch deren 
Zusammenkünfte auf den Malediven. Die wenigen 
einheimischen Christen lassen alle Vorsicht walten, 
um nicht entdeckt zu werden. 
 
Der Übergangs-Präsident Mohamed Waheed 
Hassan hat bekräftigt, dass seine Regierung die 
Werte des Islam sowie die Anwendung des Geset-
zes gemäß der 2008 formulierten Verfassung ach-
ten wird. Wohin das Land in Zukunft steuern wird, 
hängt davon ab, für wann die Regierung Wahlen 
ansetzen wird. In seiner Ansprache im April 2012 
bekräftigte der Präsident, dass die Entwicklung und 
Zivilisation des Landes von islamischen Werten und 
Gebräuchen bestimmt sein soll. Alle Leiter des 
Landes seien angehalten, den islamischen Glauben 
der Bevölkerung zu bewahren, da «der Islam die 
zivilisierteste aller Religionen sei». Die Behörden 
der Malediven machen sich die Abgelegenheit der 
Insel zunutze, um mit eiserner Hand gegen jegliche 
religiöse Abweichung vorzugehen. 
Die Ergänzung vom September 2011 zum beste-
henden «Erlass zum Schutz der religiösen Einheit» 
zeigt eine zunehmende Hinwendung zum Islam. 
Gemäß dem neuen Gesetz muss jede Person Hass 
gegen Angehörige anderer Religionen vermeiden. 
Das klingt zunächst gut, dient jedoch nur dazu, die 
bestehende Sicht der Regierung zu befestigen, dass 
der Islam ein untrennbarer Bestandteil der maledi-
vischen Kultur ist. Die Gesetzeslage, die alle Religi-
onen außer dem Islam verbietet, wird damit ein 
weiteres Mal bestätigt. Ein Kommentar der unab-
hängigen Nachrichtenagentur «Minivan News» 
zum Erlass der religiösen Einheit besagt, dass diese 
Regelungen am deutlichsten zeigen, welches die 
offizielle Richtung der Religion im Land ist, nämlich 
der Deobandi Islam, die Religion der Taliban. 
 
Dass es bei dieser Entwicklung nicht nur um Worte 
geht, machte der oberste Richter Ahmed Faiz 
Hussein sehr deutlich, als er den stillen Protest 
einiger Weniger am 10. Dezember 2011, dem in-
ternationalen Tag der Menschenrechte wie folgt 
kritisierte: Es «schockierte die Nation» und zeigte 
eine Schwächung des islamischen Glaubens im 
Land. Als im November 2011 die Malediven Gast-
geber für das Treffen der südasiatischen Vereini-
gung für regionale Zusammenarbeit (SAARC) wa-

ren, zerstörte ein Mob – vermutlich Anhänger des 
früheren Präsidenten Gayoom – ein Banner, das 
Jesu Gesicht abbilden sollte; ein Hinweis auf das 
Christentum als eine der Religionen in Südasien. 
Selbst bei dem vermutlichen Putsch im Februar 
verwüsteten Extremisten Kunstdenkmäler der 
Hindus und Buddhisten, Zeugen der vorislamischen 
Ära im Nationalmuseum der maledivischen Haupt-
stadt Male. 
 
In Anbetracht der engmaschigen gesellschaftlichen 
Kontrolle und dem Verlust der Staatsbürgerschaft 
bei Abfall vom Islam ist es nicht verwunderlich, 
dass eine christliche Gemeinde im Land nahezu 
nicht existiert. Selbst ausländische Christen müs-
sen auf der Hut sein, da sie sich schnell eine Ankla-
ge wegen Verkündigung des christlichen Glaubens 
einhandeln, selbst wenn sie nur eine Bibel oder 
andere christliche Materialien besitzen. Die offizi-
elle Einfuhr der Bibel oder christlicher Literatur ist 
unmöglich und sogar Touristen berichten von 
Schwierigkeiten, weil sie ihre eigene Bibel dabei 
hatten. 
 
Seit mehr als 10 Jahren belegen die Malediven 
einen der ersten 10 Plätze des WVI. Regierung wie 
Gesellschaft üben großen Druck auf die Christen 
aus – bei der Bevölkerungsdichte ist das einfach. 
Der Verlust der Staatsbürgerschaft für Konvertiten 
ist weltweit einmalig und trägt zur hohen Punkte-
zahl bei. Die neue Regierung der Malediven hat 
ihre Rolle als Wahrer und Verteidiger des Islam 
und der islamischen Werte bekräftigt. Die Unbe-
weglichkeit der Regierung und ihre Zustimmung in 
der Bevölkerung machen kaum Hoffnung auf große 
Veränderungen in den nächsten Jahren. Die neue 
Übergangsregierung wird aller Voraussicht nach 
tatsächliche und mögliche Divergenzen verstärken. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

Mali Platz 7:  
 
Die Hauptquelle der Verfolgung in Mali ist der 
Islamische Extremismus. Es ist überraschend, dass 
Mali unter den Top-Ten des Verfolgungsindex 
auftaucht. Dieses Land war bisher immer ein ty-
pisch westafrikanisches Land mit einem überwie-
gend moderaten Islam und einer säkularen Verfas-
sung, die – obwohl ein hoher Prozentsatz der Be-
völkerung muslimisch ist – religiöse Parteien ver-
boten hat. Religion wurde bisher als Privatsache 
gesehen und grundsätzlich von der Politik ge-
trennt.  
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In Malis Gesellschaft waren die Christen immer 
vertreten – einschließlich ausländischer Missiona-
re. Im Norden war die Situation etwas schwieriger 
als im Süden, aber auch dort konnten ausländische 
Missionare arbeiten. Die Situation der Christen mit 
muslimischem Hintergrund war schon immer 
schwieriger als die der anderen Christen, aber die 
Unterdrückung dieser ehemaligen Muslime war 
erträglich.  
 
Doch die Situation hat sich verändert, seit im April 
2012 der nördliche Teil des Landes von separatisti-
schen Rebellen der Tuareg eingenommen und als 
unabhängiger Staat Azawad ausgerufen wurde. 
Kurz darauf haben islamistische Kämpfer im Nor-
den Malis einen islamischen Staat mit einem 
strengen Scharia-System errichtet. Die meisten 
Christen konnten fliehen, bevor die Muslime die 
Herrschaft übernahmen. In der Zwischenzeit haben 
diese in Timbuktu, Gao und wahrscheinlich auch in 
Kidal Kirchen sowie andere Gebäude von Christen 
zerstört, um alle Spuren des Christentums auszulö-
schen. Auch gegen traditionelle Muslime gingen sie 
mit aller Härte vor, töteten Menschen, hackten 
ihnen die Gliedmaßen ab und zerstörten Heiligtü-
mer des Sufismus, einer spirituellen Strömung im 
Islam. Seitdem die Kämpfe im März 2012 ausbra-
chen, sind Zehntausende, wenn nicht sogar Hun-
derttausende von Maliern in den Süden oder in die 
Nachbarländer geflohen.  
 
Die Islamisten im Norden veranlassten viele Chris-
ten zu fliehen. Wie Gemeindeleiter und Gläubige 
einem Open Doors Mitarbeiter berichteten, wur-
den ihrem Wissen nach im Norden Malis während 
und nach der Invasion keine Christen von den Re-
bellen umgebracht. Ein Pastor berichtete, er habe 
vor dem Angriff der Islamisten Informationen er-
halten, dass «alle Christen umgebracht werden 
sollen» und er warnte alle Pastoren, damit sie 
ihren Gemeindemitgliedern zur Flucht aus diesem 
Gebiet raten konnten. Als die Islamisten in diese 
Gegenden kamen, fanden sie die Häuser der Chris-
ten verlassen vor und zerstörten oder konfiszierten 
die Häuser und das gesamte Eigentum der Chris-
ten. Die meisten Christen flohen in den Süden, «sie 
kamen nach Bamako, der Hauptstadt des Landes, 
mit ihren Frauen und Kindern und mit leeren Hän-
den». Einige sind nach Niamey (Niger) oder weiter 
nach Burkina Faso gegangen. Ein Open Doors Mit-
arbeiter berichtet, dass die Islamisten, «auf der 
Suche nach Christen, im Norden ein Haus nach 
dem anderen durchsuchten», und besonders nach 
bestimmten Pastoren suchten, deren Namen ihnen 
bekannt waren. Es herrscht ein hohes Maß an 

Feindseligkeit. In so einer Situation ist selbst ein 
eingeschränktes Gemeinde- oder Kirchenleben 
nicht möglich – Christen und Kirchen können dort 
nicht mehr existieren. Es sind im Norden Malis nur 
einige wenige Christen übriggeblieben, die ihren 
Glauben heimlich leben. Im südlichen Teil Malis ist 
die Situation besser, obwohl es Anzeichen gibt, 
dass die Islamisten im Süden durch die Ereignisse 
im Norden stärkeren Einfluss auf die Politik be-
kommen haben.  
 
Die Situation, in der das Land sich heute befindet, 
ist einzigartig. Die erfolgreiche Revolte der separa-
tistischen Rebellen der Tuareg und der islamisti-
schen Kämpfer hat das Land gespalten. Der Nor-
den, als Staat Azawad ausgerufen, nimmt mehr als 
die Hälfte des Landes ein. Für Christen ist es jetzt 
völlig unmöglich, dort zu leben. Im südlichen Teil 
können Christen leben, müssen aber auf der Hut 
sein. Es gab im Süden immer einen gewissen Druck 
auf die Christen, besonders auf Christen muslimi-
scher Herkunft, aber als Konvertit zu leben, war 
bisher noch erträglich. Es ist zu befürchten, dass 
der Konflikt im Norden den Süden beeinflussen 
wird. In einer von Open Doors in Auftrag gegebe-
nen Studie vom Dezember 2012 berichtet ein ex-
terner Analyst, dass der Hohe Islamische Rat (HCI), 
der Ansprechpartner der Politiker für alle Fragen 
zum Islam, «die wachsende Schwäche des Staates 
Mali ausgenutzt hat, um mehr Einfluss zu erhalten, 
um die muslimischen Interessen im Land durchset-
zen zu können. Seit dem Ausbruch der Krise im 
Norden Malis hat der Rat zwischen der Regierung 
und den Islamisten vermittelt. Im Gegenzug hat die 
Regierung der Bitte des Rates stattgegeben, ein 
Ministerium für religiöse Angelegenheiten zu 
gründen, das jetzt von einem ihrer Mitglieder ge-
führt wird». «Die Besorgnis wächst, dass die Lei-
tung des einflussreichen Hohen Islamischen Rates 
sich langsam der Wahhabitischen Ideologie (einer 
aus Saudi-Arabien stammenden, strengen Bewe-
gung im Islam) annähert».  
 
Jeune Afrique ist in seiner Ausgabe vom September 
2012 pessimistischer und beschreibt, wie die Ima-
me immer einflussreicher und die Politiker immer 
machtloser werden. «Während im besetzten Nor-
den die religiösen Fanatiker durch ihre Kalaschni-
kows an die Macht gelangt sind, gewinnen sie im 
Süden in der Politik an Einfluss. Die öffentliche 
Meinung in Mali scheint die Behauptung, es sei 
notwendig die Scharia einzuführen, akzeptiert zu 
haben. Sie wird nicht länger als eine Bedrohung für 
die Zukunft des Landes gesehen und der säkulare 
Staat scheint nicht mehr die Bürgerrechte garan-
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tieren zu können – einschließlich des Rechts, ande-
re als muslimische Gottesdienste zu feiern». Das 
endgültige Ergebnis hängt auch vom Erfolg einer 
momentan erwogenen Einmischung der internati-
onalen Gemeinschaft gegen die Besetzung des 
Nordens von Mali ab.  
 
Was ist der Hintergrund der Krise im Norden? 
Anfang der 1990er Jahre begannen die Nomaden-
stämme der Tuareg im Norden einen Aufstand 
bezüglich Land- und Kulturrechten, der bis heute 
andauert. Die Regierung hat verschiedene Versu-
che unternommen, durch Verhandlungen oder 
militärisches Eingreifen, das Problem zu lösen. 
2007 gewann der Konflikt an Tempo und verschärf-
te sich 2011 durch die Einfuhr von Waffen aus dem 
libyschen Bürgerkrieg. (BBC Mali-Profil, 
13.11.2012). 
 
Der Sturz des Präsidenten von Mali, Amadou 
Touré, am 22. März 2012, bildete im Norden ein 
Machtvakuum, welches sofort von separatistischen 
Rebellen der Tuareg der «Nationalen Bewegung 
zur Befreiung von Azawad» (MNLA) gefüllt wurde, 
die seit Januar ihre Angriffe in der Region verstärkt 
hatten, sowie von den islamistischen Kämpfern 
von Ansar Dine («Verteidiger des Glaubens») und 
der «Bewegung für Einheit und Dschihad in West-
afrika» (MUJWA). Am 6. April 2012 rief die MNLA 
den unabhängigen Staat Azawad im Norden Malis 
aus. Aber die MNLA wurde bald von den Islamisten 
mit der Absicht beiseite gedrängt, in Mali einen 
islamischen Staat zu errichten. Sie verbündeten 
sich mit der «Al-Kaida des Islamischen Maghreb» 
(AQIM), die seit Jahrzehnten in der Sahelzone ope-
riert. Ursprünglich bekannt als die «Salafistengrup-
pe für Predigt und Kampf» (GSPC), entstand die 
AQIM aus der «Groupe Islamique Armé» (GIA), die 
in den 1990ern einen blutigen Kampf gegen das 
algerische Militärregime führte.  
 
Man befürchtet, dass Mali nun schnell zu einem 
Drehkreuz für Dschihadisten werden wird, «zu 
einer explosiven Mischung aus Rebellion, Terro-
rismus und religiösem Extremismus, die über die 
Grenze schwappt», so die Washington Post am 17. 
August 2012.  
 
Am Freitag, den 12. Oktober 2012, wurden zwei 
von der französischen Regierung beantragten Re-
solutionen von den Vereinten Nationen ange-
nommen. Die UN erklärte die Bereitschaft, interna-
tionale Truppen zu schicken, um der Regierung von 
Mali zu helfen, die nördlichen Gebiete wieder 
zurückzuerobern. Sie drängten auch die westafri-

kanische Wirtschaftsgemeinschaft (ECOWAS) einen 
Militärplan vorzulegen. In der Zwischenzeit rief die 
UN alle ihre Mitgliedsstaaten und andere Organisa-
tionen, wie die Europäische Union, dazu auf, mili-
tärische Ausbilder nach Mali zu schicken, um die 
Regierungstruppen von Mali zu schulen und zu 
trainieren. Sie baten auch die Regierung von Mali, 
in politische Verhandlungen mit der Besatzungs-
macht im Norden zu treten, während sie alle isla-
mischen Armeen dazu aufforderten, sich von sol-
chen terroristischen Organisationen wie der AQIM 
zu distanzieren. BBC berichtet im Länderprofil von 
Mali am 13. November 2012, dass ECOWAS sich 
bei einem Treffen im November in Nigeria bereit 
erklärt hat, einen koordinierten Militärangriff zu 
starten, um den Norden zurückzuerobern, wenn 
die UN und die Afrikanische Union ihnen Rücken-
deckung geben. Die Vorbereitungen dazu werden 
mehrere Monate dauern.  
 
Die Zukunft der Kirche im Norden Malis, der von 
den Islamisten als ihr neuer Staat betrachtet wird, 
ist sehr alarmierend. Erstens ist die Präsenz und 
Infrastruktur des Christentums fast völlig zerstört 
worden. Es wird lange dauern, das alles wieder 
aufzubauen, auch wenn die islamistischen Kämpfer 
erfolgreich aus dem Norden vertrieben werden 
würden. Zweitens stellt sich die Frage, ob es den 
internationalen Truppen gelingen wird, die Besat-
zer aus dem Norden Malis zu vertreiben. Wenn 
nicht, ist es mehr als fraglich, ob im Norden wieder 
eine christliche Gemeinschaft aufgebaut werden 
kann. Auch die Zukunft der Kirche im Süden Malis 
kann sich durch den wachsenden Einfluss religiöser 
Führer aus dem Hohen Islamischen Rat in der Poli-
tik Malis zum Negativen wenden, vor allem wenn 
sich der Verdacht bestätigt, dass sie sich der Wah-
habitischen Ideologie annähern. Auch wenn der 
Norden befreit werden würde, kann die Tendenz 
zum religiösen Radikalismus in der Gesellschaft 
Malis steigen und das Leben der Christen und Ge-
meinden dort noch mehr erschweren und unter 
Druck setzen. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

Iran Platz 8: 
 
Die religiös motivierte Verfolgung von Minderhei-
ten im islamisch geprägten Iran hat sich seit dem 
Jahr 2005 verschlimmert. Sie zielt insbesondere auf 
die Baha'i, auf Sufi-Muslime und auf Christen mus-
limischer Herkunft ab. Der Islam ist im Iran Staats-
religion, alle Gesetze und Vorschriften müssen der 
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offiziellen, sehr strikten Interpretation der Scharia-
Gesetze entsprechen.  
 
Die massive Verschlechterung der Situation der 
Christen begann 2004 mit dem Sieg konservativer 
Parteien. Im Juni 2005 folgte auf die Wahl des 
konservativen Hardliners Mahmud Ahmadined-
schad zum Präsidenten eine neue Welle der Chris-
tenverfolgung. Präsident Ahmadinedschad beju-
belte seinen Wahlsieg als neue islamische Revolu-
tion, die sich weltweit verbreiten könnte, und 
versprach feierlich die Wiederherstellung einer 
«islamischen Regierung» im Iran. Die umstrittene 
Wiederwahl von Präsident Ahmadinedschad im 
Juni 2009 löste landesweite Proteste aus. Bei dem 
darauffolgenden harten Vorgehen der staatlichen 
Behörden gegen die Demokratiebewegung wurden 
auch die Christen hart getroffen.  
 
Armenische und assyrische Christen gehören zu 
den anerkannten religiösen Minderheiten im Iran. 
Dennoch berichten auch sie von Repressionen und 
Diskriminierung. Religionswächter bespitzeln Got-
tesdienste traditioneller, genehmigter Kirchen auf 
der Suche nach Konvertiten. Ihnen ist es zudem 
verboten, Konvertiten aus dem Islam zu unterstüt-
zen. Wird diese Anordnung nicht befolgt, droht die 
Schließung der Kirche.  
 
Nach Ansicht der Regierung kann ein Muslim sei-
nen Glauben nicht wechseln: Ein ethnischer Perser 
ist und bleibt ein Muslim, so die offizielle Sicht. 
Armenische und assyrische Kirchengemeinden 
dürfen ihre Mitglieder nur in ihrer eigenen Sprache 
unterweisen. Die gängige Auslegung der Scharia 
sieht die Todesstrafe für jeden Muslim vor, der den 
Islam verlässt, um einen anderen Glauben anzu-
nehmen.  
 
Doch trotz des harten Kurses der Regierung und 
islamischer Geistlicher gründen Konvertiten immer 
neue Hausgemeinden. Meist geben einheimische 
Christen ihren neuen Glauben an ihre muslimi-
schen Verwandten und Freude weiter oder Men-
schen kommen durch TV- und Internetangebote 
zum christlichen Glauben. Christen muslimischer 
Herkunft bilden die Mehrheit der christlichen Min-
derheit im Iran, die derzeit schätzungsweise 
450.000 Gläubige umfasst. Mehr als drei Viertel 
der Christen im Land sind ehemalige Muslime. Sie 
sind es, denen die Schärfe der Verfolgung durch 
das Regime und islamische Geistliche primär gilt. 
Viele traditionelle Christen und Gläubige mit mus-
limischem Hintergrund haben den Iran bereits 
verlassen. 

 
Konvertiten werden unter Druck gesetzt, verhaftet, 
verhört und eingesperrt. Doch auch im sozialen 
und familiären Umfeld können ihr Glaubenswech-
sel und der damit einhergehende Bruch mit der 
Familientradition zu Repressionen führen. Berich-
tet wird von Arbeitsplatzverlust, Behördenwillkür 
und Verbannung aus dem Familienverband. Chris-
ten werden auch nach ihrer Entlassung aus dem 
Gefängnis weiterhin überwacht und bedroht. Je-
nen mit eigenem Gewerbe mangelt es an Kund-
schaft. Weil es den anerkannten Kirchen verboten 
ist, einem Gläubigen mit muslimischem Hinter-
grund beizustehen, haben viele ethnische Gemein-
den ihre Unterstützung für Glaubensgeschwister 
muslimischer Herkunft zurückgezogen. Konvertiten 
treffen sich daher in Hausgemeinden und gehen 
dadurch ein hohes Risiko ein, sollten sie von den 
Beamten oder Religionswächtern entdeckt wer-
den. Es heißt, die örtlichen Behörden im ganzen 
Land seien angewiesen worden, gegen Hausge-
meinden hart vorzugehen. Oft mangelt es den 
verstreuten Hausgemeinden an guter theologi-
scher Begleitung und an Studienmaterialien. 
 
September 2008 wurde im iranischen Parlament 
ein Gesetzentwurf gebilligt, wonach der Abfall vom 
Islam auch strafrechtlich mit dem Tod bestraft 
werden soll. Bislang konnte das Gericht «nur» 
Gefängnis oder harte Arbeitsstrafen festsetzen. 
Das Gesetz ist bislang noch nicht in Kraft getreten. 
 
Armenische und assyrische Christen gehören zu 
den anerkannten religiösen Minderheiten im Iran, 
denen Religionsfreiheit garantiert wird. Dennoch 
berichten auch sie von Repressionen und Diskrimi-
nierung. Religionswächter bespitzeln Gottesdiens-
te traditioneller, genehmigter Kirchen auf der Su-
che nach Konvertiten. Ihnen ist es zudem verbo-
ten, Konvertiten zu unterstützen. Wird diese An-
ordnung nicht befolgt, droht die Schließung der 
Kirche. Armenische und assyrische christliche Ge-
meinden dürfen ihre Mitglieder nur in ihrer eige-
nen ethnischen Sprache unterweisen. Verschiede-
ne Gruppen, die etwa christliche Literatur anbie-
ten, kamen ins Visier der Sicherheitsbehörden. Auf 
Christen, die in Gemeinden oder in einer Gebets- 
und Evangelisationsbewegung aktiv sind, wird 
Druck ausgeübt.  
 
Nach islamischem Recht kann im Iran ein Muslim, 
der den Islam verlässt, um eine andere Religion 
anzunehmen, zum Tode verurteilt werden. Die 
Regierung ist über das Wachstum der Kirche in-
formiert und will es aufhalten. In öffentlichen Re-
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den haben sowohl der Präsident als auch der reli-
giöse Führer des Landes vor den Hausgemeinden 
ausdrücklich gewarnt. Die radikale Politik bedroht 
die Bemühungen, das Evangelium weiterzusagen 
und Christen auf ihrem Glaubensweg zu begleiten.  
 
Ende 2010 und Anfang 2011 kam es zu Massenver-
haftungen von Christen. Insgesamt wurden über 
200 Personen festgenommen. Zur den Verhaf-
tungswellen führten öffentliche christenfeindliche 
Äußerungen hochrangiger religiöser und politi-
scher Führer. Im Oktober 2010 hatte der oberste 
geistliche Führer des Iran, Ayatollah Ali Khamenei, 
in einer öffentlichen Ansprache zum ersten Mal vor 
der Gefahr durch wachsende Hauskirchen im Land 
gewarnt. Auch Geheimdienstminister Heydar Mos-
lehi warnte vor der Bedrohung durch christliche 
Hauskirchen und anderer christlicher Aktivitäten. 
Seinen Aussagen zufolge hätten «seine Agenten» 
hunderte von Untergrundgruppen entdeckt, u. a. 
200 in der bei Muslimen heiligen Stadt Mashhad. 
Als Reaktion auf die Festnahme von Christen kün-
digte im Januar 2011 der Provinzgouverneur von 
Teheran, Moreza Tamadon, weitere Verhaftungen 
in naher Zukunft an. Er übte besonders Kritik an 
der christlichen Mission, als eine «verdorbene, 
abweichlerische Bewegung» und nannte sie «eine 
kulturelle Invasion des Feindes». Die protestanti-
sche Bewegung verglich er mit der Taliban und den 
Wahhabiten im Islam. Geheimdienstminister Mos-
lehi warnte im Oktober und November 2011 vor 
der Bedrohung durch christliche Hauskirchen. Er 
deutete zudem an, dass neue Anstrengungen un-
ternommen würden, dieses Anwachsen der haus-
kirchlichen Bewegung im Iran zu bekämpfen. Die 
öffentliche christenfeindliche Rhetorik hochrangi-
ger Führer ist auch für die gestiegene Zahl von 
Festnahmen von Christen verantwortlich. Zwar 
kamen die meisten Festgenommenen später wie-
der frei, doch der Druck auf Hausgemeinden aus 
Christen muslimischer Herkunft bleibt unvermin-
dert hoch. Seit September 2011 sind mindestens 
46 Christen verhaftet worden.  
 
Die meisten Gläubigen, viele von ihnen Konverti-
ten, sind neu im Glauben und benötigen Schulung, 
Begleitung und christliches Material. Christliche 
Radio- und Fernsehprogramme, Internet und 
christliche Literatur in Farsi helfen ihnen geistlich 
zu wachsen. Die Regierung kontrolliert das Internet 
und überwacht christliche Internetseiten und Fern-
seh- und Radiostationen. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 

Jemen Platz 9: 
 
Der Jemen ist politisch sehr instabil. Terroristische 
Bewegungen und die regierungskritischen Proteste 
im Jahr 2011 haben die Lage in dem Land im Süden 
der Arabischen Halbinsel weiter verschlechtert. 
Viele Ausländer haben den Jemen verlassen. Re-
gelmäßig ist es dort zu Entführungen von Auslän-
dern gekommen, die für gewöhnlich mit Lösegeld-
zahlungen oder der Haftentlassung von Clan-
Angehörigen im Austausch gegen die Freilassung 
der Entführten endeten. Vier der im Juni 2009 
verschleppten ausländischen Christen werden 
immer noch vermisst. 
 
Laut der Islamwissenschaftlerin Prof. Dr. Christine 
Schirrmacher (Bonn) sind die Hauptprobleme des 
Jemen heute:  
 

 Der Kampf der 30 Prozent schiitischen Zaiditen 
im Norden für die Errichtung eines Gottesstaates. 
Der Norden wird durch den Iran, die Schiiten im 
Irak sowie die Hisbollah unterstützt.  
 

 Das Streben der Sunniten im erdölreichen Süden 
nach Abspaltung.  

 

 Die Jihadisten stehen im Kampf gegen den Präsi-
denten und seine westlichen Verbündeten.  

 
Durch die schwache Zentralregierung und die 
schwer zugänglichen Bergregionen wurde der 
Jemen Operations-, Rückzugs- und Rekrutierungs-
raum für Jihadisten aus zahlreichen Ländern. Ar-
mut, Analphabetismus, die schwache Zentralge-
walt, die Stammesloyalität, die über dem Gesetz 
steht, die Konflikte zwischen Nord und Süd – die 
Wiedervereinigung des sozialistischen Südens und 
des islamisch-konservativen Norden fand 1990 
statt – und der Kampf der Jihadisten führten den 
Jemen an den Rand des Zusammenbruchs. Die 
düstere Lehre des Jihad bringt viele Menschen 
gegen den Westen, die USA, gegen Ausländer, 
gegen die winzige jüdische Minderheit, aber auch 
gegen die eigene Regierung massiv auf. (Quelle: 
IDEA)  
 
Die jemenitische Verfassung garantiert Religions-
freiheit, erklärt aber gleichzeitig den Islam zur 
Staatsreligion und die Scharia (islamisches Recht) 
zur Grundlage aller Gesetzgebung. Parlamentsmit-
glieder müssen Muslime sein, der Präsident hat 
den muslimischen Glauben zu praktizieren. Aus-
ländern werden einige Freiheiten zugestanden, 
ihren Glauben zu praktizieren. Schätzungsweise 
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einige tausend Christen leben im Jemen. Die meis-
ten von ihnen sind Ausländer aus westlichen Staa-
ten, Süd- und Ostasien oder arabischen Ländern; 
hinzukommen Flüchtlinge zumeist aus Äthiopien. 
In Aden gibt es für ausländische Christen drei ka-
tholische und eine anglikanische Kirche, doch im 
Norden des Landes sind keine Kirchengebäude 
gestattet.  
 

Im Nordjemen herrscht seit Jahrhunderten die 
islamische Scharia. Mission ist nicht erlaubt. 
Wenngleich der Staat die Arbeit christlicher Hilfs-
werke begrüßt, unterstellen Islamisten den Aus-
ländern pauschal christliche Missionsaktivitäten 
unter dem Deckmantel humanitärer Hilfe. Doch ist 
es in der jemenitischen Kultur durchaus üblich, 
Glaubensgespräche auch mit Ausländern zu füh-
ren. Entführungen von Ausländern kommen immer 
wieder vor, meist mit dem Ziel, Lösegeld zu erpres-
sen oder Verbesserungen für einzelne Stämme 
auszuhandeln.  
 

Muslimische Jemeniten hingegen dürfen weder 
zum Christentum noch zu einer anderen Religion 
übertreten. Konvertiten aus dem Islam droht die 
Todesstrafe, falls ihr neuer Glaube entdeckt wird. 
Das Evangelium an Muslime weiterzugeben, ist 
verboten. Einige Ausländer sind in der Vergangen-
heit wegen christlicher Aktivitäten des Landes 
verwiesen worden. Die Zahl der Christen muslimi-
scher Herkunft wird auf nur einige hundert ge-
schätzt. Sie erfahren Verfolgung durch staatliche 
Behörden, die eigene Familie und Sippe sowie 
extremistische Gruppen, die die «Abtrünnigen» 
mit dem Tod bedrohen, sollten sie nicht zum Islam 
zurückkehren. Die wenigen Christen muslimischer 
Herkunft praktizieren ihren Glauben nur heimlich. 
Middle East Concern weist auf die Schwierigkeiten 
der Konvertiten hin: «Christen muslimischer Her-
kunft erleben starken Druck seitens ihrer Familie 
und der Gesellschaft, wenn diese von ihrer Bekeh-
rung erfahren».  
 

Wo es möglich ist, treffen sie sich in geheimen 
Hausgemeinden. Aus Angst vor Verfolgung müssen 
sie ihren Glauben vor ihrer Familie verschweigen. 
Sie werden immer wieder wegen ihres Glaubens 
verhaftet, unter Druck gesetzt und teilweise in 
Einzelhaft gesteckt. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

 
 

Eritrea Platz 10: 
 

Die Hauptursache für Verfolgung in Eritrea liegt in 
der Paranoia seines Diktators Isaias Afewerki. Der 
Anteil der Christen an der Bevölkerung liegt bei ca. 
50%, die andere Hälfte der Bevölkerung ist musli-
misch. In Eritrea existieren drei Gruppen von Chris-
ten: 1. Die registrierten, historisch gewachsenen 
Kirchen, 2. Ehemalige Mitglieder dieser Kirchen, 
die sich jetzt anderen Gemeinden angeschlossen 
haben (CBBs) und 3. Unabhängige Christen. Mit 
der dritten Gruppe sind protestantische Christen 
gemeint, die keiner christlichen Tradition ent-
stammen oder einer anderen christlichen Gruppe 
angehören. Im Berichtszeitraum wurde kein Vorfall 
bekannt, bei dem ein Christ muslimischer Herkunft 
Verfolgung erleiden musste. 
 

Die christlichen Gemeinschaften jenseits der tradi-
tionellen Kirchen funktionieren in der Regel in 
Form von Untergrundkirchen. Eritreas Geschichte 
ist durchzogen von Kriegen mit dem benachbarten 
Äthiopien. Die Grenze zwischen beiden Ländern ist 
sehr lang, obwohl Eritrea flächenmäßig viel kleiner 
ist als der «Erzfeind». Dies ist einer der Gründe, 
warum die Regierung alle Gruppierungen als ge-
fährlich einstuft, die sich ihrer Kontrolle entziehen. 
Christen, die traditionellen Kirchen angehören, 
lassen sich in einem gewissen Maß kontrollieren – 
anders als Christen aus unabhängigen, in den Un-
tergrund gedrängten Kirchen. Ein Regierungsbeam-
ter hat öffentlich verkündet, dass Eritrea drei Fein-
de ausmerzen müsse: 1. HIV/Aids, 2. Das äthiopi-
sche Regime und 3. unabhängige Christen. Aus 
diesem Grund werden Christen abseits der traditi-
onellen Kirchen im ganzen Land bekämpft. 
 

Die Situation in Eritrea ist hochkomplex. Obwohl 
die Paranoia des herrschenden Diktators Hauptur-
sache der gegenwärtigen Verfolgung ist, kommt es 
auch aufgrund von kirchlicher Arroganz zu Schwie-
rigkeiten. Die etablierte Kirche tritt in solchen Fäl-
len selbst als Verfolger auf. Dies trifft in erster Linie 
auf die Eritreisch-Orthodoxe Kirche (EOC) zu, der 
ca. 24% der Bevölkerung angehören. An dieser 
Stelle könnte eingewendet werden, dass die EOC 
kein tatsächlicher Verfolger ist, sondern lediglich 
aus Furcht handelt bzw. ihre fragile Beziehung zur 
Regierung nicht gefährden möchte. Gleichwohl 
sind Teile der EOC nach Berichten von Open Doors 
Experten gelegentlich an Übergriffen gegen unab-
hängige Christen beteiligt. Zudem existiert in Erit-
rea ein gewaltiges Potential für islamischen Extre-
mismus. Einer der Experten bescheinigt dem Land 
sogar eine «sehr ausgeprägte islamistische Agen-
da». 
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Kirchen, die schon v0r 1953 existierten, werden 
bevorzugt behandelt. Dazu zählen die Eritreisch-
Orthodoxe, die Römisch-Katholische und die Evan-
gelisch-Lutherische Kirche. Die Eritreisch-
Orthodoxe Kirche ist die größte Konfession des 
Landes, die gleichzeitig der Regierung und ihrer 
offiziellen Politik am nächsten steht. Ihre Mitglie-
der geraten immer wieder in Verdacht, Aktivitäten 
ehemaliger Mitglieder, die inzwischen anderen 
Konfessionen angehören, für die Regierung auszu-
spähen. Doch sobald sie bei der Regierung in Un-
gnade fallen, drohen ihnen selbst Schwierigkeiten. 
Sie stehen der Regierung demzufolge näher, ohne 
aber wirklich frei zu sein. Die «Untergrundkirchen» 
versammeln sich häufig in Privathäusern. Das 
macht sie in den Augen der Regierung höchst ver-
dächtig und wirft dort die Frage auf, was in den 
Häusern der Christen alles geschieht. Oft werden 
ausländische Kräfte hinter den christlichen Treffen 
vermutet, die sich als Bedrohung für die Regierung 
herausstellen könnten. Derartige Vermutungen 
haben bei vielen der unabhängigen Protestanten 
zu drastischen Einschränkungen in ihrem privaten 
Lebensbereich geführt. Ohnehin ist der allgemeine 
Druck auf Christen beträchtlich, doch gerade in 
den Bereichen des Zivillebens und mehr noch des 
kirchlichen Lebens ist er extrem hoch. Nach Auffas-
sung der Regierung sollten außerhalb der traditio-
nellen Kirchen schlicht keine christlichen Gruppie-
rungen existieren. 
 
Die Bedrohung durch mögliche Verfolgung ist häu-
fig sehr unmittelbar. Ein Beispiel hierfür ist die 
Überwachung, denen Christen oft unterliegen. 
Jeder, der im Verdacht steht, Teil einer «Unter-
grundkirche» zu sein, ist hiervon betroffen. Ein 
Open Doors Mitarbeiter beschreibt die Lage: «Die 
Regierung hält beständig Ausschau nach Häusern, 
die sich für christliche Versammlungen eignen 
würden, und überwacht sie. Auch an Arbeitsstellen 
werden Menschen, die verdächtigt werden, einer 
Untergrundkirche anzugehören, überwacht, um 
ihre Aktivitäten und Bewegungen zu ermitteln. Die 
Diskriminierung geschieht jedoch auch im Verbor-
genen. Open Doors Experten berichten, das Chris-
ten aus Untergrundgemeinden große Schwierigkei-
ten haben, wenn sie ein Visum für eine Auslands-
reise beantragen. Jeder Antragsteller muss beim 
Ausfüllen der Formulare auch seine Religionszuge-
hörigkeit angeben. Wer hier eine der Untergrund-
kirchen ankreuzt, erhält kein Visum und läuft 
obendrein Gefahr, verhaftet und ins Gefängnis 
geworfen zu werden. Wer verhaftet wurde, befin-
det sich in einer schlimmen Lage. «Für religiöse 
Häftlinge gibt es keine reguläre Verhandlung, denn 

oftmals werden sie offiziell gar nicht erst ange-
klagt, und in keinem Fall dürfen sie sich von einem 
Anwalt vertreten lassen. Wenn es zu einer Ge-
richtsverhandlung kommt, gilt ein solcher Christ 
aufgrund seiner Zugehörigkeit zu einer Unter-
grundkirche schon vor der eigentlichen Anklageer-
hebung als schuldig, denn der Besuch einer Unter-
grundversammlung wird als Straftat betrachtet. 
 
Die Häufigkeit und das Ausmaß von Gewalt gegen 
Christen außerhalb der traditionellen Kirchen sind 
beträchtlich. Zu den bekannten Schreckensmel-
dungen gehören Berichte von Metallcontainern, 
die in Armeelagern als Gefängnisse dienen und 
versteckten Gefängnissen, zu denen gewöhnliche 
Bürger keinen Zutritt haben. Die Zahl der in sol-
chen Lagern gefangen gehaltenen Christen ist nicht 
bekannt. 
 
Im Weltverfolgungsindex 2012 wurde die Zahl von 
1.500 Christen genannt. Open Doors Experten 
geben an: «Die Verhaftungen von Christen wurden 
fortgesetzt, sie geschahen oft spontan, an unter-
schiedlichen Orten und in unterschiedlichen Um-
ständen, die von der Regierung als illegal betrach-
tet werden. Unseren Informationen nach ent-
spricht die Zahl der Entlassenen in etwa der Zahl 
der neu Inhaftierten». 
 
Allerdings ist es schwierig, derartige Zahlen zu 
verifizieren, denn aus religiösen Gründen Inhaftier-
te werden in Eritrea nicht nur in bekannte Gefäng-
nisse und Lager gebracht. Aus demselben Grund ist 
es schwer festzustellen, wie viele Christen in Haft 
sterben, oder unmittelbar vor ihrem Tod entlassen 
werden, damit die Regierung offiziell jede Schuld 
von sich weisen kann. Sicher ist die Zahl von 31 
Christen, die im Berichtszeitraum während ihrer 
Haftzeit gestorben sind. 
 
In Zentraleritrea und dem südlichen Hochland 
bilden Christen die Bevölkerungsmehrheit, wäh-
rend Muslime in den östlichen Küstengebieten und 
in den westlichen Grenzgebieten zum Sudan in der 
Mehrheit sind. Zu Übergriffen gegen Christen 
kommt es jedoch im ganzen Land. Die Verfolgung 
geht jedoch auch in den islamisch dominierten 
Gebieten nicht von Muslimen, sondern von der 
Regierung aus. Obwohl der Islam seit 1952 zu den 
anerkannten Religionen gehört unterliegen auch 
Muslime der Diskriminierung durch die Regierung, 
besonders solche mit wahhabitischer Prägung. 
 
Die islamisch dominierten Gebiete in der östlichen 
Küstenregion grenzen an Bereiche Äthiopiens, wo 
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der Islamismus stark auf dem Vormarsch ist. Die 
islamisch dominierten Gebiete im westlichen Tief-
land grenzen an den Sudan, ein Land mit ähnlich 
starken islamistischen Tendenzen. Wird sich Eritrea 
zukünftig ebenfalls einer islamisch extremistischen 
Agenda verschreiben? Die Antwort auf diese Frage 
hängt mit dem Druck zusammen, den die Regie-
rung auf Christen wie auch Muslime ausübt. Einige 
erfahren schlimme Misshandlungen, viele Angehö-
rige registrierter Kirchen oder des Islam werden 
jedoch toleriert, solange sie in ihren Kirchen und 
Moscheen bleiben und dem Regime keinen offe-
nen Widerstand leisten. 
 
Genau hier liegen die entscheidenden Hinweise 
verborgen, die zur Einschätzung der künftig zu 
erwartenden Verfolgung in Eritrea dienen. Die 
Regierung hat alle christliche Gemeinden verfolgt 
und geschwächt, die der eritreischen Gesellschaft 
das Evangelium bringen wollten. Gleichzeitig hat 
sie Treffen in Moscheen gestattet, wo junge Men-
schen mit dem Islam indoktriniert wurden. Geistli-
che Leiter des Islam haben begonnen, in der loka-
len Tigrina Sprache zu lehren. Open Doors Sachver-
ständige beobachten: «Seit mindestens drei Jahren 
indoktrinieren sie junge Menschen mit einem ag-
gressiven Islam, was vorher nicht geschehen ist. 
Viele dieser Lehrer wohnen in Saudi Arabien, aber 
als Eritreer können sie jederzeit ins Land reisen 
und ihre Familien besuchen. Bei einigen wohnen 
die Frau und ihre Kinder in der Hauptstadt Asma-
ra».  
 
Der gemeinsame Kampf um die Unabhängigkeit 
von Äthiopien (1993 per Volksabstimmung be-
schlossen) hat ein besonderes Gemeinschaftsge-
fühl in Eritrea entstehen lassen. Open Doors Mit-
arbeiter beschreiben es so: «Es wird gemeinsam 
getrauert; man sitzt zusammen, singt, predigt, isst 
und betet miteinander; niemand verlässt das Zelt. 
Das ist eritreische Nähe». Mittlerweile machen sich 
eritreische Christen große Sorgen darum, wo ihre 
muslimischen Landsleute in Bezug zur eritreischen 
Kirche tatsächlich stehen. Muslimische Leiter äu-
ßern Beschwerden, wonach die Regierung der EOC 
näher steht als der muslimischen Gemeinschaft. 
«Sie bezeichnen die Regierung sogar als christlich. 
Sie beharren auf ihrem Recht und fordern mehr 
Führungspositionen für Muslime». «Immer wieder 
ertönt es aus der Moschee mit lautstarken Mega-
phonen: 'Lasst uns den Islam verteidigen gegen alle 
Verwässerungen durch andere Lehren!', und zwar 
nicht auf Arabisch wie früher, sondern in den loka-
len Sprachen». 
 

Unter der gegenwärtigen Regierung ist es für Mus-
lime unmöglich, darüber hinaus gegen Christen 
vorzugehen. Präsident Isaias Afewerki verliert 
jedoch zusehends an Macht und Einfluss. Erstmalig 
hat das eritreische Militär seine Autorität in Frage 
gestellt. Als Diktator ist er auf sich allein gestellt 
und um seine Gesundheit steht es nicht zum Bes-
ten. Wenn er während seiner Regentschaft stirbt, 
wird die hinter ihm stehende Gruppierung wahr-
scheinlich die Macht übernehmen. In diesem Fall 
wird es kaum zu größeren Veränderungen im Land 
kommen. Hinsichtlich der Religionsfreiheit vermu-
ten Open Doors Sachverständige jedoch, dass den 
Untergrundkirchen gestattet werden wird, sich 
öffentlich zu versammeln; die derzeitige Verfol-
gung aus religiösen Gründen hängt stark an der 
Person des Präsidenten. Gleichzeitig werden 
höchstwahrscheinlich auch die Muslime stärker in 
Erscheinung treten. Wie bereits gezeigt, bereiten 
sie sich schon darauf vor. 
 
Die Zukunft der Kirche in Eritrea liefert Anlass zur 
Sorge. Die Regierung übt nach wie vor massiven 
Druck auf Christen außerhalb der etablierten Kir-
chen aus und selbst diese sind Repressalien ausge-
setzt. Allem Anschein nach bereiten Anhänger des 
extremistischen Islam sich darauf vor, ihre Agenda 
der eritreischen Gesellschaft aufzuzwingen, be-
sonders aber wohl den Kirchen, sobald die Regie-
rung ihren eisernen Griff auf Kirchen und Mo-
scheen etwas lockert. Zahlreiche Christen kämpfen 
mit wirtschaftlichen Schwierigkeiten: Nahrungs-
mittel werden knapper, die Preise steigen; auch 
Wasser und Strom haben besonders in den jüngs-
ten Monaten oft nicht ausreichend zur Verfügung 
gestanden. 
 
Der zeitlich unbegrenzte Militärdienst hat die Ehen 
der meisten Christen beeinträchtigt, was vermehrt 
zu Untreue und wirtschaftlichen Engpässen geführt 
hat. Oftmals führt Verfolgung zu einer zusätzlichen 
Verschlechterung ohnehin schwieriger Situationen. 
Gerade weil Christen aufgrund von schwierigen 
Lebensumständen starken familiären Rückhalt und 
gut funktionierende Gemeinden brauchen, macht 
die Schwächung oder gar Zerstörung dieser Fun-
damente durch Verfolgung das Überleben beson-
ders schwierig. 
 
zurück zu Länderübersicht 
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Syrien Platz 11: 
 
Gewalt und Proteste gegen die Regierung von 
Präsident Bashar al-Assad dauern seit fast zwei 
Jahren an. Die Situation im Land ist schlichtweg 
chaotisch. «Die Lage in Syrien wird bestimmt ei-
nerseits durch eine explosive Mischung aus hoch-
gesteckten strategischen Besitzansprüchen, die mit 
regionalem und internationalem Konkurrenzden-
ken verknüpft sind und andererseits aufgeladenen 
Gefühlen, Frontenbildung auf kommunaler Ebene 
und politischem Wunschdenken», lautete die Ana-
lyse des ThinkTanks «International Crisis Group» 
(ICG) vom 24. November 2011. Daraus lassen sich 
drei zentrale Aussagen ablesen: das gesellschaftli-
che und politische Klima in Syrien ist hochexplosiv; 
der Bürgerkrieg eskaliert rasant; und falls das ge-
genwärtige Regime zusammenbricht, wird kein 
Nachfolgeregime demokratischere Züge aufwei-
sen. 
 
Die christliche Gemeinde führte ein relativ friedli-
ches Dasein unter dem säkularen Präsidenten 
Bashar al-Assad. Solange die Christen die öffentli-
che Ordnung nicht störten oder die Regierung 
bedrohten, waren sie geduldet und konnten Got-
tesdienste feiern. Die anerkannte Kirche von Syrien 
lebt nicht versteckt oder wirkt im Geheimen. Sie 
genießt gesellschaftliche Anerkennung, wenngleich 
die Versammlungen durch den Geheimdienst beo-
bachtet werden. Allerdings können und wollen die 
christliche Gemeinden aufgrund von Absprachen 
mit anderen Religionsführern und politischen 
Drucks nicht öffentlich evangelisieren (dies würde 
als Bedrohung der nationalen Sicherheit gesehen). 
So ist die Unterdrückung der historischen Kirche 
Syriens von Seiten der Regierung mehr politisch als 
religiös. 
 
Im Juni 2010 begannen die Behörden, einige christ-
liche Versammlungen zu schließen und setzten 
damit ein bereits lange existierendes Gesetz um, 
das religiöse Versammlungen nur in dafür zugelas-
senen Lokalitäten erlaubt. Die Beweggründe dafür 
waren zunächst nicht klar, zu vermuten sind Be-
schwerden traditioneller Kirchen wegen «Schafe 
stehlen».  
 
Die Situation der Christen mit muslimischem Hin-
tergrund ist eine andere. Auf sie warten viele Prob-
leme, die meist von Familie und Freunden ausge-
hen, aber auch von fundamentalistischen Kämp-
fern und Söldnern. 
 

Als religiöse Minderheit haben die meisten Chris-
ten bislang das alawitische Regime unterstützt, 
garantierte es ihnen doch relativen Frieden und 
Ruhe. Heute jedoch wollen Christen kein Regime 
mehr stützen, sondern lieber friedlich leben, ohne 
in die Politik hineingezogen zu werden. Ihre Unter-
stützung des alawitischen Regimes in der Vergan-
genheit hat sie verwundbar für Angriffe der Oppo-
sition gemacht. Gefahr droht ihnen auch aus religi-
ösen Gründen, da fundamentalistische islamische 
Gruppierungen jeder Religion im Land, die nicht 
islamisch ist, entgegentreten. 
 
Die Lage in Syrien verschlimmert sich rasend 
schnell. Die Menschen sind aus mehreren Gründen 
zunehmend beunruhigt und voll Panik. Gegner der 
Regierung fordern mehr Freiheit von einem Re-
gime, dem sie nicht vertrauen, andere religiöse 
Gruppierungen verlangen mit Nachdruck und Ge-
walt Freiheit, damit sie regieren und ihren musli-
mischen Glauben verbreiten können. Die Unter-
stützer der Regierung sehen mit Sorge, was aus 
ihrem Land wird, wenn es von Fanatikern regiert 
wird. Die meisten Menschen im Land befürchten, 
dass ein Eingreifen von außen die Stabilität und 
Zukunft Syriens zerstören könnte, ähnlich wie das 
im Irak und anderen Nachbarländern beobachtet 
werden konnte. Die Christen fragen besorgt, was 
aus ihnen wird. Sollten fanatische Muslime mehr 
Freiheit erhalten, werden sie sich eventuell an den 
Christen dafür rächen, dass sie sich gegenüber dem 
Regime Assad zumindest neutral verhalten haben. 
Es liegen Berichte von Übergriffen vor, die als erste 
Anzeichen einer verstärkten Bedrohung der Chris-
ten zu sehen sind, gleichwohl die Angriffe bislang 
nicht rein religiös motiviert sind. 
 
Aufgrund monatelanger Proteste und Gewalt ge-
gen die Regierung von Bashar al-Assad ist Syrien 
Schauplatz eines blutigen Bürgerkriegs. Al-Assad 
steht international in der Kritik für sein gewaltsa-
mes Niederschlagen der Proteste, die zu Anfang 
friedlich verliefen. Deshalb wurde ein internationa-
ler Boykott über das Land verhängt. Die Zentralre-
gierung verliert allmählich die Kontrolle innerhalb 
Syriens. «Kriminelle und radikale Muslime nutzen 
die Situation aus», so ein Open Doors Mitarbeiter 
vor Ort, der wegen der Lage im Land anonym blei-
ben muss. «In der Stadt Homs beispielsweise ha-
ben sunnitische Muslime die Macht auf der Straße 
übernommen, nachdem die Regierungstruppen für 
einige Tage abgezogen worden waren. Radikale 
Mitglieder der Gruppierung haben daraufhin meh-
rere Kirchen überfallen und die wertvollsten Ge-
genstände gestohlen. Die Raubzüge geschahen, als 
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niemand in der Kirche war». Weiter berichtet der 
Mitarbeiter, «dass nicht alleine die Christen ins 
Visier geraten sind, sondern auch die Alawiten, da 
al-Assad zu ihnen gehört». 
 
Dem einheimischen Mitarbeiter zufolge sind die 
Auswirkungen des internationalen Boykotts im 
ganzen Land sichtbar. «Es gibt kein Benzin mehr 
bzw. es wird zurückgehalten oder anderweitig von 
oppositionellen Gruppen verscherbelt, um die 
Stimmung im Land aufzuheizen. Der Warennach-
schub in den Supermärkten fehlt und die Preise 
explodieren wegen der Verknappung. Die Men-
schen stehen stundenlang für Kraftstoff zum Hei-
zen an, manchmal auch vergeblich. Der Strom wird 
rationiert, Kraftstoffe für Autos und Heizung ste-
hen nur begrenzt zur Verfügung und die Menschen 
leiden und beobachten, wie das Land zurückfällt». 
 
Einige Christen planen ihre Flucht aus Syrien für 
den Fall, dass sich die Lage weiter verschlechtert, 
da ihre Lebensqualität abnimmt genauso wie die 
Möglichkeit der Durchsetzung ihrer Rechte. Wenn-
gleich es um die Menschenrechte in Syrien kläglich 
bestellt ist, ziehen die Christen eine säkulare Re-
gierung weitgehend ohne islamischen Einfluss vor. 
Die weitere Entwicklung lässt sich schwer vorher-
sagen, doch ein Sturz der Regierung al-Assad wird 
aller Voraussicht nach Anarchie und Machtkämpfe 
zur Folge haben. Die Machtübernahme durch ext-
remistische Islamisten gilt als wahrscheinlich – für 
Christen und andere Minderheiten würde sich die 
Lage dann verschlimmern. Falls dies geschieht, 
werden die Christen entweder isoliert werden und 
rechtlos dastehen oder massenweise aus dem 
Land getrieben – eine Situation ähnlich wie die im 
Irak. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

Sudan Platz 12: 
 
Die Hauptursache für Christenverfolgung im Sudan 
ist ein Mix aus islamischem Extremismus und der 
Paranoia des herrschenden Diktators, Präsident Al-
Bashir. Was beschäftigt ihn mehr: den Islam aus-
zuweiten oder sein Verlangen, an der Macht zu 
bleiben? Im Weltverfolgungsindex 2012 wurde 
folgende Perspektive für das Land beschrieben: «In 
naher Zukunft wird die starke Verfolgung der 
Christen eher zunehmen, wobei Christen zwischen 
die Mühlsteine von Islamismus und Arabisierung 
geraten». Dabei hat die völlige Umsetzung der 
Scharia noch gar nicht stattgefunden; u.a. wegen 

der Probleme, denen sich die Regierung Al-Bashirs 
gegenübersieht. Die Absicht dazu bleibt jedoch.  
 
Die Gemeinde hat zahlenmäßig stark abgenom-
men, da viele Christen südsudanesischer Abstam-
mung in den nunmehr unabhängigen Staat Süd-
Sudan zurückgekehrt sind. In anderen Regionen 
wiederum wächst die Gemeinde. So ist die Anzahl 
der Christen mit muslimischem Hintergrund ge-
stiegen. Stammesstreitigkeiten führten ebenfalls 
zu Verfolgung, wie es zum Beispiel bei den Stäm-
men Missirya und Dinka Ngok in der Region Abyei 
der Fall war.  
 
Die Christen sehen sich vermehrt Drohungen von 
muslimischen Gemeinden, aber auch von islamisti-
schen Regierungsvertretern und Behörden, die 
schon lange den Sudan vom Christentum befreien 
wollen, ausgesetzt. Christliche Leiter berichten, 
dass das Christentum nun als ausländische Religion 
bezeichnet wird, nachdem hunderttausende Men-
schen – davon viele Christen – wegen der Spaltung 
des Landes in den Süden abgewandert sind. Die 
Feindseligkeiten richten sich, bezogen auf die Le-
bensbereiche und abhängig von der Region im 
Land, unterschiedlich stark gegen alle christlichen 
Gruppierungen. Christen muslimischer Herkunft 
werden jedoch besonders häufig und schwer ver-
folgt. Das Bestreben nach Arabisierung fand in der 
Bekämpfung des Nuba-Volkes einen (nächsten) 
«göttlichen Auftrag». Sie sind dunkelhäutig und 
viele von ihnen sind Christen.  
 
Die Unterdrucksetzung der Christen war und bleibt 
typisch für Länder mit muslimischer Mehrheit: 
Regierung und Gesellschaft versuchen, den Raum 
der Christen in allen Lebensbereichen (privat, fami-
liär, gesellschaftlich, kirchlich und staatlich) einzu-
engen. Konvertiten erleiden dabei den heftigsten 
Widerstand. In einigen Teilen des Landes ist die 
Einschränkung der Christen nicht so stark, wie man 
es vielleicht erwarten könnte. Die Gesellschaft 
gewährt den Christen mehr Lebensraum, als es die 
jüngste Geschichte und Rhetorik des Bashir Re-
gimes erwarten ließ. Das Gewaltniveau im letzten 
Jahr war jedoch extrem hoch. Zwei Komponenten 
spielten dabei eine wesentliche Rolle: Die eine 
Form der Gewalt steht im direkten Bezug zur fort-
schreitenden Entwicklung der Verfolgung im Land. 
Ein Beispiel hierfür ist die Zerstörung von mindes-
tens drei Kirchen und der Gereif Bibelschule in 
Khartum.  
 
Die andere Form der Gewalt entspringt dem 
Kriegsgeschehen in der Grenzregion zum Süd-
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Sudan. Dazu ein Open Doors Landesexperte: «Die 
Anzahl der offiziell gemeldeten Tötungen ist auf 
den gesamten Sudan bezogen überschaubar. Al-
lerdings gab es in den Regionen Süd-Kordofan (mit 
Abyei) und Blue Nile («Blauer Nil») hunderte Tote. 
Religiöse Gründe spielen mit eine Rolle, mehr je-
doch falsch verstandene politische Loyalität und 
der Kampf um Ressourcen». Die Ermordungen 
werden deshalb dem Bereich Christenverfolgung 
zugeschrieben, weil die Christen aufgrund ihres 
Glaubens zur Zielscheibe gemacht wurden. So 
wurden in den Regionen Süd-Kordofan und Blauer 
Nil viele Kirchen von Antonov Bombern ins Visier 
genommen. «Wir können deshalb sagen, dass es 
hier um Verfolgung der Christen geht, weil alle 
Angriffe der Antonov Bomber auf die Kirchen am 
Sonntag während der Gottesdienste geflogen wur-
den». Gewalt in Süd-Kordofan hatte zumeist mit 
der Bekämpfung des Nuba-Volkes in den Nuba 
Bergen zu tun, dessen Zugehörige dunkelhäutig 
und oftmals auch Christen sind. So wurden die 
Nuba andauernd angegriffen, mit dem Ziel, sie 
auszuhungern. Die Christen waren zwar nicht die 
einzigen Opfer der Gewaltakte, aber sie sind leicht 
zu erkennen und deshalb besonders gefährdet, 
insbesondere in einem Land, in dem sich Macht-
hunger und religiöser Fanatismus die Hand geben.  
 
Al-Bashir verliert die Unterstützung der regieren-
den Nationalen Kongresspartei und seine Regie-
rung ist in Schwierigkeiten. Durch die Unabhängig-
keit des Süd-Sudan hat sie 75% ihrer Einkünfte 
verloren, da die Ölfelder im Süden liegen und man 
sich noch nicht über den Transport geeinigt hat, 
was ein großes Loch in die Haushaltskasse gerissen 
hat. Von dem verbleibenden Einkommen werden 
laut Pressemeldungen 70% für die Kämpfe in Dar-
fur und den genannten Grenzregionen hin zum 
Süd-Sudan eingesetzt. Die Gehälter der leitenden 
Staatsbeamten wurden gekürzt, die Verwaltung 
verschlankt. Al-Bashir ließ Zeitungen schließen und 
Oppositionsführer und Aktivisten verhaften. Die 
Bevölkerung leidet. Die anhaltenden Konflikte in 
den Regionen Süd-Kordofan, Darfur und Blauer Nil, 
die in großen Gebieten fehlende Infrastruktur und 
die Tatsache, dass sich ein Großteil der Bevölke-
rung mit privatem Ackerbau über Wasser halten 
muss, sorgen dafür, dass ein großer Teil der Bevöl-
kerung in den kommenden Jahren an oder unter 
der Armutsgrenze bleiben wird. Verfolgte Christen 
leiden in diesem Armutsstaat daher doppelt: sie 
werden verfolgt und sie müssen wirtschaftlich um 
ihr Überleben kämpfen. 
 

Seit dem Zwischenabkommen von Addis Abeba 
zwischen dem Süd-Sudan und Sudan und dem 
Aufmarsch der UN Übergangsschutztruppen für 
Abyei (UNISFA) haben sich dessen Bürger, über-
wiegend vom Volk der Dinka Ngok, aufgemacht, 
um in ihr Heimatland zurückzukehren. Im Zuge der 
Invasion der sudanesischen Armee (SAF) im Mai 
2011 waren etwa 75.000 Personen (andere spre-
chen von 150.000 Personen) gewaltsam aus Abyei 
Stadt und der Region vertrieben worden. Das war 
noch vor Inkrafttreten der Niederschrift des aus-
gehandelten Abyei Referendums, das Teil des um-
fassenden Friedensabkommens (CPA) war. Wäh-
rend der Attacken waren Wohnungen, Schulen und 
Kirchen in Brand gesteckt oder niedergebrannt, an 
Wasservorräten bzw. Wasserstellen war Sabotage 
verübt worden. Etwa 10.000 Vertriebene der Dinka 
Ngok sollen sich seit ihrer Rückkehr im April 2012 
wieder in der Region Abyei nördlich des Kiir Flus-
ses, der als Grenze zwischen Sudan und Süd-Sudan 
gilt, angesiedelt haben.  
 
Die äthiopischen Friedenstruppen waren maßgeb-
lich für die Wiederherstellung von Stabilität und 
die Wiedererrichtung sowie Bewahrung von zu-
mindest relativer Sicherheit. Es herrschen große 
Sorgen im humanitären Bereich, da die Bevölke-
rung wegen ihrer Vertreibung zu Beginn der Pflan-
zungssaison 2011 im letzten Jahr nichts anpflanzen 
konnte. Die Kirchen (Episkopale und Römisch Ka-
tholische) haben den Wunsch geäußert, ihre Mit-
glieder und insbesondere ihre Leiter möchten doch 
nach Abyei zurückkehren und sich dort niederlas-
sen, um damit auch andere Familien und Personen 
entsprechend zu ermutigen. Dies wird als sehr 
wichtig angesehen, denn die Rückkehr soll der SAF 
und der sudanesischen Regierung vor Augen füh-
ren, dass sie ihnen nicht erneut das Land wegneh-
men und auch nicht das christliche Zeugnis auslö-
schen können. Der Kirche in Abyei wird auch poli-
tisch eine wichtige Rolle zugesprochen, mehr je-
doch eine geistliche – als eine Zeugin für die vielen 
bislang unerreichten Stämme der Region. 
 
Die Zukunft der Kirche im Sudan ist ungewiss. Die 
Angst unter den Christen wächst langsam. Wie die 
Anfeindungen sich in Zukunft entwickeln, lässt sich 
nicht voraussagen. Die völlige Umsetzung der 
Scharia durch Bashir mag sich durch interne 
Schwierigkeiten hinauszögern. Falls jedoch seine 
Regierung stürzt, werden aller Voraussicht nach 
die zukünftigen Leiter die Islamisierung im Land 
vorantreiben. Der Islam wird als einigende Klam-
mer für die Arabisierung gesehen. In diesem Fall 
würde die allgemeine Unterdrückung im ganzen 
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Land zunehmen. Ob neue Leiter dann weiter 
enorme Summen für Kriege in der Grenzregion hin 
zum Süd-Sudan ausgeben werden, bleibt abzuwar-
ten. Der Krieg dort ist wohl nicht zu gewinnen. Eine 
Furcht bleibt jedoch – egal, ob unter Al-Bashir oder 
neuen islamistischen Anführern – dass die religiöse 
und ethnische Säuberung besonders im Grenzbe-
reich weitergehen wird. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

Nigeria Platz 13: 
 
Die Hauptquelle der Verfolgung von Christen im 
Norden Nigerias ist der islamische Extremismus. 
Vor allem die islamistische Gruppe «Boko Haram» 
(zu Deutsch: moderne Erziehung ist Sünde) verübt 
brutale Gewalttaten gegen Christen. Diese selbst 
ernannten «Taliban Nigerias» terrorisieren nicht 
nur Christen. Im ganzen Land wollen sie eine strik-
te Anwendung der islamischen «Scharia»-Gesetze 
erreichen. Kein anderer Name steht so für Verfol-
gung wie «Boko Haram». Die Gruppe wurde 2001 
gegründet; im Jahr 2009 wurde sie verboten. Nach 
Rückschlägen durch den Einsatz der Sicherheits-
kräfte ist es der Gruppe jedoch gelungen, sich neu 
zu organisieren. Inzwischen hat sie sich zu einer 
ernstzunehmenden Bedrohung nicht nur für Chris-
ten entwickelt. Neben Kirchen, Häusern und Ge-
schäften von Christen griffen Mitglieder der Grup-
pierung auch staatliche Gebäude, Polizeistationen 
und selbst Moscheen an, die in ihren Augen zu 
moderat in ihren Predigten waren.  
  
Doch das Auftreten von Verfolgung in Nigeria ge-
staltet sich sehr viel komplexer als die reine Er-
mordung von oder tätliche Angriffe gegen Christen 
– oder auch Muslime – durch eine islamische Ter-
rorgruppe. In besonderem Maße traf dies auf die 
zwölf nördlichen Bundesstaaten zu, wo lokale 
Regierungen und gesellschaftliche Gruppierungen 
den dort ansässigen Christen kaum genug Raum 
lassen, ein eigenständiges Leben zu führen. Musli-
me stellen in diesem Landesteil etwa zwei Drittel 
der Bevölkerung. Die zwölf hier angesiedelten 
Bundesstaaten (Bauchi, Borno, Gombe, Jigawa, 
Kaduna, Kano, Katsina, Kebbi, Niger, Sokoto, Yobe 
und Zamfara) haben vor einigen Jahren das islami-
sche Recht (Scharia) eingeführt. Wer vom Islam 
zum christlichen Glauben konvertiert, setzt sich 
großen Gefahren aus. Verfolgung beschränkt sich 
jedoch nicht allein auf Christen islamischer Her-
kunft, sondern ist eine Bedrohung für alle Christen 
in vielen der nördlichen Bundesstaaten. 

Einiges weist darauf hin, dass in bestimmten Lan-
desteilen traditionelle Feindseligkeit gegenüber 
Christen zu Problemen für die Kirche führt. Aus 
den östlichen Bundesstaaten gibt es Berichte über 
Verfolgung durch Anhänger animistischer Religio-
nen. Eine offene Frage bleibt der Einfluss der sys-
temimmanenten Korruption, die unter anderem 
von den überall präsenten kriminellen Netzwerken 
gefördert wird. Für die Platzierung Nigerias auf 
dem Weltverfolgungsindex 2013 ist vor allem die 
erstgenannte Erscheinungsform von Verfolgung 
relevant: Islamischer Extremismus. 
 
Verfolgung tritt vorrangig in den Scharia-Staaten 
auf, greift jedoch auch immer wieder auf die an-
grenzenden Gebiete über. Sie fordert von den 
Betroffenen hohen Tribut im familiären Bereich 
und im Blick auf ihr unmittelbares Lebensumfeld. 
So dürfen Christen ihre Toten nicht auf öffentli-
chen Friedhöfen begraben. In den öffentlichen 
Schulen werden christliche Schüler besonders in 
den unteren Klassen gezwungen, am Islamunter-
richt teilzunehmen. Weiterführende Schulen oder 
höhere Bildungswege bleiben Christen verschlos-
sen, besonders wenn es sich um gut ausgestattete 
Einrichtungen mit einem hohen akademischen 
Niveau handelt. Christen werden in schulischen 
Institutionen oftmals als Bürger zweiter Klasse 
behandelt. Christliche Mädchen leben in ständiger 
Gefahr, entführt und zwangsverheiratet zu wer-
den. 
 
So gab es beispielsweise in der Stadt Kano ein 
Haus, in dem 40 entführte Mädchen gefangen 
gehalten, islamisiert und dann mit einem Moslem 
verheiratet wurden. Ortsansässige Experten von 
Open Doors berichten, dass es in einigen der Scha-
ria-Staaten sogar organisierte Dienste gibt, die sich 
auf die Entführung und Bekehrung christlicher 
Mädchen zum Islam spezialisiert haben. 
 
Auf dem Arbeitsmarkt wurden Christen trotz nach-
gewiesener Qualifikationen die Einstellung verwei-
gert, anderen wurde die Abkehr von ihrem christli-
chen Glauben zur Bedingung gemacht, um eine 
Stelle sofort antreten zu dürfen. Christliche Wohn-
gegenden wurden von der örtlichen Regierung 
völlig vernachlässigt. Die Bereitstellung von saube-
rem Wasser, medizinischer Versorgung und Stra-
ßen wurde ihnen verweigert. Entlegene christliche 
Dörfer wurden bei Entwicklungsprojekten über-
gangen. Kirchengemeinden stießen auf große 
Schwierigkeiten bei dem Versuch, ehemalige Mus-
lime zu integrieren. Derartige Aktivitäten erregen 
die Aufmerksamkeit der Umma (muslimischen 
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Gemeinschaft) und können zu Gewaltausbrüchen 
gegen alle Kirchen im näheren Umkreis führen. 
Berichten einheimischer Mitarbeiter zufolge ist es 
vermehrt zu Übergriffen islamischer Extremisten 
gegen Pastoren gekommen, um das Wachstum der 
Kirchen zu stoppen. 
 
Die Verfolgung von Christen durch islamische Ext-
remisten hat nicht alle Bereiche Nigerias erfasst. 
Betrachtet man das Land unter diesem Gesichts-
punkt, so kann man Nigeria in verschiedene Regio-
nen aufteilen. Der Norden (19 Bundesstaaten und 
das Gebiet der Hauptstadt Abuja) ist hauptsächlich 
islamisch, der Süden (17 Bundesstaaten) ist haupt-
sächlich christlich geprägt; der Südwesten (Yoruba) 
jedoch ist zu 50% muslimisch. Die Mitte des Landes 
ist vorrangig christlich, wobei hier auch große 
Gruppen von Muslimen leben. Bei der Verwal-
tungsorganisation der Staaten haben Muslime 
jedoch dafür gesorgt, dass weite Teile der Landes-
mitte den zwölf sogenannten Scharia-Staaten hin-
zugerechnet wurden. Ein Beispiel hierfür ist Kadu-
na, dessen Norden hauptsächlich von Muslimen 
bewohnt wird, während im südlichen Teil die 
Christen in der Überzahl sind. Die Regierung des 
Bundesstaates wird jedoch von Muslimen gestellt, 
so dass die Scharia herrscht. 
 
Am härtesten werden Christen in den zwölf Scha-
ria-Staaten verfolgt. Abgesehen von dem Leid 
durch Terrorakte leben Christen in beständiger 
Angst vor den Unwägbarkeiten ihres unmittelba-
ren Lebensumfeldes. Dazu gehören lokale Regie-
rungen und verschiedene gesellschaftliche Grup-
pen, die sie in verschiedenen Bereichen massiv 
unter Druck setzen, teilweise unterstützt von der 
Scharia-Polizei («Hisba») und Da’awa Komitees. In 
den sieben anderen nördlichen Staaten ist dieser 
Druck weniger stark, dafür gibt es mehr terroristi-
sche Aktivität. Aus diesem Gebiet erreichen uns 
auch regelmäßig Berichte von Vergeltungsschlägen 
christlicher Jugendlicher für Terrorangriffe. Keine 
Berichte über christenfeindliches Verhalten gelang-
ten aus dem Süden zu uns. 
 
Racheakte durch christliche Jugendliche für musli-
mische Angriffe im Norden gegen Angehörige an-
derer Stämme bilden eine große Ausnahme. Un-
terdessen verfolgen Islamisten die von einigen 
ihrer Führer postulierte Agenda, der zufolge das 
ganze Land dem «Haus des Islam» einverleibt wer-
den soll. 
 
Die Regierung des derzeitigen Präsidenten Good-
luck Jonathan von der Demokratischen Volkspartei 

hält das Land in eisernem Griff. Nach seinem Wahl-
sieg im April 2011 entspann sich eine große Debat-
te, da Jonathan ein Christ aus dem Süden ist. Auf-
grund einer bestehenden politischen Übereinkunft 
zwischen Christen und Muslimen waren die Mus-
lime der Ansicht, alle Kandidaten hätten bei dieser 
Wahl aus ihren Reihen stammen müssen. Jo-
nathans Wahlsieg führte zu schweren Unruhen. 
Islamische Führer und Rebellen schworen, ihm das 
Regieren unmöglich zu machen, wobei Boko Ha-
ram Anhänger sich als entschiedenste Gegner 
herauskristallisierten. Im April 2012 versprach 
Jonathan, binnen sechs Monaten mit der Boko 
Haram «fertig zu sein». Zur Antwort erhielt er, man 
werde ihn innerhalb von drei Monaten «erledigt» 
haben und die Regierung übernehmen. Viele Chris-
ten befürchten einen «Kampf der Titanen» für das 
Wahljahr 2015. Unterdessen erweist sich die ge-
genwärtige Amtszeit (2011-2015) zusehends als 
eine Ära willkürlichen Terrors gegen Christen und 
christliche Gemeinschaften, die in dem Ruf stehen, 
Jonathan zu unterstützen und für ihn zu beten. 
 
Die gegenwärtige Situation Nigerias wirft dunkle 
Schatten voraus, allen guten Neuigkeiten über eine 
geistliche Neubelebung der Kirche unter dem 
Druck der Verfolgung zum Trotz. Die Hinweise auf 
eine Verbindung zwischen Al Kaida im Maghreb, 
der Boko Haram und anderen islamischen Terror-
gruppen der Region verdichten sich und lassen 
befürchten, dass der Gemeinde noch weitere bru-
tale Verfolgung bevorsteht. Örtliche Open Doors-
Fachleute betrachten auch ein Übergreifen der 
antichristlichen Gewalt auf die Kirche im Süden des 
Landes als eine realistische Möglichkeit. Christliche 
Jugendliche, die Zukunft der Gemeinde, stehen 
beständig in der Versuchung, gewaltsam Rache an 
Muslimen zu üben. Damit nimmt die Gefahr eines 
Teufelskreises wachsender Gewalt in Teilen Nige-
rias zu. 
 
Die beständige Bedrohung für die Christen in den 
Scharia-Staaten und in etwas kleinerem Maß in 
den mittleren Staaten wird sich in absehbarer Zeit 
kaum verringern. Auch die Armut vieler im Norden 
ansässiger Christen ist besorgniserregend. Islamis-
ten könnten die ihnen zur Verfügung stehenden 
Mittel einsetzen, um Christen finanziell zu erpres-
sen. Bereits jetzt wird vielen Christen der Zugang 
zu Bereichen der öffentlichen Grundversorgung 
verwehrt. Die Zentralregierung scheint indes nicht 
fähig, ihre christlichen Bürger zu schützen. 
 
zurück zu Länderübersicht 
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Pakistan Platz 14: 
 
Pakistanische Christen leben im Spannungsfeld 
zwischen militanten islamistischen Organisationen, 
die regelmäßig Gewaltakte gegen Christen verü-
ben, und einer zunehmend restriktiven islamischen 
Kultur, die sie immer mehr an den Rand der Gesell-
schaft drängt.  
 
Diese Zusammenstellung wird ergänzt durch eine 
schwache, korrupte Zentralregierung, der es am 
Willen und möglicherweise auch an der Fähigkeit 
mangelt, dem herrschenden Unrecht Einhalt zu 
gebieten. Schließlich ist die Armee zu berücksichti-
gen, die ihren Teil zum Erstarken militanter islamis-
tischer Gruppierungen in Afghanistan und dem von 
Indien besetzten Kaschmir beigetragen hat. Ange-
sichts dieser Konstellation wird schnell deutlich, 
dass für die Christen die Auswahl möglicher Ver-
bündeter bei ihrem Existenzkampf in ihrem Hei-
matland sehr begrenzt ist. 
 
Diese Gemengelage besteht bereits seit vielen 
Jahren. Es wird erwartet, dass das Land im Jahr 
2030 Indonesien als Staat mit der größten muslimi-
schen Bevölkerungsgruppe (256 Millionen) überho-
len wird. 
Pakistanische Christen bilden eine hart geprüfte 
Minderheit von 2,5% der Bevölkerung in einem 
Land mit 179,9 Millionen Einwohnern, die zu 96% 
Muslime sind. Die verheerenden Folgen der pakis-
tanischen Blasphemiegesetze für die christliche 
Minderheit wurden durch den Fall von Rimsha 
Masih neu deutlich. Mitte August 2012 wurde sie 
beschuldigt, den Koran entweiht zu haben und 
daraufhin ins Gefängnis geworfen. Berichten zufol-
ge ist ihre geistige Kapazität eingeschränkt, eine 
von staatlichen Stellen angeordnete medizinische 
Untersuchung schätzte ihr Alter auf 14 Jahre. Be-
reits kurze Zeit darauf stellte sich heraus, dass die 
Anschuldigungen fingiert waren, da ein örtlicher 
Imam herausgerissene Koranseiten in Rimshas 
Tasche gesteckt hatte. Selbst islamische Geistliche 
aus dem Umfeld extremistischer Organisationen 
riefen daraufhin zu ihrer Freilassung auf und verur-
teilten die falsche Anklage. 
 
Rimsha wurde am 8. September 2012 gegen Kauti-
on auf freien Fuß gesetzt und zusammen mit ihrer 
Familie per Hubschrauber an einen geheimen Ort 
gebracht. Am 20. November wurde die Anklage 
schließlich fallengelassen und sie wurde in allen 
Punkten freigesprochen. Erstmalig kam es darauf-
hin im Land zu einer öffentlichen Debatte über den 
Missbrauch der Blasphemiegesetze gegen Un-

schuldige, an der sich sogar einige als Extremisten 
geltende islamische Geistliche beteiligten. 
 
Bedauerlicherweise bestimmte wenig später der 
allgemeine Aufschrei über den Film «Die Unschuld 
der Muslime» die öffentliche Debatte. Andere 
Opfer der Blasphemiegesetze wie Asia Bibi sitzen 
weiterhin im Gefängnis und warten auf ihre Hin-
richtung. Obwohl ein gewisses Maß an Reflexion 
über die Gesetze begonnen hat, stellt sich pakista-
nischen Christen nach wie vor die Frage: Wer wird 
die nächste Rimsha sein? 
 
Extremistische Gruppierungen predigen in ihren 
Moscheen und Koranschulen weiterhin Hass gegen 
die Christen. Diskriminierung durchzieht nahezu 
alle Lebensbereiche, wie das Bildungs- und Ge-
sundheitswesen, aber auch Wohnung und Beruf. 
Oft haben Christen keinerlei Zugang zu grundle-
gender Bildung, und die Tendenz zur Auswande-
rung unter ihnen ist ungebrochen. Eine neue Kir-
che zu eröffnen, ist annähernd unmöglich. 
 
Die US Kommission für internationale Religions-
freiheit hält in ihrem Bericht von 2012 fest, dass 
«Ausgrenzung und Armut die christliche Gemein-
schaft Pakistans sehr verwundbar» machen, und 
dass weiterhin sexuelle Übergriffe muslimischer 
Männer auf minderjährige Christinnen berichtet 
werden. 
 
Katholische nichtstaatliche Organisationen schät-
zen, dass Jahr für Jahr mindestens 700 christliche 
Mädchen entführt und zum Übertritt zum Islam 
gezwungen werden. Im Berichtszeitraum gingen 
zahlreiche Berichte über Vergewaltigungen von 
christlichen Frauen ein, wobei die Ordnungskräfte 
entweder nur sehr zögerlich tätig wurden oder 
gesellschaftliche Akteure solange Druck auf die 
Opfer ausübten, bis sie ihre Anschuldigungen zu-
rückzogen. 
 
Viele Christen verdienen ihren Lebensunterhalt als 
Tagelöhner im handwerklichen Bereich. Unter 
ihnen sind viele ungebildet, sie leiden unter der 
unfairen, willkürlichen Behandlung durch Arbeit-
geber. In der Regel liegt ihr Verdienst unter dem 
staatlich vorgeschriebenen Mindestlohn. Daher 
sind viele Christen arm, können weder lesen noch 
schreiben und finden so auch keinen Eingang in die 
Gesellschaft. Sie stehen nach der gängigen Wahr-
nehmung nicht auf einer Stufe mit der muslimi-
schen Bevölkerungsmehrheit. 
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Andererseits herrscht in Pakistan Freiheit. Die 
Gesetze des Landes gewähren den Christen be-
trächtliche Freiheiten im Blick auf das Gemeinde-
leben etablierter Kirchen. Die christliche Gemein-
schaft wächst, und eine nennenswerte Zahl von 
Muslimen schließt sich ihr an. 
 
Die Gesellschaft ignoriert die christliche Minder-
heit weithin. Obgleich sich dutzende nichtstaatli-
cher Organisationen um sie und andere ethnische 
Minderheiten kümmern, haben sie kein Mitspra-
cherecht im politischen Prozess. Eine faire Behand-
lung können Christen weder vor Gericht noch 
durch die Polizei erwarten. Regelmäßig verweigert 
die Polizei Christen die Aufnahme eines offiziellen 
Berichts, der Ausgangspunkt jeder ordentlichen 
Strafverfolgung darstellt. 
 
Bei den bevorstehenden Wahlen muss damit ge-
rechnet werden, dass extremistische Kräfte an 
Zulauf gewinnen, da Religion und die «Verteidi-
gung des (wahren) Islam» sich als probate Mittel 
erwiesen haben, die Massen zu mobilisieren und 
Wählerstimmen zu gewinnen. Leidtragende sind 
immer die Minderheiten. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

Äthiopien Platz 15: 
 
In Äthiopien treibt ein komplexer Mix von Kräften 
die Verfolgung voran. Zum einen gibt es ein kirchli-
ches Überlegenheitsdenken von Seiten der Äthio-
pisch Orthodoxen Kirche (EOC), die seit vielen 
Jahren Gläubige aus den eigenen Reihen unter 
Druck setzt, die sich freien bzw. nicht-
traditionellen protestantischen Gemeinden oder 
der Erneuerungsbewegung innerhalb der EOC 
anschließen wollen.  
 
Auf der anderen Seite steht der islamische Extre-
mismus. Im Land gibt es etwa 66% Christen und 
34% Muslime, die wiederum auf 60% der Fläche 
des Landes verteilt leben. Der Islamismus hat sich 
ausgebreitet und an Einfluss zugenommen, dies ist 
auf die starke Zunahme des islamischen Extremis-
mus in den Nachbarländern zurückzuführen, inso-
fern kann man von einer regionalen Dynamik spre-
chen. In Äthiopien hat dies zu vermehrter Anfein-
dung von Christen geführt, insbesondere in Ge-
genden mit hoher muslimischer Bevölkerung. Da-
von betroffen sind Christen mit muslimischem 
Hintergrund, nicht-traditionelle Protestanten und 
Christen aus historischen Kirchen wie die EOC. Eine 

dritte Quelle der Verfolgung ist die Regierung, die 
in ideologischer Hinsicht anscheinend ein chinesi-
sches Regierungsmodell favorisiert, sodass man 
von den Anfängen einer «diktatorischen Paranoia» 
sprechen kann. 
 
Stammesstreitigkeiten sind ein weiterer Faktor, 
der Berichten zufolge verstärkt die Verfolgung 
antreibt. Die Oromo sind einer der zwei größten 
Stämme / Volksgruppen im Land. Viele Oromo 
fühlen sich mehr und mehr hingezogen zum tradi-
tionellen Glauben «Wakefeta», einer Mischung aus 
Tradition und Religion. Die Anzahl der Nachfolger 
hat stark zugenommen, einige von ihnen haben 
sich vom christlichen Glauben abgewandt. Diese 
Entwicklung muss noch weiter untersucht werden. 
 
Der WVI 2012 dokumentierte bereits eine deutli-
che Verschiebung von Äthiopien auf dem Index 
und mahnte eine verstärkte Beobachtung an. Die 
protestantischen Kirchen sind die am schnellsten 
wachsende Bewegung im Land. «Untergrundbe-
wegungen» unabhängiger Gemeinden in von der 
EOC und Muslimen dominierten Regionen machen 
laut Berichten erstaunliche Fortschritte in ihrer 
Tätigkeit (d.h. die EOC verliert an Boden). Also 
werden sie weiter als Bedrohung wahrgenommen. 
Der Islamismus wendet sich aber auch gegen die 
EOC. Open Doors sieht eine baldige und drastische 
Entwicklung hin zur Verfolgung aller Christen, dies 
umso mehr, als der extremistische Islam in Äthio-
pien von Quellen außerhalb des Landes gespeist 
wird. Der bislang ungelöste Konflikt im Osten des 
Landes zieht zudem extremistische Gruppierungen 
wie die Al Shabaab aus dem Nachbarland Somalia 
an. Ein Länderexperte von Open Doors: «Vor etwa 
10 Jahren war es die EOC, die am meisten Druck 
auf Christen anderer Konfessionen ausgeübt hat. 
Sie wurde jetzt überflügelt durch den Islam. Doch 
die abwehrende Haltung der EOC gegenüber nicht-
traditionellen Protestanten bleibt. Das liegt daran, 
dass sich die EOC weigert, diese Gruppierungen 
überhaupt als Christen anzuerkennen. Mehr und 
heftigerer Druck gegenüber Christen mit muslimi-
schem Hintergrund und Christen mit einem kirchli-
chen Hintergrund geht jedoch nun vom Islam aus. 
Wie überall, lässt der Islam niemand neben sich 
bestehen, wenn er die Macht und Möglichkeit 
dazu hat. So erfährt auch die EOC einige Verfol-
gung».  
 
Die Feindseligkeiten haben viele Gesichter. Da sind 
zum einen die «normalen» Anfeindungen mit ho-
her Bedrängnis im privaten und kirchlichen Be-
reich. Für Äthiopien (wie auch für Eritrea) ist die 
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Nutzung von privaten Wohnungen als Hauskirchen 
für Christen der dritten und vierten Gruppierung 
(Christen mit einem muslimischen Hintergrund, 
Christen mit einem kirchlichen Hintergrund und 
nicht-traditionelle Protestanten) typisch. Das ver-
stärkt den Druck auf den privaten und kirchlichen 
Bereich. Konvertiten und «Untergrundchristen» 
lassen höchste Vorsicht walten, wenn es darum 
geht, ihre Zugehörigkeit zu einer Hauskirche ge-
heim zu halten. Im gesellschaftlichen und staatli-
chen Bereich ist die Bedrängnis nicht ganz so stark. 
Hinsichtlich des familiären Bereichs bilden die 
nicht-traditionellen protestantischen Christen 
dahingehend eine Ausnahme, dass sie ihren Glau-
ben gegenüber ihren Familien einschließlich Ver-
wandtschaft offen leben und bekennen. 
 
Das Niveau gewaltsamer Übergriffe ist überschau-
bar, wobei anzunehmen ist, dass gewisse Formen 
physischer Gewalt – z.B. gegenüber christlichen 
Frauen – nicht gemeldet werden. «Die Kultur des 
Landes betrachtet es als schändlich, über die Ver-
gewaltigung einer Frau zu sprechen. Was nicht 
heißt, das so etwas nicht geschieht. Die fehlenden 
Berichte dazu bedeuten nicht, dass derlei Übergrif-
fe nicht stattfinden», so ein Open Doors Landesex-
perte. Eine junge Christin aus dem Staat SNNPR 
wurde beispielsweise laut Bericht von einem mus-
limischen Mann für 15 Tage entführt und zur Hei-
rat gezwungen. Sie wurde vergewaltigt und unter 
strenge Aufsicht gestellt, um ihre Flucht zu verhin-
dern. Glaubensgeschwister wussten nichts über 
ihren Aufenthaltsort, bis ihr die Flucht gelang. Der 
Leiter einer Gemeinde wurde etwa sechs Fußstun-
den von seinem Heimatdorf in Westäthiopien von 
Muslimen niedergestochen. Die Muslime hatten 
diesen Leiter wegen seiner evangelistischen und 
Jüngerschaftsaktivitäten in einer neugegründeten 
Gemeinde ins Visier genommen.  
 
Fragt man danach, wer Christen verfolgt, eröffnet 
sich für Christen der dritten und vierten Gruppie-
rung (Christen mit einem muslimischen Hinter-
grund, Christen mit einem kirchlichen Hintergrund 
und nicht-traditionelle Protestanten) ein bedrohli-
ches Szenario. Weite Teile der Bevölkerung tragen 
zur Verfolgung bei. Sie werden entweder durch 
ihre religiösen Führer oder schlicht durch wirt-
schaftliche Beweggründe dazu getrieben. Die Fami-
lie ist oft der erste Kreis der Verfolger. Manche 
muslimische Familien zögern nicht, die Tochter / 
den Sohn zu töten, sollten diese ihren «neuen 
Glauben» nicht ablegen wollen. Da trennt sich ein 
Mann von seiner Frau, dort werden Kinder aus 
dem Haus geworfen, in manchen Familien kommt 

es zu gewaltsamen Übergriffen. Auch politische 
Parteien sind auf lokaler Ebene beteiligt; nicht 
öffentlich, sondern im Hintergrund. Ein Mitarbeiter 
berichtet: «Sollten sie den Eindruck haben, dass es 
ihnen die Unterstützung einer dominierenden 
religiösen Gruppierung einbringt, beteiligen sie 
sich ohne weiteres an feindseligen Attacken. So 
wurde in einer Videoaufzeichnung die Schließung 
einer Gemeinde in Lalibela durch Mitglieder der 
herrschenden Partei festgehalten». Die religiösen 
Leiter des Islam und der EOC kritisieren protestan-
tische Gemeinden teilweise öffentlich als Außen-
seiter und bezeichnen sie als Handlanger des CIA. 
Sheikhs (hochrangige muslimische Geistliche) sind 
meist federführend bei diesen Feindseligkeiten 
gegen Christen. Insbesondere in Gebieten, wo das 
Christentum neuen Boden betritt, rufen Stammes-
führer und Dorfälteste ihre Nachfolger dazu auf, 
den «neuen Glauben» mit allen Mitteln aufzuhal-
ten. Besorgniserregend ist dabei die Haltung der 
Behörden, die bereitwillig Anfeindungen gegen-
über Christen geschehen lassen.  
 
Fanatische Gruppierungen finden sich bei Musli-
men und der EOC, die Gemeinden genau beobach-
ten. Innerhalb der EOC tut sich hier besonders die 
Mahibere Kidusan hervor, die sich Berichten zufol-
ge zur Bedrohung der protestantischen Gemeinden 
auswächst. Der Gruppierung wird nachgesagt, dass 
sie Regelungen der Regierung beeinflussen und 
kontrollieren will, um andere Religionen in ihren 
Aktivitäten einzuschränken. Von einer Unterwan-
derung des Sicherheits- und Verwaltungsapparats 
der Regierung ist die Rede. Seit dem Tod des letz-
ten Premierministers Meles Zenawi sind leitende 
Regierungsbeamte unruhig über den Einfluss der 
Mahibere Kidusan. Mit dem Fehlen eines starken 
nationalen Führers und dem Tod des vergleichs-
weise moderaten Patriarchen (dem letzten Leiter 
der EOC), werden die Bewegungen der Gruppie-
rung mit Sorge verfolgt. 
 
Wenn man die Regionen zusammenzählt, die mus-
limischer Kontrolle unterstehen, so muss man 
erstaunt feststellen, dass dies für 60% des Landes 
gilt, obwohl die Bevölkerung nur einen Anteil von 
34% Muslime hat; das zumindest sind die Zahlen 
der Zentralen Statistischen Behörde von Äthiopien 
(CSAE). Das ist deshalb so, weil ein großer Teil der 
Bevölkerung in den Hochebenen von Zentral- und 
Nordäthiopien lebt. Außerdem geht der Trend 
dahin, dass die muslimische Bevölkerung zahlen-
mäßig zulegt, durch die höhere Geburtenrate ge-
nauso wie durch Missionierung. 
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Die Open Doors Landesexperten haben auf Grund-
lage der statistischen Erhebungen der CSAE eine 
Übersicht zur religiösen Demographie im Land 
erarbeitet. Äthiopien hat neun Staaten und zwei 
Stadt-Staaten. Die regionalen Staaten wiederum 
sind in Zonen und Distrikte unterteilt.  
 
1) Tigray 

a. Hier gibt es keine Zone, die von Musli-
men dominiert ist. Regierungsbeamte 
des Staates haben jedoch für die kleine 
Stadt Negasch festgelegt, dass dort An-
träge von Christen, um Land zu erwer-
ben oder Kirchengebäude zu errichten, 
nicht bearbeitet werden würden (Ne-
gasch wird von den einheimischen Mus-
limen als heiligster Ort verehrt, weil dort 
die Verwandten des Propheten Mo-
hammed Zuflucht gefunden hätten, als 
dieser in Mekka weilte). 
 

2) Afar 
a. Dieser Staat ist zu 100% muslimisch. Es 

gibt einige wenige Christen aus anderen 
Staaten. Der einheimische Stamm je-
doch ist muslimisch. 
 
 
 

3) Amhara 
a. Dieser Staat beherbergt überwiegend 

Anhänger der EOC (82,5%), in einzelnen 
Regionen jedoch gibt es eine muslimi-
sche Vorherrschaft. 

b. Zonen mit muslimischer Vorherrschaft 
sind 

i. Süd-Wello 
ii. Mehrere Bereiche in Nord-Wello 

 
4) Oromia 

a. In diesem Staat halten sich Christen (E-
OC und Protestanten) und Muslime die 
Waage. Daher ist dieser Staat einer der 
Hauptkampfplätze um die Mehrheit. In 
den letzten 20 Jahren sind viele Anhä-
nger der EOC zum Islam übergetreten. 

b. Einige der vom Islam kontrollierten Zo-
nen des Staates sind: 

i. Ost-Hararge 
ii. West-Harage 

iii. Bale 
iv. Arsi 
v. Jimma 

vi. Illubabor 
vii. Mehrere Orte in West-Wellega 

viii. Mehrere Orte in Ost-Schewa 
 

5) Somali 
a. Dieser Regionalstaat ist zu 100% musli-

misch. 
 

6) Benishangul 
a. Diesen Regionalstaat teilen sich Christen 

(EOC und Protestanten) und Muslime zu 
gleichen Teilen. Teile davon unterstehen 
dem Islam: 

i. Asosa 
ii. Tongo 

iii. Komashi 
 

7) Gambella 
a. Dies ist der einzige Regionalstaat, wo die 

Protestanten die Mehrheit stellen (70%). 
Muslime halten etwa 5%, nehmen aber 
zahlenmäßig zu. 
 

8) SNNPR 
a. Dieser Staat ist überwiegend christlich 

(EOC und Protestanten machen 75% 
aus). Die Muslime in diesem Staat (ca. 
14,1%) sind die mit am gewalttätigsten 
im ganzen Land und greifen Kirchen und 
Christen an. In einigen Regionen domi-
nieren die Muslime. 

b. Hier die betroffenen Regionen: 
i. Gurage 

ii. Teile von Hadiya 
iii. Teile von KAT 

 
9) Harari 

a. Dieser Staat ist überwiegend muslimisch 
(70,1%). 
 

10) Addis Abeba 
a. Die Muslime dieses Stadt-Staates stellen 

16,2% der Bevölkerung. Dennoch haben 
sie dreimal so viele Moscheen wie es in 
der Region Kirchen gibt. 
 

11) Diredawa 
a. Dieser Stadtstaat hat eine muslimische 

Mehrheit (70,1%) 
 
Wenn wir die religiöse Geographie im Land bewer-
ten und die Karte um Äthiopien im Blick behalten, 
so sehen wir das Land unter dem Ansturm einer 
islamistischen Expansion auf Landes- und regiona-
ler Ebene. 
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Poltische Ereignisse: Der Tod von Premier Meles 
Zenawi, der versucht hatte, die fanatische Gruppe 
der EOC – Mahibere Kidusan – zu zerschlagen, war 
für die Reformer im Land ein schwerer Schlag. 
Zenawi war zwar kein Unterstützer der Reformer, 
er sah seine Aktionen gegen Mahibere Kidusan 
eher als notwendig für sein politisches Überleben, 
damit die Reformerbewegungen der EOC nicht so 
viel Druck ausüben konnten. Sein Nachfolger, Haile 
Mariam Desalegn, hat nicht den politischen und 
religiösen Hintergrund, der nötig wäre, um sich 
den Fanatikern entgegen zu stellen. Die Mahibere 
Kidusan erleben derzeit einen regelrechten Höhen-
flug und haben die Regierung aufgefordert, sie 
künftig nicht mehr als fanatische Gruppierung zu 
bezeichnen. Dazu kommt noch, dass der Tod des 
Patriarchen der EOC ein regelrechter Schock für die 
Reformer war, da er ihnen kaum Widerstand ent-
gegen brachte. Da er nun nicht mehr lebt und mit 
einigem Wohlwollen der Regierung, scheint diese 
Gruppierung von Fanatikern die Kontrolle ergreifen 
zu wollen. Die kommenden Monate werden wohl 
schwere Zeiten für die Reformer innerhalb der EOC 
bringen. 
 
Die aktuelle Rolle der Regierung stimmt zur Sorge. 
Landesexperten von Open Doors berichten, dass 
neue christliche Gemeinden keine Registrierung 
erhalten und dass die Erneuerung der Registrie-
rung von bestehenden Gemeinden sich ver-
schleppt. Auch der Bau neuer Kirchen ist proble-
matisch. Die Kirchen in Äthiopien beklagen, dass 
ihre Ersuchen um Baugrund von der Regierung 
nicht gehört werden. Einige von ihnen warten 
bereits seit 15 Jahren auf einen Bescheid. Aber es 
wurden auch Gemeindegebäude an die Besitzer 
zurückgegeben, die vom vorherigen Regime be-
schlagnahmt worden waren. «Die zukünftige Rolle 
der Regierung sorgt am meisten für Diskussion im 
Land. Nach außen geben Regierung und hohe 
Staatsbeamte vor, sie seien ideologisch ungebun-
den. Bedenkt man jedoch wie die kommunistische 
Ideologie und ihre enge Auslegung der gegenwär-
tig regierenden Partei geholfen hat, an die Macht 
zu kommen, so ist auf jeden Fall eine Sympathie 
zur kommunistischen Idee zu erkennen. China wird 
gerne als das «Idealmodell» für Führungsstil und 
Wirtschaftsführung genannt». Für 2013 wird die 
Verabschiedung eines neuen Gesetzes erwartet, 
welches erhebliche Einschränkungen für die Chris-
ten bringen wird. Das Gesetz soll alle religiösen 
Botschaften und Kundgebungen außerhalb der 
Kirchenmauern und Moscheen verbieten und auf 
alle Religionsgruppierungen angewendet werden. 
Aus der Vergangenheit weiß man jedoch, dass 

solche Verordnungen überwiegend gegen die Pro-
testanten eingesetzt werden. 
 
Die Situation in Äthiopien ist äußerst komplex. Die 
Zukunft der Gemeinde gibt Anlass zur Sorge. Ein 
Mitarbeiter im Land dazu: «Wir sind uns nicht 
sicher, ob die Gemeinde die Bedrohung überhaupt 
wahrnimmt. Das neue Gesetz, das religiöse Bot-
schaften in der Öffentlichkeit verbietet, ist direkt 
gegen Christen gerichtet. Weiter können die Ver-
änderungen in den Leitungskreisen von Regierung 
und EOC Fanatikern Tür und Tor öffnen, Gemein-
den und Christen verstärkt anzugreifen». Und das 
alles in dem Umfeld einer geographisch sich stän-
dig ausweitenden Bedrohung durch die Anfein-
dung von Seiten des extremistischen Islam. Dann 
ist da noch die entmutigende und unkontrollierte 
Inflation, die den verfolgten Christen das Überle-
ben erschwert – sie werden von wirtschaftlichen 
Problemen besonders hart getroffen. 2013 ist ein 
Jahr der Entscheidung für das Land.  
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

Usbekistan Platz 16: 
 
In dem autoritär regierten Land setzt das Regime 
auf Machterhalt. Religiöse Aktivitäten werden 
genau beobachtet. Gegen jede Art von vermeintli-
chem Extremismus oder subversiven Aktionen 
gehen Behörden und Sicherheitskräfte rigoros vor. 
In der jüngeren Vergangenheit waren davon ver-
stärkt christliche Gemeinden betroffen.  
 
Laut Verfassung wird zwar Religionsfreiheit garan-
tiert, tatsächlich werden einzelne Christen und 
christliche Gemeinden oder Gruppen stark einge-
schränkt. Für Christen ist die Ausübung ihres Glau-
bens im bevölkerungsreichsten Land der Region 
schwieriger geworden, wenngleich die russisch-
orthodoxe Kirche weniger betroffen zu sein 
scheint. Nach negativen Medienberichten wuchs 
auch in Teilen der Gesellschaft die Feindseligkeit 
gegenüber Christen muslimischer Herkunft. Die 
Überwachung christlicher Aktivitäten ist intensi-
viert worden. Aktivitäten staatlich nicht registrier-
ter Gemeinden sind streng verboten; dazu gehören 
auch Jugendprojekte und soziales Engagement 
sowie Schulungen von Pastoren etc. Treffen im 
privaten Kreis werden geduldet. Bibelstunden oder 
Gebetsversammlungen stehen jedoch immer in der 
Gefahr, von Sicherheitskräften unterbunden zu 
werden.  
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Auch staatlich anerkannte Gemeinden leiden unter 
zunehmenden Hausdurchsuchungen. Gemeinde-
mitglieder wurden mit Geldbußen belegt und schi-
kaniert. Insbesondere Jugendveranstaltungen 
stehen im Visier staatlicher Behörden; christliche 
Jugendliche werden eingeschüchtert. Zudem kön-
nen insbesondere Christen vor Gericht keine faire 
Behandlung erwarten.  
 
Der Druck auf usbekische Christen hat in den letz-
ten Jahren stark zugenommen. Die Regierung kon-
trolliert die Kirche und ihre Aktivitäten durch die 
Geheimpolizei, um Konvertiten zu identifizieren 
oder subversive Tendenzen. Berichtet wurde, dass 
Kirchengebäude gefilmt und Spitzel angeworben 
wurden, um interne Informationen zu erhalten.  
 
Gemeindemitglieder werden schikaniert, festge-
nommen und wegen «illegaler religiöser Aktivitä-
ten» oder unter der allgemeinen Anklage des «Ext-
remismus» verhaftet, wenn sie private Gebetstref-
fen abhalten oder «illegale religiöse Literatur» 
besitzen. Einer der bekanntesten Fälle ist Tohar 
Haydarov, ein Christ aus einer nicht registrierten 
Baptistengemeinde, der im Mai 2010 zu zehn Jah-
ren Haft wegen einer fingierten Anklage wegen 
Drogenhandels verurteilt wurde. 
 
Alle religiösen Gemeinschaften müssen sich regist-
rieren lassen. Das ist ein langer, ermüdender Pro-
zess und nur selten steht am Ende tatsächlich die 
Registrierung, insbesondere bei Gruppierungen 
usbekischer Christen. Oft wird die Anerkennung 
verweigert oder zurückgezogen. Unter Strafe steht, 
wer – etwa über Medien wie Internet oder Veröf-
fentlichungen im Ausland – die Regierung kritisiert.  
 
Religiöse Gemeinschaften sollen von ausländischen 
Kontakten isoliert werden, was nicht nur durch 
Ausreiseverbote für Staatsbürger, sondern auch 
durch Ausweisungen von Ausländern erreicht wer-
den soll. Viele ausländische Christen, die teilweise 
schon Jahre in Usbekistan lebten und arbeiteten, 
wurden des Landes verwiesen, seit 2005 sind na-
hezu keine ausländischen Christen mehr im Lande.  
 
In Usbekistan werden besonders protestanti-
sche/evangelikale Christen als Anhänger einer 
westlichen Religion oder Mitglieder einer extremis-
tischen Sekte angesehen. Die Behörden sehen in 
ihren missionarischen Aktivitäten eine Bedrohung. 
Nicht selten wird ihnen Propaganda gegen die 
Regierung unterstellt. Einheimische Kirchenleiter 
berichten von regelmäßigen «Einladungen» auf 
eine Polizeistation. Dort werden sie verhört. Chris-

ten werden eingeschüchtert, bedroht, mit hohen 
Bußgeldern belegt oder von ihren Wohnorten 
vertrieben oder gekündigt. Häufig kommen sie 
sogar für mehrere Tage oder auch längere Zeit ins 
Gefängnis.  
 
Für die Durchführung von «illegalen» Gottesdiens-
ten in nichtregistrierten Gemeinden oder den Be-
sitz von christlichem Material werden Christen mit 
Geldbußen bestraft, die ungeheuer hoch angesetzt 
sind. Aufgrund dieser schwierigen Umstände arbei-
ten Kirchen nur sehr selten zusammen. Es ist fast 
unmöglich, größere Treffen oder Schulungen 
durchzuführen. Die Gemeinden usbekischer Gläu-
biger trifft es sogar noch härter. Gottesdienste in 
usbekischer Sprache, oder sogar das Singen von 
Kirchenliedern in dieser Sprache, ist gesetzlich 
verboten und wird nicht nur vom Staat schwer 
bestraft, sondern auch die muslimische Nachbar-
schaft wird als Reaktion darauf erheblichen Druck 
ausüben.  
 
Das usbekische Gesetz sieht Strafen für die illegale 
Herstellung, Erhaltung, Einfuhr und Verteilung 
nicht genehmigter religiöser Literatur vor. Aber 
auch der Besitz religiöser Literatur ist geregelt: 
Jeder darf nur ein Buch religiöser Literatur haben 
und selbst dieses eine erlaubte Schriftstück wird 
häufig beschlagnahmt und nicht immer zurückge-
geben. Die offizielle Einfuhr von Bibeln und christli-
chem Material für registrierte Organisationen, wie 
z.B. der Bibelgesellschaft, wird eingeschränkt. Im 
Staatsfernsehen werden Christen immer wieder 
negativ dargestellt, was zu verstärktem Druck auf 
Christen führte – besonders durch Verwandte und 
örtliche Beamte.  
 
In abgelegenen Landesteilen treffen Muslime, die 
Christen geworden sind, auch auf den Widerstand 
fundamentalistischer Muslime und werden unter 
Druck gesetzt, zum Islam zurückzukehren. Weil sie 
zum Christentum konvertierten, werden sie öffent-
lich erniedrigt und aus ihren Häusern und vom 
Arbeitsplatz vertrieben. Dort werden ehemalige 
Muslime zum Beispiel von der Wasser- oder 
Stromversorgung abgeschnitten, um sie zu bewe-
gen, die Gegend zu verlassen oder zum Islam zu-
rückzukehren. 
 
Der Druck auf die Christen bleibt weiterhin hoch. 
Die Anzahl der Gruppen, die sich außerhalb des 
staatlich genehmigten Rahmens treffen, wächst 
und der Staat fürchtet und bekämpft jede Zusam-
menkunft, die nicht unter seiner Kontrolle steht 
und wird es auch weiterhin tun, um zu überleben. 
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Die Zukunft der usbekischen Christen sieht nicht 
sehr positiv aus. Die Behörden verstärken ihren 
Druck auf die Gemeinden. Angefacht durch negati-
ve Fernsehberichte, wird die Gesellschaft immer 
feindlicher gegenüber Christen. Zur gleichen Zeit 
ist es für Pastoren und Gemeindeleiter eine große 
Herausforderung, ihre Mitglieder zu schulen. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

Libyen Platz 17: 
 
Libyen mit seinen 6,5 Millionen Einwohnern weist 
einen Bevölkerungsanteil von 97% sunnitischer 
Muslime auf. Kleine christliche Gemeinschaften 
bestehen überwiegend aus Einwanderern der Sub-
Sahara Länder und einer winzigen Anzahl amerika-
nischer und europäischer Gastarbeiter. Die kleine 
Gruppe aus Asien besteht hauptsächlich aus In-
dern. Etwa 100 – 200 Anglikaner aus Sub-Sahara 
Ländern besuchen den wöchentlichen Gottes-
dienst in Tripolis. 80 Christen der Orthodoxen Kir-
che (Griechisch, Rumänisch, Bulgarisch und Rus-
sisch) halten ihren Gottesdienst in Tripolis am 
Freitag. Jeweils mehrere Hundert afrikanische 
Einwanderer – Protestanten und Katholiken – 
feiern ihre Gottesdienste in Tripolis. Open Doors 
schätzt die Zahl der Ausländer im Land auf 
500.000, die meisten kommen aus angrenzenden 
arabischen und afrikanischen Ländern. Man ist 
entweder Ausländer oder sunnitischer Muslim. 
 
Libyen hat eine traditionsreiche christliche Ge-
schichte. Simon von Cyrene, der das Kreuz Jesu 
getragen hat, soll von dort stammen. Die Apostel-
geschichte erwähnt, dass am Pfingsttag Menschen 
aus Libyen in Jerusalem zugegen waren. In den 
ersten Jahrhunderten nach Christus gab es in Cyre-
ne (Osten) und in Tripolitanien (Westen) große 
Kirchen. Mit dem Ausbreiten des Islam im 7. bis 12. 
Jahrhundert wurde die Kirche fast ausgelöscht. Die 
Kirchen später bestanden fast ausschließlich aus 
Ausländern.  
 
Der Jahresbericht von Middle East Concern weist 
auf die wachsende Unterstützung des militanten 
Islam im Land hin, vielfach Jihad Kämpfer, die im 
Bürgerkrieg aktiv beteiligt waren. Der tödliche 
Anschlag auf den US-Botschafter in Bengasi am 12. 
September 2012 zeigt die vermehrte Präsenz der 
salafistischen Gruppierungen. Zur Zeit Gaddafis 
haben die staatlichen Sicherheitskräfte jegliches 
Aufkommen islamischer Milizen verhindert, unter 

der schwachen libyschen Regierung heute haben 
die Milizen freie Bahn.  
 
Bereits unter dem despotischen Regime von 
Muammar Gaddafi war die Situation der Christen 
überaus hart. Für ausländische Christen, meist mit 
zeitlich befristeten Arbeitsverträgen und aus um-
liegenden Ländern, gab es zwar einige Zugeständ-
nisse, farbige und nicht-arabische Afrikaner sahen 
sich jedoch mit Rassismus konfrontiert. Unmittel-
bar nach der Revolution hatten sie es schwer, weil 
sie von manchen als Verbündete Gaddafis gesehen 
wurden. Unter Gaddafi hatte Libyen keine ordent-
liche Verfassung. Es existierte ein Buch mit einigen 
Verordnungen – genannt das Grüne Buch – in der 
Praxis jedoch war schlicht Gaddafis Wille Gesetz. 
Die gefürchtete und allgegenwärtige Geheimpoli-
zei sorgte dafür, dass Kirchenaktivitäten und Ver-
teilung christlicher Literatur eingeschränkt und 
Evangelisation kriminalisiert wurde.  
 
Wie in den meisten muslimischen Ländern führt 
eine Abwendung vom Islam zu sozialem Druck. 
Christen mit muslimischem Hintergrund sind in-
nerhalb ihrer Familien einem hohen Risiko ausge-
setzt; laut Berichten werden manche geschlagen. 
Die meisten Christen Libyens treffen sich aus 
Furcht nicht mit anderen Gläubigen, denn religiöse 
Versammlungen sind – ausgenommen muslimische 
– für alle Libyer verboten. Ausländischen Christen 
sind eigene Gemeinden erlaubt, Libyer dürfen 
diese Gottesdienste aber nicht besuchen. 
 
Die Revolutionen im benachbarten Ägypten und 
Tunesien und die militärische Unterstützung durch 
die NATO haben die Libyer ermutigt, Gaddafi zu 
bekämpfen, der seit 1969 an der Macht war. Nach 
dem blutigen Bürgerkrieg, der auch zum Tod von 
Gaddafi geführt hatte, steht möglicherweise eine 
schlimmere Zeit bevor als unter Gaddafi. Während 
der ersten Aufstände im Februar mit dem folgen-
den Bürgerkrieg konnten die Christen ihren Glau-
ben offen bekennen. Nun fürchten dieselben Chris-
ten die Folgen ihres Bekenntnisses. Wegen der 
Unruhen haben bereits 75% der ausländischen 
Christen das Land verlassen, wie viele bleiben oder 
zurückkommen werden, ist unklar. 
 
Der National Transition Council (Übergangsrat 
NTC), der nach dem Sturz des Regimes die Führung 
übernahm, hat ein gefährliches Beispiel in Sachen 
religiöser Aufsicht gesetzt. Als der NTC 2011 die 
Kontrolle in Tripolis erlangte, wurde unter seiner 
Aufsicht die St. Georg Kirche in Tripolis geplündert. 
Die Leiter des NTC haben wiederholt ihre Absicht 
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verkündet, eine Demokratie errichten zu wollen, in 
der die Scharia als Gesetzgebung eingesetzt ist. 
Libyen soll ein Land sein, in dem alle Bürger per 
Gesetz als sunnitische Muslime betrachtet werden. 
Es bleibt abzuwarten, ob die libysche Übergangs-
regierung unter dem jetzigen Staatsoberhaupt, 
dem Vorsitzenden des Nationalkongresses Mo-
hammed Magarief und dem Premierminister Ali 
Zidan, die beide keiner islamistischen Gruppierung 
angehören, das Land in die Umsetzung der Scharia 
führt. Der parlamentarische und gesellschaftliche 
Druck hin zur Bildung einer islamischen Regierung 
wird aller Wahrscheinlichkeit nach großen Einfluss 
auf die zukünftigen Geschicke des Landes haben. 
 
Unter Gaddafis Regime war der Staat die Haupt-
quelle der Unterdrückung von Christen. Heute sind 
das vor allem die nähere Familie und das gesell-
schaftliche Umfeld, fanatische bewaffnete Truppen 
(inklusive Salafisten) und in geringerem Maße auch 
die Regierung. 
 
Jüngste Beispiele von Verfolgung war die Verhaf-
tung zweier Christen im April 2011, nachdem Bi-
beln zwischen den Hilfslieferungen für Bengasi 
gefunden worden waren. Im Mai 2012 wurde Loa-
kim, der Vorsteher des Klosters der Alexandrini-
schen Orthodoxen Kirche,  während seines Besuchs 
der Kirche Georg-der-Siegreiche in Tripolis er-
schossen. 
Bibeln in Arabisch dürfen nicht ins Land gebracht 
werden. Auch das wirkt sich nachteilig auf das 
Wachstum der einheimischen Kirche aus. Wegen 
der Unterdrückung durch die in Gesellschaft und 
Verwandtschaft bestehende Intoleranz gegenüber 
Christen, wagen diese kaum offen über ihren 
Glauben zu sprechen. Viele spielen mit dem Ge-
danken, das Land zu verlassen bzw. tun dies auch. 
Männliche Muslime, die zum christlichen Glauben 
finden, haben Mühe, eine Frau zu finden. Das Land 
unterliegt dem traditionellen islamischen Gesetz, 
wonach eine nicht-muslimische Frau bei Heirat 
eines Muslims ihren Glauben behalten darf (was 
viele nicht tun), ein nicht-muslimischer Mann je-
doch muss dem Islam beitreten, um eine Muslima 
heiraten zu können. 
 
Die Regierung schreibt vor, dass alle Staatsbürger 
per Definition sunnitische Muslime sind. Dies wird 
unterstützt durch das Verbot unabhängiger politi-
scher Vereinigungen, um eine Identifikation der 
Bürger mit einer anderen religiösen oder politi-
schen Gruppierung zu verhindern. Im Land gibt es 
einige Organisationen und Spionagenetzwerke der 
Geheimpolizei, die beständig ein Auge auf mögli-

che Umstürzler haben. Auch Ausländer werden 
beobachtet. Diese Gesamtsituation macht Evange-
lisation fast unmöglich. Ist erst einmal die neue 
Landesverfassung angenommen,  ist eine Verbes-
serung der Situation für die Christen unwahr-
scheinlich. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

Laos Platz 18: 
 
In den vergangenen Jahren hat sich für die christli-
che Minderheit in Laos nicht viel geändert. Der 
Staat behält sein kommunistisch-atheistisches 
Gepräge und die Behörden kontrollieren eng alle 
Teile der Gesellschaft. Dies umfasst auch alle reli-
giösen Aktivitäten. Abgesehen von einzelnen Vor-
fällen, in denen Christen Schutz oder Entlastung 
durch Behörden erfahren, bleibt die Einstellung 
von Staat und Gesellschaft gegenüber Christen 
feindselig. Familien und Gesellschaft verstärken 
ihre Bereitschaft, Christen ins Visier zu nehmen 
und zu belästigen. Buddhistische Geistliche genau-
so wie Schamanen treten Christen gegenüber ag-
gressiver auf. Die niedrigere Einstufung im Jahr 
2013 ist überwiegend auf die revidierte Methodo-
logie zurückzuführen. 
 
Laos, eines der wenigen verbleibenden marxis-
tisch-leninistischen Länder der Welt, ist aus zwei 
Gründen ein einzigartiger Ort: zum einen, weil es 
als einer von fünf Staaten der marxistisch-
leninistischen Doktrin folgt, zum anderen, weil es 
eines von fünf Ländern ist, welches dem Theravada 
Buddhismus folgt (die anderen sind jeweils China, 
Vietnam, Nordkorea, Kuba und Burma/Myanmar, 
Kambodscha, Thailand, Sri Lanka). Dieser besonde-
re Faktor nennt bereits die zwei Hauptquellen für 
Verfolgung. 
 
Einerseits üben Staat und die regierende kommu-
nistische Partei überwiegend durch lokale Behör-
den starken Druck auf die kleine christliche Ge-
meinschaft aus. Unterdrückung durch Kommunis-
ten ist deshalb eine Quelle der Verfolgung, da die 
Machthabenden alles unter Kontrolle halten wol-
len. Auf der anderen Seite verfolgen einige der 
Führer der vorherrschenden Religion die Christen 
besonders auf lokaler Ebene. Wenn sie an traditio-
nellen Festen und Zeremonien nicht teilnehmen 
oder einfach nur ihrem Glauben folgen wollen, 
verspüren sie schnell buddhistische Aggression. 
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Gleichwohl drei christliche Konfessionen registriert 
sind (Katholische Kirche, Protestantische Kirche 
Laos und Siebenten-Tags-Adventisten), bleiben sie 
Staatsfeind Nummer eins (Nummer zwei ist das 
Drogenproblem). Auf dem Papier schützt die Re-
gierung Christen und andere Religionen, die Praxis 
sieht jedoch anders aus. Kleine unabhängige pro-
testantische Gemeinden sind besonderem Druck 
ausgesetzt; sie sind nicht anerkannt. Aktivitäten 
nicht-anerkannter Gemeinden sind laut Behörden 
illegal, die Gemeindemitglieder und Leiter mit 
unterschiedlicher Begründung verhaften. 
 
Verfolgung wird verstärkt von Animisten und Spiri-
tisten betrieben, die wegen der Konversionen zum 
Christentum ihren Unterhalt in Gefahr sehen. So 
glauben sie beispielsweise, dass die Errichtung 
eines Kreuzes im Dorf Unglück und Krankheit an-
ziehen. Das führt zu schlimmer Verfolgung in 
Stammesgebieten und Dörfern, oft in Verbindung 
mit starkem Druck auf Bekehrte durch deren Fami-
lien. Allgemein ist der Druck auf Christen im ge-
samten Land hoch, besonders jedoch in abgelege-
nen ländlichen Gebieten. Familien verfolgen 
konvertierte Mitglieder deshalb, weil ihrer Mei-
nung nach das Christentum die Einheit der Familie 
zerstört. Ein Einwohner von Laos hat Buddhist zu 
sein; der christliche Glaube ist demnach eine aus-
ländische und fremdartige Religion. 
 
Evangelisation ist zwar gemäß dem Erlass hinsicht-
lich religiöser Praxis von 2002 theoretisch erlaubt, 
wird jedoch mit der Begründung, gesellschaftliche 
Spaltung zu bewirken, im Endeffekt verboten. Der 
Erlass des Premierministers zur religiösen Praxis 
von 1992 ist das vorrangige Gesetz zur Regelung 
religiöser Belange. Das Dekret 92 bestimmt die 
Regierung als letztgültige Schiedsstelle für religiöse 
Aktivitäten. Zwar hat das Dekret zu größerer religi-
öser Toleranz beigetragen, seit es 2002 in Kraft 
gesetzt wurde, lokale und Distriktbehörden haben 
jedoch die vielfältigen Bedingungen genutzt, um 
religiöse Aktivitäten einzuschränken. Die Regierung 
propagiert die Kultur von Laos, wovon die Lehren 
des Buddhismus Teil sind. 
 
Im Jahr 2012 mussten wenigstens drei Kirchen 
schließen, zusätzlich zu anderen in den Vorjahren. 
Die Behörden berufen sich bei Gemeindeschlie-
ßungen oder -übernahmen auf das Dekret 92. Die 
Regel besagt, dass Versammlungen nur in Kirchen-
gebäuden und nicht in Privathäusern abgehalten 
werden dürfen. Bei Verstoß hat die Regierung eine 
Handhabe, die Anwesenden zu verhaften. Ein 
Hauptgrund für Schließungen sind fehlende Doku-

mente. Christen mit Stammeshintergrund – und 
den haben die meisten – leiden am schlimmsten. 
Etliche Christen wurden verhaftet, eingesperrt und 
unter Druck gesetzt, ihrem Glauben zu widersagen. 
Dies gilt besonders für Christen der Stämme Katin 
und Hmong, die manchmal sogar umgebracht 
werden, oft bei militärischen Auseinandersetzun-
gen. 
 
Vor kurzem zeigte ein ermutigender Bericht, dass 
ein Verantwortlicher für Religionsangelegenheiten 
eines Distrikts die Vertreibung von zehn christli-
chen Familien verhinderte, die auf Anordnung 
lokaler Behörden erfolgt war. Dies bedeutet zwei-
erlei: Christen werden nicht überall verfolgt und 
viel hängt vom lokalen Machthaber ab. Große 
Veränderungen sind in den kommenden Jahren 
dennoch nicht zu erwarten, da die Regierung wei-
ter den Buddhismus bevorzugt, was die lokalen 
religiösen und politischen Führer zur Unterdrü-
ckung der Christen ermutigt. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 

 
Turkmenistan Platz 19: 
 
Im zentralasiatischen Turkmenistan unterliegen 
Christen weiterhin der engen Überwachung durch 
die Behörden. Die Mehrheit der Bevölkerung ge-
hört dem Islam an. Die Verfassung Turkmenistans 
garantiert «Freiheit der Religion sowie Freiheit der 
Überzeugung und des freien Ausdrucks der Über-
zeugung», doch in der Praxis werden diese Rechte 
beschnitten. 
 
Die stärkste Verfolgung der Christen kommt vom 
Staat, wobei die Paranoia des Diktators eine der 
treibenden Faktoren ist. Eine weitere ist Korrupti-
on und solange Christen dieses System in Frage 
stellen, werden sie verfolgt werden. Christen mus-
limischer Herkunft erleben zusätzlich Verfolgung 
und Unterdrückung von Seiten ihrer Familie und 
der Gesellschaft, sie sind auch deutlich häufiger 
körperlichen Übergriffen ausgesetzt. 
 
Wie in anderen zentralasiatischen Ländern muss 
auch in Turkmenistan zwischen der Situation staat-
lich anerkannter registrierter und nicht registrier-
ter Gemeinden unterschieden werden. Großkir-
chen wie die Russisch-Orthodoxe Kirche scheinen 
weniger von Repressionen betroffen zu sein. Jede 
nicht registrierte religiöse Aktivität ist strikt verbo-
ten. Doch die staatliche Anerkennung bzw. Regist-
rierung zu erlangen, ist ein mühsamer bürokrati-
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scher Vorgang. Indigene turkmenische Gemein-
schaften haben kaum eine Chance, sich registrie-
ren zu lassen. Sie gelten als Sekten. 
 
Doch selbst registrierte Gemeinschaften haben 
große Schwierigkeiten, einen Versammlungsort zu 
finden, oder gar eine gottesdienstliche Versamm-
lung unter freiem Himmel abzuhalten. Polizei und 
Geheimdienst beobachten jede christliche Aktivität 
sehr genau. Angehörige sowohl nicht registrierter 
als auch registrierter Gemeinden werden schika-
niert und eingeschüchtert. Private Gottesdienste 
und nicht registrierte Hausgemeinden erleben 
regelmäßig, dass ihre Gemeinden oder Hausgrup-
pen durchsucht und christliche Literatur sowie 
andere Materialien beschlagnahmt werden. Chris-
ten werden auf der Polizeistation verhört und nach 
ihren Aktivitäten befragt. Teilnehmer an privaten 
religiösen Treffen können mit einer Geldstrafe 
belegt werden. 
 
Beamte und Ortsbehörden sind Christen gegen-
über im Allgemeinen sehr voreingenommen. Dut-
zende von Christen wurden schon für jeweils kurze 
Zeit in Haft genommen. Die strenge Überwachung 
macht es Kirchen schwer, ihre Mitglieder zu un-
terweisen. Herstellung und Import religiöser Lite-
ratur sind verboten. Registrierte Gemeinschaften 
dürfen eine Importgenehmigung beantragen, nor-
malerweise wird der Antrag jedoch abgelehnt. 
Informanten der Regierung besuchen Gottesdiens-
te, so dass Gläubige in ihren Äußerungen vorsichtig 
sein müssen. Razzien während der Gottesdienste 
finden in fast allen Gebieten Turkmenistans statt. 
Dabei werden auch registrierte Gemeinden durch-
sucht oder deren Pastoren verhört. Laut aktueller 
Berichte hat die Häufigkeit der Razzien zugenom-
men. 
 
Indigene Christen muslimischer Herkunft stehen 
vor besonderen Problemen, da sie mit der offenen 
Feindseligkeit der eigenen Familie, von Freunden 
und Nachbarschaft zurechtkommen müssen. Sie 
stehen unter dem ständigen Druck, ihrem neuen 
Glauben abzuschwören. Ethnische Turkmenen, die 
den Islam verlassen und Christen werden, sind 
Erniedrigung und psychologischem Druck durch 
muslimische Geistliche, Behörden oder die eigene 
Familie ausgesetzt. Sie sollen zum Islam zurückkeh-
ren. Besonders in ländlichen Gebieten sind die 
Repressalien nach einer Konversion für Christen 
hoch. Ein echter Turkmene ist ein Muslim, so die 
vorherrschende Meinung. Der Druck und die Ver-
teilung von religiöser Literatur sind verboten. Der 
Import wird streng überwacht und zensiert. 

Auch in Zukunft erwartet die christliche Minderheit 
in Turkmenistan willkürliche Verfahren, Razzien, 
Geldstrafen und Gerichtsurteile, solange die Regie-
rung jede Gruppe als Bedrohung sieht, die sie nicht 
kontrollieren kann. In den letzten Jahren hat sich 
die Situation für die Christen im Land kaum verän-
dert. Die Unterdrückung und Diskriminierung ge-
genüber der christlichen Minderheit bleibt hoch, 
Korruption ist weit verbreitet und Konvertiten 
erfahren zusätzlich Verfolgung seitens ihrer Familie 
und der Gesellschaft. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

Katar Platz 20: 
 
Der Islam in seiner streng wahhabitischen Ausrich-
tung ist in Katar Staatsreligion und das islamische 
Recht, die Scharia, die Quelle aller Gesetzgebung. 
Die Verfassung Katars erklärt: «Die Freiheit zum 
Praktizieren religiöser Riten in Übereinstimmung 
mit dem Gesetz und den Erfordernissen der öffent-
lichen Ordnung und Moral soll allen Personen 
garantiert sein». 
 
Doch tatsächlich erfahren auch ausländische Chris-
ten bei der Ausübung ihres Glaubens Einschrän-
kungen. Die Weitergabe des christlichen Glaubens 
an Muslime ist strikt verboten. Öffentliche Gottes-
dienste sind nur auf zugewiesenen Grundstücken 
erlaubt. Des Evangelisierens bezichtigte Ausländer 
werden häufig abgeschoben. Einigen wurde später 
die Erneuerung ihres Visums verweigert.  
 
Fast alle Bürger und Staatsangehörigen Katars sind 
der Definition nach entweder sunnitische oder 
schiitische Muslime. Die Mehrheit der schätzungs-
weise über 1,8 Millionen Einwohner Katars sind 
ausländische Gastarbeiter, die teilweise unter 
sklavenähnlichen Bedingungen arbeiten müssen. 
Es gibt rund 90.000 Christen im Land, die meisten 
von ihnen sind Ausländer. Katholische, anglikani-
sche, orthodoxe, koptische und asiatisch-
christliche Kirchen besitzen einen Rechtsstatus. 
Doch die Treffen dürfen nur von Ausländern be-
sucht werden. Die Anerkennung als Kirche ist 
schwer zu erlangen: Mindestens 1.500 eingetrage-
ne Mitglieder sind erforderlich. 
 
Ein Muslim, der vom Islam zu einer anderen Religi-
on übertritt, gilt als Abgefallener (Apostat) und 
kann mit der Todesstrafe belegt werden. Seit der 
Unabhängigkeit des Landes im Jahr 1971 ist noch 
keine Hinrichtung wegen Apostasie vollstreckt 
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worden. Dennoch sehen sich Christen muslimi-
scher Herkunft schwerer Verfolgung seitens ihrer 
Familien und Kollegen oder auch durch die Regie-
rung ausgesetzt, die ihren Glaubenswechsel nicht 
anerkennt und sie weiterhin als Muslime betrach-
tet.  
 
Gelegentlich erhält Open Doors Meldungen, dass 
Christen muslimischer Herkunft ihres Glaubens 
wegen von ihrer Familie, welche die Bekehrung als 
eine Verletzung der Familienehre betrachtet, miss-
handelt werden. Folge dieser Unterdrückung ist, 
dass Konvertiten ihren neuen Glauben geheim 
halten. Aus diesem Grund bleiben Christen mit 
muslimischem Hintergrund anonym und wollen 
aus Angst vor Bloßstellung und Schikane auch 
keinen Kontakt zu anderen Konvertiten pflegen. 
Die meisten sind im Ausland zum Glauben gekom-
men. 
 
Die Regierung reguliert, kontrolliert und zensiert 
Veröffentlichungen und die Einfuhr und Verteilung 
von nicht-islamischer Literatur. Einzelpersonen und 
religiösen Gruppen ist es erlaubt, Bibeln und ande-
re religiöse Literatur für den persönlichen Ge-
brauch einzuführen. Allerdings wird häufig zwar 
die Einfuhrerlaubnis durch die Behörden erteilt, 
die tatsächliche Freigabe durch den Zoll erweist 
sich aber als große Hürde. Zusätzlich ist religiöses 
Material an Ostern und Weihnachten in örtlichen 
Geschäften erhältlich. 
 
Vor einigen Jahren trat ein neues Strafgesetzbuch 
in Kraft: Einzelpersonen, die der Evangelisation von 
Muslimen unter dem Dach einer Organisation oder 
Gesellschaft bezichtigt werden, können mit einer 
Haftstrafe von bis zu zehn Jahren belangt werden. 
Wenn im eigenen Namen für eine nicht-islamische 
Religion geworben wird, liegt die Gefängnisstrafe 
bei bis zu fünf Jahren. 
 
Die Zukunft der Christen in Katar ist ebenso unge-
wiss wie die Zukunft des gesamten Landes. Seit 
den neuesten Ausschreitungen als Auswirkungen 
des Arabischen Frühlings im Nahen Osten scheint 
die Bevölkerung offen gegenüber Veränderungen 
zu sein. Beten wir, dass sie es auch gegenüber dem 
Evangelium ist. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 

 
 
 

Vietnam Platz 21: 
 
Obwohl Religionsfreiheit in der Verfassung veran-
kert ist, versucht die kommunistische Regierung, 
das religiöse Leben mit einem System obligatori-
scher Registrierung unter Kontrolle zu halten. Die 
vietnamesischen Behörden behalten alle christli-
chen Aktivitäten im Lande fest im Blick. Christen 
sind häufig mit behördlicher Willkür konfrontiert. 
Oft werden sie beschuldigt, «gesellschaftliche 
Unruhen» zu verursachen, «die örtliche Regierung 
zu bekämpfen» oder ihnen wird allgemein «Sub-
version» vorgeworfen. 
 
Religiöse Aktivitäten, von denen angenommen 
wird, dass sie den Staat oder die Gesellschaft ge-
fährden, können verboten werden. In der Praxis 
führt diese Regelung häufig zum willkürlichen Vor-
gehen einzelner Beamter vor allem auf lokaler 
Ebene. Der Staat verlangt, über alle religiösen 
Aktivitäten informiert zu werden. Die Instandset-
zung und der Neubau von Kirchen müssen geneh-
migt werden. Aufgrund eines Religionsgesetzes 
von 2007 werden die verschiedenen Glaubens-
überzeugungen zwar als soziale Kräfte angesehen, 
die unter der Führung der Kommunistischen Partei 
zum Fortschritt des Landes beitragen können und 
müssen – doch bedürfen aus diesem Grund religiö-
se Aktivitäten weiterhin der Zustimmung der Be-
hörden. 
 
Besonders auf lokaler Ebene kommt es zu Willkür 
seitens der Behörden. Der Grad religiöser Freiheit 
in einer Region oder einer Ortschaft hängt eng 
davon ab, wie «kommunistisch» sie ist. Die lokalen 
Behörden legen fest, was Christen erlaubt wird 
und was nicht. Einige Ortsvorsteher sind eifrig 
bemüht, gemeinsam mit örtlichen geistlichen Lei-
tern, traditionelle, religiös-animistische Praktiken 
durchzusetzen. Wer diese Praktiken ablehnt, wird 
von Nachbarn angefeindet, wenn nicht sogar aktiv 
verfolgt.  
 
Von Zeit zu Zeit beschlagnahmt die Regierung 
Kirchengebäude und schließt sie ohne Angabe von 
Gründen und ohne die Möglichkeit diese Entschei-
dung überprüfen zu lassen. Das betrifft überwie-
gend katholische Kirchen, aber auch einige Kirchen 
der ethnischen Minderheiten in ländlichen Gebie-
ten. 2012 wurden mindestens sieben katholische 
Kirchen beschlagnahmt und begleitet von einer 
großen Medienkampagne, die Christen verleumde-
te, geschlossen. Unter anderem wurde im April 
2012 ein Haus, das ein katholisches Waisenhaus 
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beherbergen sollte, zerstört und der Priester be-
wusstlos geschlagen. 
 
Christen, die ethnischen Minderheiten und Stäm-
men angehören, sind am meisten von Verfolgung 
und Benachteiligung aufgrund ihres Glaubens be-
troffen. In Stammesgebieten stoßen sie auf Wider-
stand durch religiöse Dorfführer und Schamanen. 
Besonders dann, wenn Christen in ihr Dorf kom-
men, um das Evangelium zu verkündigen. Deswe-
gen überwachen sie jene, die Konvertiten helfen 
und berichten den Ortsbehörden über deren Akti-
vitäten. Unter Ausnutzung ihrer starken gesell-
schaftlichen Stellung beeinflussen örtliche religiöse 
Führer kommunale Behörden oft dahingehend, 
Maßnahmen gegen das zunehmende Wachstum 
von christlichen Gemeinden zu ergreifen. In ländli-
chen Gebieten müssen Christen in sehr schwieri-
gen Umständen leben. Evangelisation und christli-
che Unterweisung erfolgen heimlich. 
 
In größeren Städten hat sich die Situation für Chris-
ten etwas verbessert. Mehrere Hausgemeinden 
erhielten eine Registrierung. Doch auf dem Land 
kommt es weiterhin zu starken Einschränkungen. 
Besonders Christen aus den ethnischen Minderhei-
ten auf dem Land bzw. dem zentralen Hochland 
(sogenannte Montagnards) erleben häufig Verfol-
gung. Willkürliche Verhaftungen, Drangsalierung 
und Geldstrafen sind hier weiterhin an der Tages-
ordnung.  
 
Solange Christen beschuldigt werden, aufgrund 
ihres Glaubens gesellschaftliche Unruhen zu verur-
sachen – sei es vor Gericht oder durch die dörfliche 
Gesellschaft – ist eine echte Besserung der Lage 
unwahrscheinlich. Anhaltende Streitigkeiten in den 
Stammesgebieten führen dazu, dass sich die Dis-
kriminierung vietnamesischer Christen verfestigt. 
Ihnen wird die Anerkennung als Bürger verweigert, 
die in der gegenwärtigen Lage einen wertvollen 
Beitrag für ihr Land und die Gesellschaft leisten 
können und wollen. 
 
Es ist unwahrscheinlich, dass sich die Situation in 
Zukunft wesentlich zu Gunsten der christlichen 
Minderheit ändern wird. In den Gebieten, die in 
der Vergangenheit zurückhaltender gegen Christen 
vorgegangen sind, haben die Behörden begonnen, 
strengere Maßnahmen gegen Christen durchzufüh-
ren. Einer der Gründe dafür könnte der Arabische 
Frühling sein, da die Regierung fürchtet, diese Idee 
würde auch in ihrem Land aufgegriffen werden 
und zu Massenprotesten führen. Die Kirche wird 
als eine soziale Gruppe gesehen, die leicht Massen 

mobilisieren könnte. Eine weitere Erklärung für ein 
härteres Vorgehen gegen christliche Minderheiten 
könnte ein Wechsel in der Religionsbehörde sein. 
Ein hochrangiger General hat hier die Führung 
übernommen. Seitdem hat die Verfolgung der 
Christen zugenommen.  
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

Oman Platz 22: 
 
Seit Januar 2011 gab es im Oman Proteste und 
Unruhen, die zum Tode von zwei Menschen führ-
ten. Der Aufruhr legte sich, nachdem den Bürgern 
50.000 Arbeitsstellen, Redefreiheit, Verbesserung 
des Sozialhilfesystems und ein Regierungswechsel 
versprochen wurde. 
 
Für die einheimischen Christen hat sich die Situati-
on in den letzten Jahren kaum verbessert. Laut 
dem Bertelsmann Transformation Index (2012) ist 
der Oman relativ tolerant gegenüber Religionsaus-
übung: «Obwohl der Islam Staatsreligion ist und 
die Scharia Grundlage der Gesetze, verhält das 
Regime sich sehr tolerant gegenüber verschiede-
nen sektiererischen Gruppen. Die religiöse Füh-
rungsschicht befindet sich unter staatlicher Kon-
trolle und kann ohne vorherige Zustimmung der 
herrschenden Elite kaum ihre Meinung vertreten». 
Der Islam ist im Sultanat Staatsreligion. Laut Ver-
fassung ist die Scharia (islamisches Gesetz) Grund-
lage jeder Gesetzgebung. Jedem Bürger wird die 
freie Ausübung seines Glaubens garantiert, solange 
die öffentliche Ordnung dabei nicht gestört wird. 
Doch das Strafgesetz sieht Freiheitsstrafen für 
jeden vor, der den Propheten Mohammed, den 
Koran oder den Islam beleidigt. Die Regierung hält 
die Religionszugehörigkeit ihrer Bürger in den 
Personalausweisen fest, für Ausländer in den Auf-
enthaltsberechtigungskarten.  
 
Auf den Lehrplänen aller staatlichen Schulen steht 
Islamunterricht. Schulen, in denen es keinen isla-
mischen Religionsunterricht gibt, dürfen nur von 
Ausländern besucht werden. Nicht-muslimische 
Literatur darf im Oman nicht veröffentlicht wer-
den. Es gibt keine Buchläden, in denen Muslime 
die Bibel oder andere christliche Literatur kaufen 
können.  
 
In seinem International Religious Freedom Report 
schreibt das US Department: «Die Regierung ver-
bietet nicht-muslimischen Gruppen, religiöses 
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Material zu drucken, obwohl im Ausland gedruck-
tes religiöses Material importiert werden darf». 
 
Der Großteil der 35.000 Christen im Oman sind 
Ausländer. Es gibt nur ein paar hundert einheimi-
sche Christen muslimischer Herkunft. Alle religiö-
sen Organisationen müssen registriert sein; christ-
liche Versammlungen werden auf teilnehmende 
Staatsbürger und politische Botschaften überprüft.  
 
Ausländischen Christen wird gestattet, in Privat-
häusern oder auf Werksgeländen diskret Gottes-
dienste zu halten. Die dafür genehmigten Räum-
lichkeiten unterliegen jedoch strengen Auflagen, 
um jeglichen Anstoß bei Einheimischen zu vermei-
den.  
 
Apostasie, also der Abfall vom Islam, wird nicht als 
Verbrechen geahndet, jedoch erhalten Konvertiten 
keinen Schutz mehr vom Rechtsystem. Dieses setzt 
voraus, dass alle Bürger Omans Muslime sind. 
Schon die Vorstellung eines Glaubenswechsels 
erzeugt Unverständnis. Ein Konvertit aus dem 
Islam ist daher mit Problemen beim Familienrecht 
konfrontiert. Es spricht einem Vater das Sorgerecht 
für seine Kinder ab, sollte er den Islam verlassen. 
Christen muslimischer Herkunft droht bei Entde-
ckung ihrer Konversion Verfolgung seitens der 
Familie und der Gesellschaft. Ihnen droht der Aus-
schluss aus der Familie. Zudem können Konvertiten 
auch ihr Haus und ihren Arbeitsplatz verlieren oder 
getötet werden. Wenn die Familie das Einschreiten 
der Behörden wünscht, wird der Christ angesehen, 
als habe er eine psychische Störung und wird dem-
entsprechend behandelt. Nur wenige Christen 
muslimischer Herkunft leben im Oman. Aufgrund 
der erwähnten Restriktionen leben sie ihren Glau-
ben nur heimlich. 
 
Laut Middle East Concern (MEC 2012) und Quellen 
von Open Doors gibt es seit 2011 keine gewalttäti-
gen Übergriffe gegen Christen, obwohl Christen 
muslimischer Herkunft von Seiten ihrer Familien 
starken Druck erfahren.  
 
In letzter Zeit wurden einige ausländische Christen 
des Landes verwiesen, da sie ihren Glauben offen 
bezeugt hatten. MEC erklärt, dass eine Abkehr vom 
Islam zwar nicht illegal sei, doch werde die Regie-
rung jede Beschwerde zum Anlass nehmen, gegen 
jede beschuldigte Person, Gruppe oder Einrichtung 
vorgehen. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 

Mauretanien Platz 23: 
 
Mauretanien ist nicht oft in den Nachrichten und 
scheint von der internationalen Gemeinschaft 
vergessen zu sein. Den Leiden der kleinen christli-
chen Minderheit in dem Land im Nordwesten Afri-
kas wird kaum Aufmerksamkeit geschenkt.  
 
Das Land ist stolz auf seine islamische Identität. 
Abgesehen vom Islam wird keine andere Religion 
offiziell anerkannt. Die Verfassung enthält keinerlei 
Regelungen zur Religionsfreiheit, und seine Geset-
ze verbieten den Übertritt zum christlichen Glau-
ben. Die Strafe für Apostasie (Abfall vom Islam) ist 
der Tod. Daher haben einheimische Christen kaum 
Möglichkeiten, öffentliche Gottesdienste zu feiern. 
Einzig in kleinen Hausgemeinden können sie sich 
treffen. Und selbst dies geschieht aus Sicherheits-
gründen nur selten.  
 
In Mauretanien ist der Verfolgungsdruck auf Chris-
ten muslimischer Herkunft vonseiten der Familie, 
Stammesmitgliedern und Leitern örtlicher Mo-
scheen sehr hoch. Etwas Freiheit genießen christli-
che Gemeinden von Ausländern, doch selbst für sie 
ist die Situation schwierig. Für mauretanische 
Christen ist es völlig unmöglich, ihre Gemeinden 
registrieren zu lassen; daher müssen sie sich im 
Geheimen versammeln. Alarmierend ist die negati-
ve Berichterstattung über das Christentum in den 
einheimischen Medien. Es wird als gefährliche 
Bewegung dargestellt, die bekämpft werden muss. 
Im August 2010 wurde auf Anordnung des Präsi-
denten ein landesweiter Radiosender eröffnet, der 
in allen Landessprachen nur ein einziges Thema 
hat: den Koran. Berichtet wurde, dass Islamisten 
Christen weiterhin mit dem Tod bedrohten. Viele 
ausländische Christen haben das Land daher ver-
lassen. Die Situation hat sich für die Christen in den 
letzten Jahren nicht verbessert. Laut unseren In-
formationen wurden einige Gläubige geschlagen, 
aber soweit bekannt ist, wurde keiner für seinen 
Glauben an Jesus getötet. Doch im Vergleich zum 
letzten Jahr nahm der Druck auf die Christen zu. 
 
Die Bibel darf in Mauretanien weder gedruckt noch 
verkauft oder verteilt werden. Die Regierung ver-
bietet jegliche Verbreitung des christlichen Glau-
bens unter Muslimen. Treffen von ausländischen 
Christen – etwa zum Gottesdienst in ihren Ge-
meinderäumen – werden toleriert. Christen, die 
des Bibelschmuggels oder der Verteilung von 
christlicher Literatur angeklagt werden, haben 
Gefängnis- oder Geldstrafen zu erwarten.  
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Apostasie (Abfall vom Islam) kann mit dem Tod 
bestraft werden, wenngleich die Todesstrafe in 
den vergangenen Jahren nicht vollstreckt wurde. 
Wird ein mauretanischer Muslim Christ, so wird er 
von seiner Familie, Verwandten oder Angehörigen 
eines Stammes unter Druck gesetzt, zum Islam 
zurückzukehren. Die Regierung wagt es nicht, Ur-
teile religiöser Autoritäten, gerade wenn sie auf 
dem Land oder von Stammesfürsten gefällt wur-
den, in Frage zu stellen.  
 
Islamisten erzeugen Spannungen und Opposition 
gegen Christen. Islamischer Extremismus ist fraglos 
der Hauptfaktor bei der zunehmenden Verfolgung 
in dem Land. In jüngster Zeit ist dieser in Maureta-
nien immer deutlicher zutage getreten. Wie die 
von den USA finanzierte Nachrichtenseite «Mag-
harebia» kürzlich in einem Länderbericht bemerk-
te, gewinnen Salafisten (ultrakonservative Strö-
mung innerhalb des Islam) durch ihre Bemühun-
gen, strenge moralische Regeln durchzusetzen, 
zunehmend an Einfluss. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

Tansania Platz 24:  
 
Tansania ist neu auf dem Weltverfolgungsindex. In 
den vergangenen Jahren war zwar die Inselgruppe 
Sansibar auf dem Index, wurde aber im letzten Jahr 
herausgenommen, da der Fokus mehr auf unab-
hängige Staaten gerichtet war, weniger auf kleine-
re Landesteile. Tansania (mit Sansibar) kehrt dieses 
Jahr wegen der zunehmenden Verfolgung durch 
den islamischen Extremismus zurück auf den In-
dex, das gilt sowohl für das Festland als auch die 
Inselgruppe Sansibar. Der Archipel Sansibar macht 
nur einen kleinen Teil Tansanias aus, stellt jedoch 
einen eigenen Präsidenten und weist semi-
autonome politische Strukturen auf mit klarer 
Abgrenzung zum Hauptland, was auch das spezifi-
sche Muster der Feindseligkeiten auf den Inseln 
erklärt. 
 
Insgesamt betrachtet hält sich der Anteil von Mus-
limen und Christen in etwa die Waage. So spre-
chen manche Berichte von einer 50:50 Situation, 
abweichend davon der Bericht des PEW Forum aus 
dem Jahr 2010, welcher das Verhältnis mit etwa 
62% (christlicher Bevölkerungsanteil) zu knapp 
35% (muslimischer Bevölkerungsanteil) angibt. 
Weitere 3% sind Anhänger anderer Religionen. Auf 
Sansibar dagegen stellen die Muslime 97% der 
Bevölkerung (Christen, Hindus und andere 3%). In 

Tansania sind vier verschiedene Richtungen des 
Christentums zu finden. Die Situation für Christen 
mit muslimischem Hintergrund ist überaus schwie-
rig, besonders in muslimisch geführten Regionen 
bzw. Regionen mit höherer Anzahl von Muslimen. 
Andere Formen gelebten Christentums sind eben-
falls nicht selten Opfer von Anschlägen, wiederum 
in muslimisch dominierten Regionen. Dort sehen 
sich besonders zugezogene Christen Feindseligkei-
ten ausgesetzt (sie kommen nicht so sehr aus dem 
Ausland, sondern von anderen Landesteilen und 
haben sich in muslimisch geführten Regionen nie-
dergelassen).  
 
All dies sind Puzzlesteine in dem Versuch, den 
islamistischen Wunsch zu verwirklichen, ein «Haus 
des Islam» zu schaffen. Vor allem: (1) weitere Ver-
breitung eines extremistischen Islam im Hauptland 
durch eine Kombination von terroristischen Aktio-
nen bei gleichzeitiger strategischer Unterwande-
rung von Hauptteilen der Gesellschaft; (2) Loslö-
sung der Inseln Sansibar und Pemba vom Haupt-
land Tansania, um das Sultanat von Sansibar wie-
der aufleben zu lassen, was auch die Küstenregion 
von Tansania und Kenia einschließt. 
 
Feindseligkeiten gegen Christen konzentrieren sich 
demnach auf die Inseln Sansibar und Pemba und 
andere von Muslimen dominierte Regionen, nicht 
notwendigerweise auf Regionen, die lediglich ei-
nen erhöhten muslimischen Bevölkerungsanteil 
aufweisen. Die Unterdrückung von Christen findet 
sich weniger im Privat- und Familienleben, sondern 
verstärkt in der gesellschaftlichen, nationalen und 
kirchlichen Sphäre, die nach der Methodik des 
Index erfasst werden. Das lässt darauf schließen, 
dass die Unterdrückung von Christen mit muslimi-
schem Hintergrund und anderer Christen (noch) 
nicht so extrem ist, wie in anderen Ländern mit 
muslimischer Mehrheit. Das liegt daran, dass die 
Regierung den Islam noch nicht als Landesreligion 
vorgeschrieben hat. Regionalregierungen in mus-
limisch dominierten Regionen haben dies bislang 
weitgehend respektiert. Und dennoch sind alle für 
muslimisch dominierte Regionen bekannte und 
typische feindselige Handlungen anzutreffen, be-
sonders auf Sansibar und Pemba: Konvertiten 
müssen aus ihren Wohnungen in sogenannte «Safe 
Houses» fliehen und die zurückgelassenen Ehe-
partner werden entweder sofort mit einem neuen 
muslimischen Partner zwangsverheiratet oder 
bleiben lange Zeit alleine. Christen müssen hohe 
Geldstrafen zahlen – offiziell hat das mit dem 
Glauben nichts zu tun, sondern mit einer vorgebli-
chen Straftat. Muslimische Leiter haben örtlich 
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Regulierungen eingeführt, die Christen bei der 
Anmeldung an Bildungseinrichtungen benachteili-
gen. Christen werden der Blasphemie bezichtigt. 
Im nordwestlichen Landesteil Mwanza haben vier 
Christen einem Medizinmann das Evangelium ge-
predigt, der daraufhin Christ wurde. Er stimmte zu, 
seine Zaubereigegenstände zu verbrennen, unter 
denen auch eine Seite aus dem Koran war. Dies 
trat eine Protestwelle der Gewalt los; vier Kirchen 
wurden niedergebrannt und Kircheneigentum 
zerstört. 
 
Auf Sansibar geschah eine Serie von Gewalttaten, 
ausgelöst durch «Vugu vugu la uamsho», was mit 
«Erweckungsbewegung zur Bewahrung des Islam» 
übersetzt wird. Ihr Ziel ist es, alle Christen aus 
Sansibar (nicht Pemba) zu vertreiben. Die von 
muslimischen Geistlichen getragene Jugendbewe-
gung hat Kirchen in Brand gesteckt, Grundstücke 
abgefackelt und Christen, besonders Leiter, mit 
Mord bedroht. Die Unruhen waren so schlimm, 
dass sie international Aufmerksamkeit erregten. 
Kirchenleiter mahnten die Regierung, die Gewalt 
sofort zu beenden. Diese schritt auch ein und un-
terband die gewaltsamen Unruhen. In Anbetracht 
der Spur von Gewalt gegen Kirchen und Kirchenei-
gentum und der insgesamt bedrohlichen Atmo-
sphäre auf Sansibar und Pemba überrascht es, dass 
es keine Berichte über Morde an Christen gibt und 
nur wenige Christen verletzt wurden. Die Experten 
vor Ort von Open Doors bestätigen dies: «Die Ver-
fassung von Tansania verweist jeden in die Schran-
ken, der Gewalt gegen Dritte aus religiösen Grün-
den verüben will. Die Regierungstruppen haben 
sich darauf berufen, wenn es galt, bei aufkom-
menden Unruhen Gesetz und Ordnung wiederher-
zustellen». 
 

Feindseligkeiten gegen Christen sind in folgenden 
Landesteilen als sehr schwerwiegend einzustufen: 
 

1) Die muslimisch dominierten Regionen im 
Hauptland Tansania: Pwani, Lindi, Mtwara im 
Südosten, Ruwuma im Süden, Tanga im Nord-
osten und Kigoma im Nordwesten. 
 

2) Die Inseln Sansibar und Pemba und Mafia im 
äußeren Südosten nahe der Provinz Pwani. 
 

3) Weitere Regionen wie Mwanza, Kagera, Shin-
yanga, Tabora, Singida und Dodoma sind ent-
weder in Teilgebieten muslimisch dominiert 
oder haben eine höhere Anzahl von Muslimen, 
die großen Einfluss auf Regierung und Kultur 
der Region ausüben. 

 

Von der Inselgruppe Sansibar geht Anstiftung zu 
Anfeindungen gegen Christen aus, sowohl auf dem 
Festland wie auf den Inseln. Dort gibt es starke 
militante islamische Gruppen (z.B. «Vugu vugu la 
uamsho» bzw. «Erweckungsbewegung zur Bewah-
rung des Islam»), die Christen oft schwer verfol-
gen. Diese organisierten Banden stehen indirekt 
unter dem Segen von Teilen der politischen Klasse 
in Sansibar (etwa den islamischen Parteien CCM 
und CUF), genauso von den bereits erwähnten 
muslimischen Geistlichen. Separatisten drängen 
auf eine Loslösung der Sansibar Inseln vom Fest-
land, was ihnen ihrer Meinung nach die Gelegen-
heit schaffen würde, erneut der OIC – der Organi-
sation Islamischer Zusammenarbeit – beizutreten 
mit allen dazugehörigen Vorteilen. Dies ist Teil 
einer politischen Agenda und betrifft Sansibar, 
Pemba und die Küstenregion von Tansania und 
Kenia. 
 

Die Bemühungen zur vermehrten Ausbreitung des 
(extremistischen) Islam laufen auf dem Festland 
von Tansania weniger gewaltsam ab, aber dennoch 
mit einigem Nachdruck. Teil dieser Bemühungen 
ist der Prozess zur Überarbeitung der Verfassung. 
Laut Experten im Land herrscht dazu ein großer 
Disput zwischen Christen und Muslimen. Letztere 
behaupten, dass in der Vergangenheit die Christen 
durch die Regierung und Verfassung bevorzugt 
worden wären. Deshalb sind sie äußerst entschlos-
sen, den Spieß umzudrehen und die Führung Tan-
sanias in die eigene Hand zu nehmen. Sie drängen 
darauf, dass alle islamischen Ideale Eingang in die 
(neue) Verfassung finden und in Kraft gesetzt wer-
den. «Es gibt außerdem Unterstützer von außen, 
wie die OIC und die IAO (Islam in Afrika Organisati-
on)», so ein Experte.  
 

Von der IAO war in den letzten Jahren nicht mehr 
viel zu hören, doch ihre Abschlusskundgebung bei 
der ersten Versammlung 1989 wird heute noch als 
wichtiger Hinweis auf die Strategie der Islamisten 
gesehen, Afrika zum ersten muslimischen Konti-
nent zu machen. Dazu ein Experte von Open 
Doors: «Muslime haben strategisch wichtige Füh-
rungsposten besetzt, um von dort aus Christen zu 
schikanieren und ihnen Behördenunterstützung 
vorzuenthalten. In den von Muslimen dominierten 
Regionen und auf den Inseln haben Muslime die 
Regierung dazu gedrängt, muslimische Beamte 
einzusetzen. Christen, die dort einen Posten hat-
ten, wurde der Respekt versagt, die Beförderung 
verweigert und teils die Drohung übermittelt, sie 
sollten besser die Region verlassen. In ganz Tansa-
nia liefen Kampagnen, die besagten, dass die Re-
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gierung die Christen bevorzugt und eine Anti-
Islam-Haltung einnehmen würde; deshalb müssten 
alle Muslime zusammenhelfen, um diesen Trend 
umzukehren». 
 

Wie wird sich in Zukunft die feindliche Gesinnung 
gegen Christen auswirken? Dazu ein Mitarbeiter im 
Land: «Wenn wir uns anschauen, mit welcher Ag-
gressivität die Muslime die Überprüfung der Ver-
fassung betreiben, steigt bei vielen Christen Angst 
auf, das Land könnte zu einem islamischen Staat 
werden. Sie beklagen, dass die Muslime als eine 
Front auftreten, während sich die Christen noch 
uneins sind». Sollte die Abtrennung der Inseln 
Sansibar und Pemba Wirklichkeit werden, wird die 
Präsenz der Kirche dort gegen null gehen. Die Akti-
onen von Islamisten in Tansania werden anhalten, 
der Kampf um Sansibar wird sie noch antreiben, 
und der mögliche Erfolg dort noch mehr. Weiteren 
Auftrieb erhalten sie auch aus der näheren Umge-
bung, besonders aus Kenia, aber auch aus Ländern 
des arabischen Frühlings und Mali. Der Gemeinde 
stehen schwere Zeiten bevor. 
 

zurück zu Länderübersicht 
 
 

Ägypten Platz 25: 
 

Ägypten ist die Heimat von annähernd zehn Millio-
nen Christen – doch die gegenwärtige massive 
Emigration von Christen gibt Anlass zur Sorge. 
Zwischen der muslimischen Bevölkerungsmehrheit 
und der großen christlichen Minderheit existieren 
seit jeher Spannungen, doch in jüngster Zeit schei-
nen diese wie auch die herrschende Verfolgung 
von Christen sich zu verstärken. 
 
Im Oktober 2011 geriet das Land in die Schlagzei-
len, als es vor dem Kairoer Maspero Gebäude zu 
einem Massaker an 26 koptischen Christen kam, 
die friedlich demonstrierten. Hunderte wurden 
dabei verletzt. Bei diesem blutigen Ereignis unter-
nahm das Militär nichts, um die angegriffenen 
Christen zu schützen, sondern beteiligte sich statt-
dessen an den Tötungen. Man kann bei dieser 
Tragödie kaum von einem isolierten Ereignis spre-
chen, sondern muss es vielmehr als Teil eines Ne-
gativ-Trends betrachten, der mit dem Selbstmord-
anschlag vor der Al-Qiddissine-Kirche in Alexandria 
am Neujahrsmorgen des Jahres 2011 begann. Bei 
dem Anschlag waren zahlreiche Christen getötet 
oder verwundet worden. 
 

Der Islam ist in Ägypten Staatsreligion und wird 
von der Mehrheit der Bevölkerung praktiziert. Der 
25. Januar 2011 war für alle Ägypter einschließlich 
der Christen ein Wendepunkt hinsichtlich ihres 
politischen Engagements. Viele Kirchen und zivile 
Interessenverbände (NGOs) bieten inzwischen 
politische Bildungsprogramme an. 
 
Durch die Revolution, die am 11. Februar 2011 mit 
dem Rücktritt von Präsident Hosni Mubarak ende-
te, rückten Muslime und Christen im Kampf gegen 
den verhassten Diktator vorübergehend eng zu-
sammen. Zu ihren Forderungen zählten ein Ende 
der Korruption, Lösungen gegen die strukturelle 
Armut und die grassierende Arbeitslosigkeit. Nach 
dem Umsturz kühlten die Beziehungen jedoch 
schnell wieder ab. Radikale Muslime gingen als 
Sieger aus den Parlamentswahlen vom 25. Oktober 
2011 hervor. Insgesamt verschlechterte sich die 
Lage der Christen im Jahr 2011; die Anzahl der 
Morde und tätlichen Angriffe stieg deutlich an, 
außerdem kam es verstärkt zu Übergriffen gegen 
Kirchen und Häuser von Christen. 
 
Während der Herrschaft von Präsident Mubarak 
war die Unterdrückung von Kirchen allgegenwär-
tig. Sie äußerte sich primär durch eine extrem 
restriktive Handhabung der Frage von Renovierun-
gen oder Neubauten von Kirchen. Während die 
Übergriffe vonseiten fanatischer Bewegungen aus 
dem Umfeld der Salafisten

1
 2012 fortgesetzt wur-

den, zeichnen sich weitreichende politische Verän-
derungen ab. Mittlerweile stehen die legislative 
wie auch die exekutive Gewalt unter der Kontrolle 
der Muslimbruderschaft

2
. Der Islam tritt immer 

deutlicher zutage. Das ganze Land unterliegt einem 
Prozess der Islamisierung, die Furcht vor extremis-
tischen Muslimen wächst. Die Muslimbruderschaft 
unternimmt zügige Schritte, um auch die Kontrolle 
über die Justiz, die Presse und die Armee zu ge-
winnen. 
 

                                                 

 

 
1 islamisch-extremistische Gruppe, die zu einem «reinen» Islam 

wie zu Zeiten ihres Propheten Mohammed zurückkehren will 

und die bei der Parlamentswahl im Oktober 2001 insgesamt 

25% der Wählerstimmen auf sich vereinigen konnte 

2 islamisch-extremistische Gruppierung, die eine striktere 

Version der Scharia in Ägypten einführen will und die bei der 

Parlamentswahl etwa 40% der Abgeordneten und mit Moham-

med Mursi auch den Präsidenten stellt 
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Mit dem für 2013 erwarteten Inkrafttreten der 
neuen Verfassung befürchten wir für die Lage der 
Christen eine weitere Verschlechterung. Die Regie-
rung von Präsident Mursi war bislang nicht in der 
Lage, für Recht und Ordnung im Land zu sorgen – 
auch und vielleicht sogar vor allem zum Schaden 
der Christen.  
 
Würde man ihnen politische und bürgerliche Rech-
te zugestehen, so würde dies eine substantielle 
Verbesserung für die Christen bedeuten. Eine sol-
che Entwicklung scheint im heutigen Ägypten je-
doch sehr unwahrscheinlich, zumindest solange die 
regierenden Islamisten sich weiterhin auf den 
Rückhalt weiter Teile der Bevölkerung stützen 
können. 
 
Die Gewalt religiöser Splittergruppen hat zuge-
nommen. Mittlerweile ist die Hauptursache von 
Verfolgung nicht mehr in der Paranoia eines Dikta-
tors zu suchen, sondern in islamischem Extremis-
mus. 
 
Ägypten bewegt sich auf eine Periode politischer 
Instabilität und Unsicherheit zu. Dies werden in 
erster Linie junge und arbeitslose Menschen zu 
spüren bekommen, besonders aber die christliche 
Minderheit, weil sie in der politischen Umbruchsi-
tuation keine Stimme hat. 
 
Da vielen Jugendlichen keine politischen Antwor-
ten auf die drängenden Probleme des Landes an-
geboten werden, suchen sie Zuflucht in der Religi-
on und sind damit anfällig für radikale Ausdrucks-
formen des Islam. Die Kombination aus verbreite-
ter Armut, hoher Arbeitslosigkeit, Analphabetis-
mus und einer Bildungsmisere sorgt dafür, dass 
weite Teile der Bevölkerung sehr empfänglich sind 
für die Botschaft islamischer Fundamentalisten – 
ein idealer Nährboden für Extremismus. Die zahl-
reichen arbeitslosen Jugendlichen lassen sich leicht 
gegen die Christen mobilisieren. 
Während der Islam die Kultur des Landes zuneh-
mend bestimmt, wächst ein Gefühl der Ablehnung 
gegenüber Christen. Die koptische Kirche besteht 
seit nahezu 2.000 Jahren in Ägypten, aber selten in 
ihrer Geschichte war die Ablehnung und alltägliche 
Diskriminierung so groß wie jetzt. 
 
Gleichzeitig zeigt eine überschaubare Gruppe 
ägyptischer Muslime Interesse am Evangelium und 
die Gemeinde wächst – wenn auch sehr langsam. 
 
Die Zukunft Ägyptens wird entscheidend durch 
politische Elemente bestimmt werden. Zwei neue 

Akteure auf der politischen Bühne haben eine 
starke islamistische Identität: Die Muslimbruder-
schaft und die Salafisten, die zusammen das neu-
gewählte Parlament kontrollieren. Der begonnene 
Reformprozess schließt den Entwurf einer neuen 
Verfassung ein. Sie wird das Wesen des ägypti-
schen Staates von Grund auf neu prägen und könn-
te dabei auch die Rolle der Armee neu definieren. 
Den Auftakt dazu bildete die Ablösung von General 
Tantawi, wodurch der mächtige Militärrat kaltge-
stellt wurde. 
 
Die einzig denkbare Alternative zum Islamismus, 
soweit unsere Analyse der bedeutsamen politi-
schen Kräfte im Land und der aktuellen Trends 
erkennen ließ, wäre eine Weiterführung des auto-
kratischen Regimes. Dies hängt allerdings wesent-
lich von der Frage ab, ob die Armee in der Lage 
und willens sein wird, ihre Machtposition zu halten 
und/oder eine Übereinkunft mit der Muslimbru-
derschaft zu treffen. Eine solche Entwicklung wür-
de allerdings einhergehen mit fortgesetzten Ein-
schränkungen der Religionsfreiheit und damit 
keinen Verbesserungen für die Gemeinde. Ein 
Szenario, bei dem die Gemeinde sich parallel zum 
wachsenden Einfluss des Islam auf die Gesellschaft 
einer «Dhimmisierung» unterwerfen muss 
(Dhimmi = Schutzbefohlener des Islam mit einge-
schränkten Rechten und Abgabepflichten), scheint 
im Licht der jüngsten Entwicklungen jedoch wahr-
scheinlicher. 
 
Die jüngsten Entwicklungen des Berichtszeitrau-
mes deuten ebenfalls in diese Richtung: dass Prä-
sident Morsi zunächst die Gewaltenteilung faktisch 
aufgehoben und quasi im Handstreich versucht 
hat, eine islamisierte Verfassung durch das Parla-
ment zu bringen, zeigt das Bemühen der Muslim-
brüder und Salafisten, ihre Machtstellung zu festi-
gen und auszubauen. Ob der Widerstand von libe-
ralen Kräften und der christlichen Minderheit hie-
ran etwas ändern kann, lässt sich nicht vorhersa-
gen. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

Vereinigte Arabische Emirate Platz 26: 
 
Die Vereinigten Arabischen Emirate (VAE) sind eins 
der liberalsten Länder in der Golfregion. Ausländer 
machen rund 85 Prozent der Bevölkerung aus. 
 
Laut Verfassung ist der Islam Staatsreligion. Alle 
Anordnungen und Gesetze müssen mit der Scharia, 
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dem islamischen Recht, in Einklang stehen. Die 
Verfassung sieht Religionsfreiheit unter der Bedin-
gung vor, dass weder geltende Gesetze, noch die 
öffentliche Moral und Ordnung oder muslimische 
Sitten verletzt werden.  
 
Für ausländische Christen in den VAE stellt sich die 
Situation anders dar, als für die wenigen Christen 
muslimischer Herkunft. Letztere sind primär von 
Verfolgung bedroht, da ein Glaubenswechsel als 
Abfall vom Islam gilt.  
 
Ausländischen Christen werden trotz einiger Hin-
dernisse gewisse Freiheiten bei der Praktizierung 
ihres Glaubens eingeräumt. Es gibt mehr als 30 
Kirchen verschiedener Denominationen in den 
VAE, die staatlich anerkannt bzw. deren Räumlich-
keiten für die Nutzung zu religiösen Zwecken ge-
nehmigt worden sind. Wenn auch in den vergan-
genen Jahren weitere Kirchen gebaut wurden, sind 
die Räumlichkeiten insgesamt für die Vielzahl an 
ausländischen Christen zu klein, häufig teilen sich 
auch mehrere Denominationen ein Gebäude. Ein 
weiteres Problem ist, dass der Bau vieler Kirchen-
gebäude nur bewusst außerhalb von Wohngebie-
ten genehmigt wurde, sodass es nicht immer ganz 
einfach ist, dorthin zu gelangen.  
 
Auch ist die Weitergabe christlicher Glaubensinhal-
te an Muslime – hierin eingeschlossen die Weiter-
gabe christlicher Literatur in Arabisch – verboten. 
Ausländischen Christen, die ihren Glauben offen 
bezeugen, droht mindestens die Ausweisung, auch 
wenn dies im Berichtszeitraum zum Weltverfol-
gungsindex 2013 nach den Open Doors vorliegen-
den Berichten nicht geschehen ist. Ausländische im 
Land lebende Christen und Kontaktpersonen von 
Open Doors berichteten, dass sie durch einheimi-
sche Kollegen wegen möglicher Bekehrungsaktivi-
täten beobachtet werden. Open Doors wurde 
berichtet, sei dies im ganzen Land Realität, wenn 
auch die kleineren, konservativeren Emirate rest-
riktiver sind als die größeren.  
 
Die wenigen Christen muslimischer Herkunft prak-
tizieren ihren Glauben im Verborgenen. Sie können 
keine offizielle Kirche – deren Besuch ja nur Aus-
ländern gestattet ist – besuchen. Daher ist die 
Gemeinde Jesu wie in vielen anderen islamisch 
geprägten Ländern auch in den VAE eine geteilte 
Gemeinde. Der eine Teil genießt gewisse Freihei-
ten, während Christen muslimischer Herkunft ihren 
Glauben geheim halten müssen. Sie stehen auf-
grund des stark vom Islam beeinflussten politi-
schen, gesellschaftlichen und kulturellen Lebens 

unter Druck, insbesondere seitens ihrer Familien 
und Verwandten. Religionsfreiheit entsprechend 
allgemeiner Menschenrechtsstandards und damit 
auch die Freiheit, den Glauben zu wechseln und 
öffentlich gegenüber anderen zu bekunden, gibt es 
nicht für die muslimischen Einwohner der VAE. Auf 
den Abfall vom Islam (Apostasie) steht gemäß der 
Scharia die Todesstrafe. Um dieser und anderen 
Strafen, aber auch gesellschaftlicher Stigmatisie-
rung, zu entgehen, werden Konvertiten, deren 
Glaubenswechsel bekannt ist, gedrängt, zum Islam 
zurückzukehren oder in ein anderes Land zu reisen, 
wo ihre Bekehrung erlaubt ist. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 

 
Brunei Platz 27: 
 
Das Sultanat Brunei ist ein kleiner Staat auf der 
südostasiatischen Insel Borneo und grenzt an Ma-
laysia. Der Islam ist Staatsreligion. Die Verfassung 
garantiert Religionsfreiheit, doch Gesetze schrän-
ken diese Freiheit in der Praxis ein.  
 
Brunei Darussalam ist eine muslimische Nation, 
basierend auf der «Melayu Islam Beraja»-Ideologie 
(MIB, Malaiisch-muslimische Monarchie). Die vor-
herrschende sunnitisch-islamische Glaubensrich-
tung/Rechtsschule ist die der Schafiiten. Alle ande-
ren Religionen dürfen in Frieden und Harmonie 
praktiziert werden. Doch in der Praxis dürfen nur 
Nicht-Malaien ihren Glauben wählen. Der Großteil 
der Bevölkerung sind Malaien. Tritt ein Malaie zu 
einem anderen Glauben über, «stört» er damit 
«Frieden und Harmonie» und wird unvermeidlich 
einer Umerziehungsmaßnahme zum islamischen 
Glauben unterzogen, in der Regel bedeutet dies 
die Einweisung in ein Umerziehungslager. 
 
Seit 2011 wird für alle Muslime des Landes die 
Scharia angewandt. Der Islam regelt in Brunei das 
gesamte Leben. Um die Islamisierung unter den 
Einheimischen zu fördern, unterstützt die Regie-
rung die sogenannte «Dahkwa»-Bewegung (Islami-
sche Evangelisation)unter den Stammesgruppen. 
Christliche Pastoren und Mitarbeiter werden von 
dieser Bewegung als «Feinde» betrachtet. Spione 
der Regierung und die Polizei beobachten alle 
Besuche in den Stammes-Dörfern. 
 
Der islamische Extremismus, aber auch Stammes-
feindschaft sind die Hauptursachen für Verfolgung, 
und werden von der Regierung und religiösen 
Führern in allen Lebensbereichen unterstützt. Für 
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Christen mit muslimischem Hintergrund kann es 
bedeuten, dass Familie, Freunde oder Nachbarn 
sehr schnell zu einer Quelle der Feindschaft und 
Verfolgung werden können. 
 
Die Regierung erkennt nur drei katholische und 
drei anglikanische Kirchen als offizielle christliche 
Kirchen an. Die nicht registrierten Kirchen werden 
von der Regierung als «illegale Sekten» des Chris-
tentums betrachtet. Alle Gemeinden werden sehr 
stark beobachtet und überwacht. Berichten zufol-
ge werden die Sonntagsgottesdienste von Regie-
rungsbeamten ausspioniert. Die Pastoren achten 
sehr genau auf die Wortwahl in ihren Predigten, 
um die Beamten oder die königliche Familie nicht 
zu beleidigen. 
 
Die Heirat zwischen Nicht-Muslimen und Muslimen 
ist verboten. Will beispielsweise ein Christ eine 
Muslima heiraten, muss er zum Islam konvertieren. 
Auch die Weitergabe des Evangeliums an Muslime 
ist nicht erlaubt. Besonders auf dem Land ist der 
gesellschaftliche Druck hoch, den islamischen Ge-
setzen und Traditionen zu folgen. Wer vom Islam 
zu einer anderen Religion wechseln möchte, muss 
dies bei der Regierung beantragen. Doch aufgrund 
der damit verbundenen Repressalien praktizieren 
ehemalige Muslime ihren Glauben im Geheimen. 
Die Mehrheit der Christen in Brunei sind Ausländer 
bzw. Gastarbeiter. Nicht-muslimische Gruppen 
müssen staatlich registriert sein und für das Ge-
nehmigungsverfahren die Mitgliedernamen und 
Einzelheiten zur Struktur – beispielsweise Anzahl 
von Hausgemeinden – angeben. Es ist sehr schwie-
rig für bestehende Gemeinden, eine staatliche 
Genehmigung für die Renovierung einer Kirche zu 
bekommen. Anbaugenehmigungen werden nie 
erteilt, ganz gleich, ob die Gemeinde registriert ist 
oder nicht. Die Einfuhr von Bibeln, christlicher 
Literatur und anderen Materialien ist auf den per-
sönlichen Gebrauch beschränkt. Ein Import für 
dienstliche Zwecke, also zur Nutzung für eine Ge-
meinde, ist nicht möglich. Materialien in der Lan-
dessprache sind verdächtig und somit schwer zu 
bekommen. Dementsprechend stehen Gemeinde-
leiter vor großen Herausforderungen bei der Un-
terweisung ihrer Mitglieder und in ihrem Gemein-
dedienst.  
 
In Brunei gibt es sechs christliche Schulen, die von 
den offiziell anerkannten anglikanischen und ka-
tholischen Kirchen betrieben werden. Sie haben 
einen hohen Bildungsstandard, allerdings drängt 
die Regierung sie dazu, den Bibelunterricht von 
ihrem Lehrplan zu streichen.  

 
In einem Zeitungsbericht im Borneo Bulletin vom 
7. Oktober 2012 verkündete der Sultan, dass alle 
Schulen ab Januar 2013 Islamischen Religionsun-
terricht als Pflichtfach haben müssen. Solange der 
regierende Herrscher sich selbst als Verteidiger des 
Glaubens sieht und die Regierungsinstanzen seinen 
Willen ausführen, wird die christliche Minderheit 
missachtet, diskriminiert und ins Abseits gedrängt 
werden. Die Freiheit, den christlichen Glauben 
auszuleben, wird immer mehr eingeschränkt und 
der Druck und die Angst der christlichen Bevölke-
rung werden weiter zunehmen. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

Bhutan Platz 28: 
 
Über viele Jahrhunderte hinweg war Bhutan ein 
buddhistisches Königreich. Selbst nach der Einfüh-
rung einer konstitutionellen Monarchie samt de-
mokratischen Spielregeln kommt dem Buddhismus 
bis heute eine zentrale Rolle im Land zu. Besonders 
in entlegenen ländlichen Gebieten ist den örtlichen 
Mönchen die Anwesenheit von Christen ein Dorn 
im Auge. Als Hauptursache für Verfolgung ist daher 
religiös motivierte Militanz zu betrachten. 
Hinzu kommt großer Druck vonseiten der Dorfge-
meinschaft. Es sind in erster Linie örtliche Verwal-
tungsbeamten, die Christen unterdrücken, indem 
sie ihnen Termine verweigern und ihnen alle er-
denklichen Hindernisse in den Weg legen. Dorfäl-
teste verbieten in aller Regel Buddhisten rundher-
aus die Bekehrung zum christlichen Glauben. So-
bald sie von Christen in ihrem Zuständigkeitsbe-
reich erfahren, beobachten sie diese sehr genau 
und lassen ihnen regelmäßig Warnungen zukom-
men, niemanden zu «bekehren». Die derzeitige 
demokratische Parlamentsregierung garantiert 
gemäß der aktuellen Verfassung Bhutans Glau-
bensfreiheit. Zwangsbekehrungen gelten hingegen 
als strafbar, was leicht zum Schaden der Christen 
missbraucht werden kann, da der Begriff «Zwang» 
einen breiten Auslegungsrahmen zulässt. 
 

Artikel 3(1) der Verfassung legt fest: «Der Bud-
dhismus ist das geistliche Erbe Bhutans, durch den 
unter anderem die Prinzipien von Frieden, Gewalt-
losigkeit, Barmherzigkeit und Toleranz gefördert 
werden». Der Buddhismus wird demnach nicht als 
Staatsreligion definiert, stattdessen postuliert die 
Verfassung Säkularismus und religiöse Toleranz. 
Der Monarch gilt als Schutzpatron aller Glaubens-
richtungen in Bhutan einschließlich des Hinduis-
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mus und einer kleinen, aber wachsenden Zahl von 
Christen. Jegliche Missionsanstrengungen werden 
jedoch durch die Verfassung untersagt. 
 

Im Jahr 2011 stellte Premierminister Jigme Thinley 
fest, dass die «demokratische Kultur zunehmend 
im Land verwurzelt ist». Gleichzeitig sprach er der 
kleinen christlichen Minderheit das Recht ab, ihren 
Glauben anderen Menschen zu bezeugen. Es gebe 
keinerlei Berechtigung für die Christen, anderen 
Menschen die Übernahme ihres Glaubens nahezu-
legen. Damit drückte er eine weit verbreitete 
Überzeugung aus. 
 

Aus diesem Grund existieren im von einer als kö-
nigstreu geltenden Partei dominierten Parlament 
Pläne, das bhutanische Strafrecht um einen weite-
ren Paragraphen zu ergänzen. Er soll den «Religi-
onswechsel aufgrund von Nötigung oder äußeren 
Anreizen» verbieten. Einheimische Christen be-
streiten, dass sie jemals versucht hätten oder ver-
suchen würden, Menschen durch finanzielle Ange-
bote oder Zwang zur Bekehrung zu bewegen. 
 

Bislang sind christliche Kirchen noch nicht offiziell 
anerkannt, doch die Regierung hat sich mit der 
Möglichkeit einer Registrierung befasst. Der zent-
rale Verhandlungspunkt ist die Frage der Evangeli-
sation und wird es auch zukünftig sein. Die christli-
che Gemeinde in Bhutan ist keine Untergrundkir-
che mehr, da Christen die Möglichkeit haben, sich 
regulär am Sonntag in Privathäusern zu versam-
meln. Dabei müssen sie in der Regel keinerlei be-
hördliches Eingreifen befürchten. Lediglich in ent-
legenen Dörfern stehen Christen noch vor größe-
ren Schwierigkeiten. 
 

Christlichen Leitern werden einige Freiheiten zuge-
standen, ihren Glauben im privaten Rahmen zu 
praktizieren. Der Bau von nicht-buddhistischen 
Anbetungsstätten sowie das Feiern nicht-
buddhistischer Feste werden durch die Regierung 
jedoch stark reglementiert. 
 

Bislang ist unklar, ob die Regierung bestehende 
Pläne für ein Anti-Bekehrungsgesetz weiter ver-
folgt. Die diesbezügliche Debatte ist inzwischen 
etwas abgeflaut. Die Lage der Christen bleibt je-
doch zwiespältig, solange ihr offizieller Status nicht 
eindeutig geklärt ist – besonders angesichts der 
besonderen Stellung des Buddhismus, wie ihn die 
Verfassung festlegt. Berichte von Verhaftungen, 
tätlichen Übergriffen oder der Misshandlung von 
Christen werden seltener, doch bislang kommt es 
noch häufig zu derartigen Vorkommnissen. Fälle 
von Diskriminierung treten vereinzelt auf. 

 

Viel Schaden richten die Medien an, indem sie ein 
stark verzerrtes Bild von der Rolle der Christen in 
der Gesellschaft entwerfen. So werden Christen 
immer wieder mit kontroversen Themen in Ver-
bindung gebracht. 2012 gerieten sie in die Schlag-
zeilen der Zeitung «Kuensel». Dort wurde berich-
tet, Christen in Samtse (Süd-Bhutan) missionierten 
unter Buddhisten und böten ihnen Geld und ande-
re Vorzüge an, sollten sie sich bekehren. Der christ-
liche Glaube gilt nach allgemeiner Überzeugung als 
eine Religion, die Chaos und Entzweiung in eine 
Gesellschaft bringt. Für ein Land wie Bhutan, wo 
das «Bruttonationalglück» als eines der höchsten 
Ideale gilt, Grund zu größter Zurückhaltung. Des-
halb ist zu erwarten, dass Christen besonders in 
entlegenen Gegenden weiterhin mit großen 
Schwierigkeiten konfrontiert sein werden. 
 

Ein weiteres wichtiges Thema für Christen sind 
Beerdigungen. Da ihnen keine Grundstücke für die 
Einrichtung von Friedhöfen zur Verfügung gestellt 
werden, stellt eine Beerdigung Christen vor große 
Probleme – es sei denn, sie willigen in die traditio-
nelle Leichenverbrennung ein. Alle bisherigen 
Verhandlungen mit lokalen oder auch Regierungs-
behörden haben zu keinem Ergebnis geführt.  
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

Algerien Platz 29: 
 
Bis vor kurzem herrschte in Algerien eine säkulare 
Regierung sozialistischer Prägung. Im Kontext des 
wachsenden Einflusses islamistischer Strömungen 
in der Region wird Algerien mehr und mehr zu 
einem Schauplatz islamischen Terrors, besonders 
durch die Aktivität der Al Kaida im Maghreb. Die 
algerische Regierung wird durch diese Gruppe 
unter Druck gesetzt, die Gesetzgebung stärker an 
den Maßstäben des Islam auszurichten – zum 
Leidwesen der kleinen aber couragierten christli-
chen Bevölkerungsgruppe. 
 
Hauptursache für die Verfolgung von Christen in 
Algerien ist der islamische Extremismus. In seinem 
gegenwärtigen Entwicklungsstadium ist sein Ein-
fluss im ganzen Land spürbar und setzt die Christen 
in allen Lebensbereichen unter Druck. Auf nationa-
ler Ebene werden die Freiheiten für Christen be-
sonders durch ein neues gegen die Christen gerich-
tetes Gesetz sowie die fortgesetzte Anwendung 
des Erlasses 06-03 eingeschränkt. (Diese Vorschrift 
beschränkt die Ausübung nicht-islamischer Religio-
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nen, indem sie unter anderem öffentliche religiöse 
Versammlungen wie Gottesdienste verbietet.) 
 
Starke Proteste gegen das autoritäre Regime im 
Jahr 2011 führten zur Aufhebung des vor 19 Jahren 
in Kraft getretenen Ausnahmezustandes. Er war 
von den algerischen Behörden während der bluti-
gen Konflikte mit islamistischen Rebellen in den 
1990er Jahren verhängt worden. 
 
Bei den jüngsten Protesten kamen fünf Menschen 
ums Leben, über 800 wurden verletzt. Erst durch 
massive Polizeieinsätze konnte die Bewegung ge-
stoppt werden. Anders als in einigen Nachbarlän-
dern führten die Proteste nicht zu einem Regie-
rungswechsel. Die von Präsident Abdelaziz Bou-
teflika geführte Militärregierung ist weiterhin an 
der Macht. Auch die Aufhebung des Ausnahmezu-
standes stellte für ihre Herrschaft keine ernste 
Bedrohung dar, wenngleich dieser Schritt starke 
Symbolkraft hatte. 
 
Die jüngsten politischen Entwicklungen in Algerien 
waren gekennzeichnet von großer Instabilität; 
konstant blieb hingegen die Unterdrückung der 
Christen. Gemeindeleiter berichten von einer Zu-
nahme des Druckes auf die Christen, viele Türen 
seien dabei, sich zu schließen. Die sehr junge alge-
rische Gemeinde (größtenteils Konvertiten aus 
dem Islam) erleidet viele Formen von Diskriminie-
rung durch den Staat und durch Familienangehöri-
ge. Die Inhaftierung von Frauen und der Druck 
durch Dorfälteste oder Imame, sich vom christli-
chen Ehepartner scheiden zu lassen, sind nichts 
Ungewöhnliches. 
 
Die Auswirkungen des «Arabischen Frühlings» in 
anderen nordafrikanischen Ländern haben islamis-
tische Gruppierungen darin bestärkt, ihren Druck 
auf die Regierung weiter zu intensivieren, obwohl 
diese bereits mit islamischen Parteien kooperiert. 
Lediglich die «Islamische Heilsfront» (FIS) bleibt 
weiterhin verboten. In der Öffentlichkeit bewegen 
sich Islamisten immer freier und beobachten die 
Aktivitäten der Christen.  
 
Im Berichtszeitraum hat sich die Lage der Christen 
in Algerien leicht verschlechtert, die Zahl der ge-
meldeten Vorfälle ist gestiegen. Trotz einiger posi-
tiver Entwicklungen ist der allgemeine Trend hin-
sichtlich Religionsfreiheit negativ. Es wurden im 
vergangenen Jahr keine Christen getötet oder 
inhaftiert, doch die Drohungen gegen Kirchen und 
christliche Medienorganisationen nahmen ebenso 
zu wie negative Zeitungsberichte über Christen. 

Die Gemeinde von Ouargla im arabischen Teil des 
Landes wurde angegriffen, dabei wurde das Kreuz 
an der Kirchenmauer zerstört. Die Angreifer dran-
gen zu diesem Zweck gewaltsam in den Innenhof 
der Kirche ein.  
 
In der Provinz Bejaïa wurde Anfang Februar eine 
Frau wegen der evangelistischen Aktivitäten ihres 
Mannes entführt. Sie wurde mit einem Messer 
bedroht. Die Entführer wollten sie zwingen, zum 
Islam zurückzukehren, doch die Frau weigerte sich 
mit den Worten, sie fürchte allein Gott. Nach zwei 
Stunden wurde sie ohne weitere Misshandlungen 
entlassen. 
 
Hinzu kommt, dass die Regierung seit Inkrafttreten 
des Erlasses 06-03 im Februar 2008 keine neuen 
Gemeinden registriert hat. Aus diesem Grund tref-
fen sich viele Christen in inoffiziellen «Hauskir-
chen», oftmals in Privathäusern oder Büroräumen 
von Gemeindemitgliedern. Einige dieser Gruppen 
treffen sich relativ offen, während andere ihre 
Versammlungen in Privathäusern geheim halten. 
 
Die zunächst erfreuliche Nachricht, dass der EPA 
(Protestantische Kirche Algeriens) nach vielen 
Jahren im Jahr 2011 endlich eine offizielle Regist-
rierung erteilt wurde, entpuppte sich als Enttäu-
schung. Denn es wurden dadurch keine nennens-
werten Freiheiten gewährt, und obendrein ist jede 
Gemeinde nach wie vor dazu verpflichtet, sich 
individuell registrieren zu lassen. Bis heute gibt es 
hierfür kein Beispiel. Wenngleich die genauen 
Beweggründe der Zentralregierung für diesen 
Schritt unklar sind, so ist anzunehmen, dass sie sich 
damit international in ein gutes Licht rücken woll-
te.  
 
Auf lokaler Ebene hat sich der Druck indessen 
verstärkt. Durch die neue Situation nach der Re-
gistrierung hat sich die Kontrolle durch die Regie-
rung Ende 2011, Anfang 2012 sogar noch verstärkt. 
Dies ist abzulesen an der Zahl der verweigerten 
Visa für ausländische Pastoren, der Kontrollanrufe 
der Polizei bei algerischen Pastoren und die Anwe-
senheit von Zivilbeamten der Polizei bei Gottes-
diensten. 
 
Für das kommende Jahr werden keine nennens-
werten Verbesserungen der Lage der algerischen 
Christen erwartet. Die Zukunft der Kirche hängt in 
hohem Maß von der politischen Situation ab. Im 
Mai 2012 fanden im Land Parlamentswahlen statt, 
aus denen die Partei des amtierenden Präsidenten 
siegreich hervorging. Aufgrund der Alternativen 
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(größtenteils Islamisten) war dies eine positive 
Nachricht für die Gemeinde, und tatsächlich be-
richten Gemeindeleiter, der Druck vonseiten der 
Regierung habe sich in den Monaten nach der 
Wahl nicht verstärkt. Im Jahr 2014 finden die 
nächsten Präsidentschaftswahlen statt. Unzweifel-
haft gewinnt der Islamismus an Einfluss, so dass 
die Islamisten gute Chancen haben dürften, den 
nächsten Präsidenten zu stellen. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

Tunesien Platz 30: 
 
Die überaus verheißungsvolle Revolution 2011, die 
eine Welle weiterer Revolutionen in anderen Län-
dern auslöste, hat sich für Liberale und Christen in 
Tunesien als Enttäuschung erwiesen. Die Situation 
im Land verschlechtert sich zusehends. Unter dem 
Regime des früheren Präsidenten Ben Ali war Tu-
nesien ein säkularer Staat, der zurückhaltende 
Äußerungen der Christen tolerierte. Heute erfah-
ren die Christen Verfolgung von zwei Seiten: von 
einer gemäßigt islamischen Regierung und einer 
sehr präsenten und aggressiven Salafistenbewe-
gung, die ungehindert im Land agiert. 
 
Die Hauptantriebskraft der Verfolgung in Tunesien 
ist der islamische Extremismus. Christen verspüren 
dabei zunehmenden Druck im privaten und famili-
ären Umfeld, wobei die Situation in der Hauptstadt 
Tunis vergleichsweise besser ist als auf dem Land. 
Der Druck für Christen mit muslimischem Hinter-
grund ist bedeutend höher, als für die wenigen 
ausländischen Kirchen, welche kaum Probleme 
haben, im Gegensatz zu fast allen einheimischen 
Christen. 
 
Bereits im Jahr 2011 stellte der ThinkTank «Inter-
national Crisis Group» (ICG) folgende Herausforde-
rungen für das Land heraus: Tunesien «muss die 
Balance finden zwischen der Notwendigkeit radika-
ler, politischer Veränderungen und Stabilität. Der 
Islamismus muss sich in die neue Landschaft einfü-
gen. Und mit internationaler Unterstützung müs-
sen tiefsitzende sozialökonomische Probleme ge-
löst werden».  
 
Nun, im Jahr 2012, erweisen sich die Trends insge-
samt als negativ. Nachdem die Islamisten die Wahl 
gewonnen hatten, befürchten Analysten Schlim-
meres. Zwar blieb auf der politischen Ebene das 
säkulare Rechtssystem zunächst erhalten, dies wird 
sich jedoch voraussichtlich im kommenden Jahr 

radikal ändern, da die islamische Regierung rasche 
Schritte zur Einführung der Scharia inklusive deren 
Verankerung in der Landesverfassung unternimmt. 
Das bedeutet zunehmende Einschränkungen für 
die Christen. 
 
Das Land braucht ein neues politisches System. 
Wie das aussehen soll, wird zwischen den Parteien 
noch verhandelt. Die Wirtschaft ist in schlechtem 
Zustand, worunter auch die Christen leiden. Die 
Beschäftigungsquote und der Tourismus (Haupt-
einnahmequelle für das Land) sind nicht einmal 
annähernd auf dem Level wie zuvor. Die Menschen 
fühlen sich freier darin, ihre Meinung kundzutun, 
was zu mehr Druck auf Christen führt; die Gesell-
schaft kann dadurch einfacher Druck auf sie ausü-
ben. 
 
Durch die große Polarisation zwischen der säkular-
liberalen Elite und den gut organisierten Islamisten 
bleibt zunächst unklar, wie viel von der islamischen 
Agenda umgesetzt werden wird. Bei all dem wird 
das Land weiter von andauernden Tumulten im 
Nachklang der Revolution gebeutelt. 
 
Radikale Muslime, die zuvor nach Frankreich aus-
gewandert waren, kehren ins Land zurück, um ihre 
fundamentalistischen Botschaften zu verbreiten. 
Sie organisieren gewalttätige Demonstrationen, 
denen die geschwächten Sicherheitskräfte der 
Regierung kaum etwas entgegensetzen können. 
Dazu verbreiten noch fanatische Salafistengruppie-
rungen Angst und Schrecken. Sie machen sich sehr 
bemerkbar und schüren eine wachsende Intoleranz 
der Bevölkerung gegenüber Christen. Ganz ohne 
Zweifel ist der aufstrebende Salafismus eine be-
drückende Entwicklung für viele Gläubige. 
 
Positiv ist zu berichten, dass die kleine Gemeinde 
aus Christen mit muslimischem Hintergrund im 
Land langsam wächst. Die überaus brutale Ermor-
dung des polnischen Priesters und Salesianer-
Missionars, Vater Marek Rybinski, im Februar 2011 
hat jedoch den Ton für 2012 vorgegeben. Gemein-
deleiter erhalten weiterhin Drohungen. Auch sind 
Fälle bekannt geworden, in denen Dorfälteste 
Verfolgung in ländlichen Gebieten auslösten.  
 
Obwohl die Verfassung von Tunesien gegenwärtig 
Religionsfreiheit respektiert und das Verlassen des 
Islam nicht unter Strafe stellt, verhalten sich Ver-
treter von Behörden auf allen Ebenen oft ganz 
anders. Die Einfuhr christlicher Literatur in arabi-
scher Sprache ist verboten. Einheimische Kirchen 
können sich nicht registrieren lassen – seit der 
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Unabhängigkeit im Jahr 1956 wurde keiner neuen 
Gemeinde eine offizielle Registrierung gewährt – 
und einheimische Christen werden befragt und 
geschlagen, sobald ihre Bekehrung bekannt wird.  
 
Berichte aus dem Land zeigen an, dass der Druck 
auf Christen durch Behörden und Familien von 
Christen mit muslimischem Hintergrund zuge-
nommen hat. Mit eher düsteren Aussichten hin-
sichtlich politischer Entwicklung und einer stärker 
werdenden islamischen Bewegung wird das demo-
kratische Intermezzo wohl bald einer neuen Phase 
der politischen Geschichte des Landes weichen 
müssen: einer islamischen Regierung. Die Situation 
der christlichen Minderheit im Land hat sich ver-
schlechtert, ohne Aussicht auf Besserung.  
 
In der gegenwärtigen politischen Lage Tunesiens 
sind die Christen zweifelsohne eine zunehmend 
gefährdete Gruppierung. Mit einer hohen Anzahl 
gewalttätiger Übergriffe gegen Christen und struk-
tureller Veränderungen im politischen System, 
belegt das Land den bislang höchsten Rang im 
Weltverfolgungsindex. Die Situation im Land ver-
schlimmert sich zusehends. Nicht nur die kleine 
Schar der Christen (meist Christen mit muslimi-
schem Hintergrund) leidet unter dem politischen 
Wandel, auch der große säkulare und liberale Be-
völkerungsanteil steht in Gefahr, Opfer des islami-
schen Extremismus zu werden. Zusätzlich erlebt 
auch die kleine jüdische Gemeinde Verfolgung. 
Rückblickend muss gesagt werden, dass die Revo-
lution der erste Schritt in die Islamisierung des 
Landes war. Unter Christen und Säkularen geht die 
Angst um. 
 

zurück zu Länderübersicht 
 
 

Indien Platz 31: 
 

Indien ist hinsichtlich Kultur, Gesellschaft und Reli-
gion eines der facettenreichsten Länder der Welt. 
Daher ist die Benennung der treibenden Kräfte für 
Christenverfolgung schwierig, will man Verallge-
meinerung vermeiden. Dennoch sollen gegenwär-
tige Strömungen, welche die christliche Kirche 
unter Druck bringen, hier zusammengefasst wer-
den, ohne dass hierbei eine Reihenfolge hinsicht-
lich Intensität vorgegeben wird. 
 

Verschiedene Auslöser für Verfolgung spielen in 
Indien zusammen: militant religiöse Bewegungen 
(radikale Hindus), kommunistische Unterdrückung 
und islamischer Extremismus. Militante Religiöse 

wie die Hindu-Nationalisten attackieren die christ-
liche Minderheit am vordringlichsten mit ihrem 
Anspruch, jeder Inder muss Hindu sein. Ihre Ideo-
logie «Hindutva» wird von mehreren politischen 
Parteien und mit ihnen verbundenen Jugendbewe-
gungen getragen und hat starken gesellschaftli-
chen Rückhalt. Weiter ist diese Ideologie stark 
verwurzelt in Regierungs- und Polizeistrukturen, 
wo sie viele Unterstützer hat. Die christliche Min-
derheit kann daher nicht auf faire Behandlung 
hoffen, auch nicht Rechte einklagen. Ein bekanntes 
Beispiel ist die unzureichende Rechtsprechung im 
laufenden Gerichtsprozess um die Unruhen von 
2008 in Kandhamal, Orissa. Selbst Mörder blieben 
willkürlich ungestraft und rühmen sogar noch die 
Durchdringungskraft ihrer Hindutva-Ideologie in 
der Gesellschaft. Zusätzlich fördern auch viele 
Medien diese Ideologie. 
 

Erfolgreich mit dieser Ideologie regiert bzw. mitre-
giert gegenwärtig die «Bharatiya Janata Partei» 
(BJP – Partei des indischen Volkes) in sieben Bun-
desstaaten. In fünf von ihnen finden die sogenann-
ten «Anti-Bekehrungsgesetze» Anwendung. Sie 
dienen beständig als Vorwand dafür, dass Gottes-
dienste gestört und abgebrochen werden und 
ebenso, dass Christen und ihre Leiter schikaniert, 
geschlagen und angeklagt werden. Eine Fülle von 
Berichten aus ganz Indien, neuerdings verstärkt 
auch aus dem Süden, belegt dies.  
 
Alle Kirchen und christliche Aktivitäten werden 
überwacht, vor allem von radikalen Hindus. Sie 
haben vielfach Spione in Gemeinden eingeschleust, 
die Meldungen gegen Christen machten, die dann 
zu gerichtlichen Anklagen gegen Gemeinden ge-
führt haben. In manchen Bundesstaaten, beson-
ders in von Hindu-Nationalisten geführten, ist es 
nahezu unmöglich, ein Gotteshaus zu bauen oder 
zu renovieren. Neue Tempel dagegen brauchen 
keine Genehmigung. Auch in anderen Staaten 
haben vielerorts radikale Hindugruppierungen und 
ihre Netzwerke die örtliche Verwaltung unterwan-
dert. 
 
Dieses Klima der Furcht macht es Christen in eini-
gen Bundesstaaten schwer, öffentlich über ihren 
Glauben zu sprechen, christliche Literatur weiter-
zugeben oder Sozialarbeit zu betreiben. An sich 
sind diese Tätigkeiten nicht gesetzeswidrig, da 
jedoch alle Gemeindeaktivitäten als «Verletzung 
der religiösen Gefühle» und «Störung von Frieden 
und Sicherheit» ausgelegt werden können, sind 
Christen sehr vorsichtig geworden. Einige wurden 
verprügelt, andere vor Gericht gezerrt, Hauskir-
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chen wurden durchsucht, anderen wurden Bibeln 
und Gesangsbücher als angebliche «Bekehrungs-
materialien» weggenommen. In unzähligen Fällen 
gingen die attackierenden Hindus frei aus, woge-
gen die Christen als Opfer auch noch Anklagen und 
Verurteilungen ertragen mussten. Das Gesetz wird 
gezielt gegen Christen missbraucht, wobei die 
Nutznießer jedes Mal ungestraft davonkommen.  
 

In wenigstens 12 Staaten über Indien verstreut ist 
die sogenannte «Naxaliten-Bewegung» anzutref-
fen. Diese maoistisch-kommunistische Gruppie-
rung steht im Kampf gegen die Regierung. In 
Chhattisgarh und Orissa wurden hunderte christli-
che Familien unter vorgehaltenen Waffen von den 
Maoisten aus ihren Häusern und Dörfern vertrie-
ben. Mindestens eine Person wurde dabei getötet. 
Je mehr Raum die Bewegung gewinnt, umso ge-
fährlicher wird dies der christlichen Minderheit. Sie 
betrachten Christen als Feinde, die Verbindungen 
zur Regierung und in den Westen halten. In Staa-
ten wie Andhra Pradesh unterstützen einige Chris-
ten die Maoisten, während wiederum andere als 
vermeintliche Polizeispitzel zu Opfern werden – 
Christen im Kreuzfeuer: von den Polizisten werden 
sie als vermeintliche Maoisten beschossen und 
umgekehrt von den Maoisten als Polizeiinforman-
ten. 
 

Der islamische Extremismus nimmt in einigen Pro-
vinzen Indiens, wie z.B. in Assam, dem Kaschmir 
Tal und Kerala zu. Die christliche Minderheit dort 
hat viel Druck im Berichtszeitraum erlebt. Christen 
mit muslimischem Hintergrund werden von Fami-
lie, Freunden und Nachbarn ausgeschlossen. Glei-
ches gilt für Christen mit hinduistischem Hinter-
grund in ganz Indien besonders für Personen nie-
derer Kasten, den Dalits, den sogenannten Unbe-
rührbaren. 
 

Mit der zunehmenden Religiosität im Land wächst 
auch die religiöse Intoleranz. Der Hinduismus er-
lebt eine Erweckung, die durch spezielle Veranstal-
tungen sowie Druck- und Onlinemedien gefördert 
wird. All dies ist primär Machwerk der Hindutva 
Truppen, die Indien zur glorreichen Hinduvergan-
genheit zurückführen wollen. 
 

Die Hindutva Ideologie gewinnt – wie oben darge-
stellt – beständig an Einfluss. So hat sie sich vor 
wenigen Jahren Zugang zu Südindien verschafft, 
unterstützt und besiegelt durch den Wahlsieg der 
BJP in Karnataka 2008. Die Hindutva-Bewegung 
tritt außerdem aggressiv über Organisationen wie 
Vanvasi Kalyan Ashram (Aschram für Wohlergehen 
von Stammesgemeinschaften) und Vanavasi Kalyan 

Paridhad’s (Komitee für Wohlergehen von Stam-
mesgemeinschaften) an Stämme im nordwestli-
chen Indien heran, in Orissa, Madhya Pradesh, 
Gujarat und anderen stammesgeprägten Regionen. 
Ziel ist die Einverleibung der Stämme in die Hin-
dugemeinschaft, d.h. Mitgliedergewinnung. 
 

Neben all diesen Bewegungen, welche die christli-
che Minderheit ins Visier nehmen, gibt es zwei 
wesentliche Faktoren, welche die Grundlage für 
das gesamte System bilden. Faktor Eins ist die 
systematische und organisierte Korruption, die 
auch in vielen anderen Ländern zu beobachten ist. 
Die gesamte Bevölkerung leidet darunter, beson-
ders aber die christliche Minderheit und verstärkt 
dann, wenn Christen wagen, dies offen anzuspre-
chen. Faktor Zwei ist die Tatsache, dass immer 
mehr Menschen aus den unteren Kasten zum 
christlichen Glauben wechseln, da sie dort Freiheit 
und Hoffnung erfahren. Da das Kastensystem tief 
in Indiens Gesellschaft verwurzelt ist, müssen 
christliche Aktivitäten mit größter Vorsicht gesche-
hen, da sie schnell als missionarische Aktionen 
gedeutet werden. Je mehr Menschen der unteren 
Kasten zum christlichen Glauben kommen, umso 
mehr wird das gesamte System von Ausbeutung 
und Übervorteilung an sicherem Stand verlieren. 
Dies mag ein Grund sein, warum Hindu-
Extremisten die Christen so grimmig bekämpfen. 
 

Das Gesamtbild wäre unvollständig, blieben all die 
friedlichen Staaten unerwähnt, wo Christen und 
andere Minderheiten ihren Glauben leben können. 
Diese bereits erwähnte Vielfältigkeit im Land be-
gründet die relativ niedrige Einstufung Indiens im 
Weltverfolgungsindex. 
 

Eine Vorschau zu geben ist schwierig. Mit Meldun-
gen von Übergriffen praktisch im Wochentakt, die 
sich nun auch nach Südindien ausdehnen, hat sich 
die Lage in den letzten 12 Monaten auf jeden Fall 
verschlechtert. Die Wahlen stehen vor der Tür – 
nationale wie auch in Bundesstaaten mit hoher BJP 
Präsenz – und so wird die Verfolgung wohl an-
wachsen. Wahlzeiten sind schon oft Zeiten der 
Verfolgung für die Christen gewesen. «Schlagt die 
Christen – stockt euren Wählerbestand auf» ist 
eine Strategie, die von der BJP effektiv angewen-
det wird. Erschwerend kommt hinzu, dass die Re-
gierung das Problem Verfolgung ignoriert, den 
religiösen Aspekt unterschlägt und lieber von 
«kriminellen Handlungen» spricht. Eine Zunahme 
der Verfolgung für 2013 im Vorfeld der Wahlen 
2014 ist deshalb zu erwarten. 
 
zurück zu Länderübersicht 
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Myanmar (Burma) Platz 32: 
 
«Ein frischer Wind weht durch das Land!» Das ist 
die Kurzfassung dessen, was Beobachter wie die 
International Crisis Group (ICG) über den südost-
asiatischen Vielvölkerstaat Myanmar nach seinem 
Übergang zu einer neuen, halb bürgerlichen Regie-
rung im März 2011 sagen. Es sind etliche positive 
politische Anzeichen zu beobachten, seit die neue 
Führung im Amt ist. Damit nährt sie Hoffnungen 
auf weitere spürbare Veränderungen.  
 
Zwei dieser Zeichen sind die Rückkehr von Frie-
densnobelpreisträgerin Aung San Suu Kyi auf die 
politische Bühne und der Wiederzulassung ihrer 
Partei, der National League for Democracy, sowie 
die Ankündigung von Haftentlassungen von Hun-
derten inhaftierter politischer Dissidenten. Am 12. 
Januar 2012 wurde zudem ein Waffenstillstands-
abkommen zwischen der Regierung und der für 
Unabhängigkeit kämpfenden Vereinigung «Karen 
National Union» (KNU) vereinbart. Ob damit einer 
der längsten Konflikte der Welt wirklich zu Ende 
geht, bleibt abzuwarten. Doch ein Ende des Kon-
fliktes wird auch von Christen, die zumeist zu eth-
nischen Minderheiten gehören, sehnlichst erwar-
tet. Immer wieder kamen sie als Zivilisten bei 
Kampfhandlungen zwischen Rebellen und der 
Regierung zwischen die Fronten und wurden ange-
griffen. 
 
Doch auf die mit der neuen Regierung verbunde-
nen glänzenden Aussichten fielen auch einige 
dunkle Schatten: Im Berichtszeitraum zum Welt-
verfolgungsindex 2012 (November 2010 bis Okto-
ber 2011) von Open Doors führte die Armee ihren 
Kampf gegen ethnische Rebellen – von denen dem 
Namen und der Konfessionszugehörigkeit nach die 
meisten Christen sind – mindestens ebenso inten-
siv weiter wie zuvor. Etlichen Berichten zufolge 
drang die Armee wiederholt in christliche Dörfer 
des Kachin-Stammes ein. Christen wurden drangsa-
liert und manchmal zu Trägerdiensten gezwungen. 
In einem Fall verwandelte die Armee ein christli-
ches Dorf im August 2011 in einen militärischen 
Vorposten, einschließlich Befestigungen, Gräben 
und Landminen. Obwohl die Christen einen Be-
schwerdebrief an die Behörden sandten, unter-
nahm die neue Regierung nichts, um den Christen 
zu helfen. Dieses Ereignis passt in die lange Ge-
schichte des ethnischen Konflikts mit dem Kachin-
Stamm seit der Unabhängigkeit von Großbritanni-
en (1948). Die Kachin leben in der nördlichen 
Grenzregion zu China und Indien.  
 

Andererseits ist im September 2011 eine neue 
Menschenrechtskommission eingerichtet worden, 
in der Minderheiten vertreten sind. Ein Mitglied ist 
ein bekanntes, respektiertes Mitglied der christli-
chen Minderheit der Kachin. Da die Kommission 
erst vor kurzer Zeit geschaffen wurde, muss sich 
erst noch zeigen, wie unabhängig sie arbeiten und 
welche speziellen Aufgaben sie wahrnehmen wird. 
Dennoch ist ihre Bildung ein ermutigendes Zei-
chen.  
 
Die Militärs haben das frühere Burma/Birma in 
Myanmar unbenannt. Seit 1962 stand der Vielvöl-
kerstaat unter der Herrschaft einer Junta, die das 
Land mit eiserner Faust regierte. Zwar hat die Mili-
tärjunta im März 2011 offiziell die Macht abgege-
ben und einen Präsidenten eingesetzt, tatsächlich 
aber wird sie die starke Macht im Hintergrund 
bleiben.  
 
Der Buddhismus wurde Anfang der 1960er Jahren 
zur Staatsreligion erklärt. Religionsfreiheit herrscht 
faktisch nur für die buddhistische Mehrheit und 
das auch nur, wenn sich die Mönche nicht politisch 
äußern. Die meisten Christen des Landes gehören 
ethnischen Minderheiten an. Geht die Armee ge-
gen Minderheiten vor, sind davon auch Christen 
betroffen. Immer wieder geht man aber auch ge-
zielt gegen Christen vor, weil man sie verdächtigt, 
«die Einheit des Landes» zu gefährden.  
 
Die Hauptquellen der Verfolgung sind untrennbar 
miteinander vermischt. Eine der Quellen ist die 
Paranoia des diktatorischen Regimes, da die Herr-
schenden alles tun werden, um an der Macht zu 
bleiben, besonders das Militär. Damit verbunden 
ist die Korruption, da viele Firmen dem Militär 
oder hohen Politikern gehören. Eine dritte Ursache 
der Verfolgung ist die starke Stammesfeindschaft 
gegen Minderheiten.  
 
Hilfswerke und Menschenrechtler sehen die Situa-
tion der Christen als kritisch an. Christen werden 
insbesondere verfolgt, weil sie ethnischen Minder-
heiten angehören, etwa den Kachin, die gegen die 
Zentralregierung und für ihre Anerkennung und 
Selbstbestimmung kämpfen. Die Regierung 
schränkt nicht nur die Evangelisation ein, sondern 
auch die Einfuhr und Verteilung von christlichen 
Büchern. Seit den 1960er Jahren werden alle reli-
giösen und nicht-religiösen Veröffentlichungen 
kontrolliert und zensiert. Obwohl gelegentlich der 
Druck einer begrenzten Anzahl religiöser Bücher in 
Minderheitssprachen ohne vorherige Genehmi-
gung der Zensurbehörde erlaubt wird, ist die Ein-
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fuhr von Bibeln in lokalen Sprachen immer noch 
illegal.  
 
In den ländlichen Gebieten erfahren Christen häu-
fig nicht nur durch staatliche Eingriffe Druck, son-
dern vor allem durch ihre buddhistischen Familien. 
Teilweise gehen Diskriminierungen, Beschränkun-
gen und die Verfolgung auch von einflussreichen 
buddhistischen Mönchen aus, welche die Dorfge-
meinschaft erfolgreich dazu aufrufen, gegen die 
Christen als «Verräter» vorzugehen.  
 
Im letzten Jahr wurden mehr als 10 Christen getö-
tet, das Militär zerstörte dutzende von christlichen 
Häusern und Kirchen, vor allem im Gebiet der 
Minderheit der Kachin, die vorwiegend Christen 
sind. Einige Christen wurden verhaftet oder muss-
ten aus ihren Dörfern fliehen. Da viele Dörfer abge-
legen sind und von Ausländern nicht besucht wer-
den dürfen, wurden viele Vorkommnisse nicht 
berichtet. Neben dieser sichtbaren Verfolgung 
erleben Konvertiten besonders gravierende Verfol-
gung. Sie werden von ihren Familien und der Ge-
sellschaft unter Druck gesetzt, zurück zum «wah-
ren Glauben» zu kommen. Besonders die wenigen 
Christen muslimischer Herkunft werden stark un-
terdrückt. Christen werden generell als Bürger 
zweiter Klasse behandelt. Etliche Kinder werden 
gezwungen, jeden Tag vor Schulbeginn an buddhis-
tischen Zeremonien teilzunehmen. Vor Gericht 
oder bei Behörden werden Christen ungerecht 
behandelt. Obwohl das Land sich zögernd der De-
mokratie öffnet, gibt es für die Christen zumindest 
bisher kaum Veränderungen. 
 

zurück zu Länderübersicht 
 
 

Kuwait Platz 33: 
 
Die kuwaitische Verfassung erklärt, dass der Staat 
die Religionsfreiheit schützt. Dennoch erwähnt sie 
auch einige Einschränkungen: die Religionsaus-
übung darf nicht mit der öffentlichen Ordnung 
oder mit der Moral im Konflikt stehen und muss im 
Einklang mit den gegebenen Bräuchen stehen. Die 
Regierung hat diese Einschränkungen nach und 
nach eingeführt. Gemäß der Verfassung ist der 
Islam Staatsreligion und das islamische Gesetz, die 
Scharia, eine bedeutende Gesetzesquelle. 
 

Das Konvertieren vom Islam zu einer anderen Reli-
gion ist nicht erlaubt und die Regierung unterstütz-
te aktiv Bekehrungen von sunnitischen Muslimen. 
Für Christen muslimischen Hintergrunds stellen 

Familie, extremistische Muslime und einige Regie-
rungsstellen, den Hauptantrieb für Verfolgung dar. 
Es gibt nur einige wenig hundert kuwaitische Gläu-
bige, da die meisten Christen Arbeitsimmigranten 
aus anderen Ländern sind. Die Anzahl der Konverti-
ten steigt schnell an und sie werden immer freimü-
tiger ihren Glauben zu teilen. 
 

Middle East Concern berichtet: «Es besteht kaum 
staatlich geförderte Verfolgung von Konvertiten, 
aber Familien üben großen Druck auf die Gläubi-
gen aus und schikanieren sie sehr. Die Regierung 
verhängt einige Einschränkungen für ausländische 
Kirchen, aber toleriert andere, welche außerhalb 
der offiziell bekannten Plätze arbeiten, solange es 
keine Beschwerden gibt». 
 

Konvertiten müssen mit Diskriminierung, Schikane, 
polizeilicher Überwachung ihrer Aktivitäten, spon-
tanem Arrest und Inhaftierung sowie körperlicher 
und verbaler Misshandlung rechnen. Außerdem 
wird ein Glaubenswechsel (weg vom Islam) nicht 
anerkannt und führt wahrscheinlich zu Problemen 
im Familien- und Erbrecht. Die Regierung schreibt 
religiöse, islamische Anweisungen für alle Schüler 
und Studenten, sowohl in öffentlichen als auch in 
privaten Schulen, vor. Die Lehre des Christentums 
ist verboten, sogar gegenüber anerkannten Chris-
ten. Bezüglich anderer Verfolgungsdynamiken, 
führt MEC aus, dass einige Konvertiten «Diskrimi-
nierungen am Arbeitsplatz ausgesetzt seien, sofern 
ihre Konvertierung bekannt werden sollte». 
 

Die christlichen Gemeinden bestehen zumeist aus 
ausländischen Arbeitern. Ausländische Christen 
dürfen informell relativ frei ihren Glauben ausü-
ben. Es gibt vier gemeldete Glaubensgemeinschaf-
ten, welche sich in Begegnungsstätten treffen. In 
Anbetracht der Anzahl von Leuten die sich dort 
treffen, sind die Begegnungsstätten zu klein und 
die Nachbarn sind über den Lärm und den Verkehr 
dieser überfüllten Treffpunkte verärgert. Die gro-
ßen Schwierigkeiten einen Ort zur Glaubensausle-
bung zu finden, stellen eine zusätzliche Hürde dar. 
Andererseits, hat das Teilen eines Kirchengebäudes 
hat zu einer besseren Zusammenarbeit und Ge-
meinschaft unter den Gemeinden geführt. 
 

Des Weiteren haben Kirchen und kirchliche Begeg-
nungsstätten unaufhörlich versucht die Erlaubnis 
für weitere oder erweiterte Räumlichkeiten zu 
erhalten. Im Jahre 2010 erhöhte der Vermieter 
einer griechisch orthodoxen Kirche die Miete un-
verhältnismäßig. Die Kirche hielt Ausschau nach 
alternativen Räumlichkeiten und erbat finanzielle 
Unterstützung um ihre gestiegenen Kosten zu 
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decken. Ein Antrag der Römisch Katholischen Kir-
che für Räumlichkeiten in Mahlouba, im November 
2010, wurde vom Stadtrat abgelehnt. Die Regie-
rung limitiert die Anzahl der Visaausstellungen für 
Geistliche und Mitarbeiter der gemeldeten Konfes-
sionsgemeinschaften (MEC, 2012). 
 

zurück zu Länderübersicht 
 
 

Jordanien Platz 34: 
 

In einem der bekanntermaßen am stärksten west-
lich orientierten Länder im Nahen Osten erleben 
traditionelle Christen ein gewisses Maß an religiö-
ser Freiheit. Gemäß der jordanischen Verfassung 
«stellt der Staat die freie Ausübung aller Religionen 
sicher, solange diese mit den Sitten und Gebräu-
chen des Landes einhergehen und nicht der öffent-
lichen Ordnung oder Moral zuwiderlaufen». 
 

Der Islam ist Staatsreligion, das jordanische 
Rechtssystem basiert auf der Scharia (Islamische 
Gesetzgebung) und Gesetzen europäischen Ur-
sprungs. Allerdings ist eine Abkehr vom Islam ver-
boten und die «öffentliche Missionierung» von 
Muslimen gilt als Verstoß gegen Regierungsvorga-
ben.  
 
Eine der Hauptquellen der Verfolgung in Jordanien 
ist der islamische Extremismus, aber auch Stam-
mesfehden und diktatorische Paranoia spielen bei 
der Verfolgung von Christen eine Rolle. Geschicht-
lich betrachtet, war das Zusammenleben von 
Christen und Muslimen in der Regel friedlich. Im 
Vergleich zu den Nachbarländern ist das Gemein-
deleben weniger eingeschränkt, da es bereits viele 
traditionelle Kirchen gibt. Doch im Zuge der Aus-
wirkungen des Arabischen Frühlings nimmt der 
Druck auf die Christen zu und radikale islamische 
Gruppierungen versuchen die Gesellschaft stärker 
zu beeinflussen. Aufgrund der wachsenden Aktivi-
täten islamischer Extremisten hat sich auch die 
Situation der Konvertiten verschlechtert. Berichten 
zufolge nimmt die Gewalt gegen Christen muslimi-
scher Herkunft zu, bis hin zu Ermordungen. Kon-
vertiten sind verstärkt Diskriminierung und seeli-
schem sowie körperlichem Missbrauch durch ihre 
Familien und der Gesellschaft und manchmal auch 
staatlicher Behörden ausgesetzt.  
 
Christen muslimischer Herkunft fallen jedoch noch 
immer unter die Rechtsprechung von Scharia-
Gerichten und haben im Allgemeinen wenig Aus-
sicht, Schikane und Verhöre zu vermeiden, denn 
ihr Glaubenswechsel wird nicht anerkannt. In der 

Vergangenheit hat die eigene Familie oft Anklage 
vor Scharia-Gerichten gegen die Konvertiten erho-
ben, was den Verlust des Sorgerechtes für die 
Kinder, die Scheidung der Ehe und den Entzug 
einzelner Bürgerrechte zur Folge hatte.  
 
Geheimdienstbeamte haben Berichten zufolge 
mehrmals Christen muslimischer Herkunft zu ih-
rem Glauben verhört, mit einem Gerichtsprozess 
und anderen Konsequenzen gedroht sowie Beloh-
nungen wie etwa einen Arbeitsplatz für eine Rück-
kehr zum Islam in Aussicht gestellt. Weiter wurden 
Arbeitszeugnisse, die für Bewerbungen oder die 
Eröffnung eines Geschäftes wichtig waren, verwei-
gert und Arbeitgebern wurde geraten, Christen 
muslimischer Herkunft zu entlassen. 
 
Über einige Jahre hinweg gab es beträchtliche 
Spannungen zwischen evangelikalen Freikirchen 
und traditionellen Kirchen in dem haschemitischen 
Königreich, da sich Mitglieder traditioneller Kir-
chen Freikirchen angeschlossen haben. Diese 
Spannungen scheinen sich weitgehend gelegt zu 
haben. Die meisten neuen Christen entstammen 
zwar weiterhin der nominellen christlichen Ge-
meinschaft, aber seit Kurzem kommen verstärkt 
Muslime in Jordanien zum christlichen Glauben. 
Während die Gemeinde Jesu in dem Land zahlen-
mäßig insgesamt abnimmt, erleben die Freikirchen 
ein ermutigendes Wachstum: eine Verdopplung 
der Mitglieder im Zeitraum 1995 bis 2010. Darauf-
hin haben die Behörden diese Gemeinden ver-
stärkt beobachtet und vor manchen Gemeinden 
wurden Geheimdienstmitarbeiter postiert. Man-
che Gemeindeleiter werten dies jedoch anders: Die 
Sicherheitsdienste seien wegen der Drohungen 
gegen christliche Kirchen in der Region zu ihrem 
Schutz, aber auch zur Beobachtung abgestellt wor-
den.  
 
In Jordanien bleiben Christen weiter eine Gemein-
schaft unter gemäßigtem Druck. Die Anzahl der 
Christen hat seit der Unabhängigkeit des Landes 
(1946) abgenommen, die Gründe hierfür sind nied-
rige Geburtsraten und Abwanderung ins Ausland. 
Andererseits sind zahlreiche Christen aus dem Irak 
ins Land gekommen – eine noch anhaltende Ent-
wicklung. Auch viele muslimische Flüchtlinge 
kommen aus dem Irak, aus den Palästinenserge-
bieten und Syrien nach Jordanien, was zusammen 
mit dem Anwachsen des politisierten Islam den 
Druck auf die Christen erhöht, besonders auf Frei-
kirchen und Christen muslimischer Herkunft. 
 
zurück zu Länderübersicht 



Seite 58 von 77 
 

www.weltverfolgungsindex.de 

Bahrain Platz 35: 
 
Bahrain, wo die Mehrheit der schiitischen Bevölke-
rung gegen die sunnitische Regierung demonstrier-
te, ist Schauplatz eines Wettbewerbes um die 
Vormachtstellung zwischen Saudi-Arabien und 
dem Iran. Saudi-Arabien sandte seine Truppen, um 
die Regierung zu unterstützen, den Funken des 
Arabischen Frühlings auszulöschen, der Iran beließ 
es bisher bei Drohungen.  
 
Die Hauptquelle der Verfolgung in diesem Land 
sind der Islamische Extremismus und die Paranoia 
des Diktators. Die Verfassung des Königreichs 
Bahrain erklärt den Islam zur Staatsreligion und 
weiter: «Der Staat garantiert die Unantastbarkeit 
der Anbetung und die Freiheit, religiöse Riten, 
Feste, Prozessionen und Versammlungen abzuhal-
ten, solange diese im Einklang mit den landesübli-
chen Gebräuchen stehen». Die Scharia (islamische 
Gesetzgebung) ist Grundlage für die Rechtspre-
chung im Land. 
 
Nicht-Muslimen wird ein gewisser Grad an Religi-
onsfreiheit zugestanden. Für Kirchen und kirchliche 
Gebäude ist eine staatliche Genehmigung erforder-
lich. Auch die Aktivitäten der islamischen Gemein-
schaften – sowohl der Schiiten als auch der Sunni-
ten – unterliegen strengen Kontrollen durch den 
Staat. 
 

Das hauptsächlich vom schiitischen Islam geprägte 
Land ist aufgrund seiner Position im internationa-
len Bankwesen und Handel im Allgemeinen recht 
tolerant. Es gibt zwei christliche Buchläden und 
einige christliche Krankenhäuser. Eine beträchtli-
che Anzahl von ausländischen Christen – zumeist 
aus Südostasien – lebt und arbeitet in Bahrain. 
Ausländer können ihren Glauben relativ ungehin-
dert in privaten Gottesdiensträumlichkeiten prakti-
zieren. Es gibt jedoch nur wenige dafür zur Verfü-
gung stehende Gebäude, die von mehreren Dut-
zend Gemeinschaften gleichzeitig genutzt werden 
müssen. Werbung für die Gottesdienste darf nur in 
Englisch, nicht aber in Arabisch erfolgen. 
 

Die Missionierung von Muslimen ist gesetzlich 
verboten. Üblicherweise zeigt die Gesellschaft 
keine Toleranz gegenüber dem Glaubenswechsel 
eines Muslims hin zu einem anderen Glauben. 
Konvertiten wurden von ihren Familien und Dorf-
gemeinschaften verbannt und manchmal auch 
körperlicher Gewalt ausgesetzt. Christen muslimi-
scher Herkunft wagen es in der Regel nicht, über 
ihren Glaubenswechsel zu sprechen. Manche hal-

ten es für besser, das Land für immer zu verlassen. 
Der Druck geht hauptsächlich von Familien und der 
Gesellschaft aus, weniger von der Regierung. Die 
Verfolgung von staatlicher Seite her hat offenbar 
sogar abgenommen.  
 

Christen muslimischer Herkunft erleben bedeutend 
stärkeren systematischen Druck, als die wenigen 
traditionellen christlichen Gemeinschaften und 
ausländische Christen. Im Berichtszeitraum wurden 
keine Gewaltausschreitungen gemeldet, aber die 
Christen leben in ständiger Angst, da sie in allen 
Lebensbereichen Druck erfahren. Vor allem Kon-
vertiten erleben in ihrem Privatleben, von Seiten 
ihrer Familie und der Gesellschaft starke Anfein-
dungen, aber auch die Regierung legt dem Kirchen-
leben Beschränkungen auf. 
  

Christen muslimischer Herkunft werden auch nach 
ihrem Glaubenswechsel weiter vom Staat als Mus-
lime angesehen. Eine Gesetzesänderung diesbe-
züglich wurde nicht gestattet. Hinsichtlich der 
Religionsfreiheit für Christen bleibt Bahrain jedoch 
eines der freiesten Länder der arabischen Halbin-
sel. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

Palästinensergebiete Platz 36: 
 
Das Grundgesetz in den Palästinensergebieten – 
gegenwärtig ein Ersatz für eine Verfassung – er-
klärt den Islam zur offiziellen Staatsreligion und die 
Scharia (islamische Gesetzgebung) zur Grundlage 
der Rechtsprechung. Offiziell wird Glaubensfreiheit 
garantiert, solange die öffentliche Ordnung oder 
Moral nicht verletzt werden. 
 
Im Palästinensergebiet gibt es hauptsächlich zwei 
christliche Gruppen: traditionelle Christen zumeist 
mit palästinensischem oder arabischem Hinter-
grund – es gibt etwa 30 arabische christliche Ge-
meinden, überwiegend im Westjordanland – und 
die Gruppe der Christen muslimischer Herkunft. 
Die Dynamik der Christenverfolgung ist komplex. 
Die Situation im Gazastreifen stellt sich anders dar 
als im Westjordanland, da beide Gebiete unter-
schiedliche Regierungen haben – wenngleich sich 
Hamas und Fatah annähern. Die palästinensische 
Autonomiebehörde zeigt eine insgesamt negative 
Haltung gegenüber Christen. Berichten zufolge 
nimmt der Druck insbesondere auf Christen mus-
limischer Herkunft zu. Es gab ein paar Vorfälle von 
Zwangsbekehrung, Entführungen und gewalttäti-
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gen Ausschreitungen. Die Angst der christlichen 
Gesellschaft nimmt dadurch zu. Besonders im von 
der extremistischen Hamas regierten Gaza erleben 
die Christen zunehmend sozialen und wirtschaftli-
chen Druck, den Islam anzunehmen.  
 
Palästinensische Christen sehen sich von mehreren 
Seiten verfolgt und bedrängt. Im Bereich der Ver-
folgung arabischer Christen gilt es zu unterschei-
den zwischen politischer – aufgrund ihrer Volkszu-
gehörigkeit – und religiöser – aufgrund ihres Glau-
bens. Im Westjordanland werden Christen diskri-
miniert, von dort wird keine massive Verfolgung 
gemeldet. Im Gazastreifen üben insbesondere 
radikal-islamische Gruppierungen Druck auf die 
Christen aus. Hinzu kommt die Unterdrückung 
durch die Hamas, so dass sich immer mehr Chris-
ten gezwungen sehen, das Land zu verlassen.  
 
Traditionelle palästinensische Christen erleben 
immer wieder Vorurteile, Druck und Einschüchte-
rung vonseiten der Muslime. Je engagierter Chris-
ten gesellschaftlich sind, desto mehr regt sich dar-
über Unmut bei Extremisten. Das reicht von War-
nungen in lokalen Medien vor missionierenden 
«Sekten» bis hin zu massiver Verfolgung. Auf 
christliche Geschäftsleute wird Druck ausgeübt, 
keine alkoholischen Getränke zu verkaufen und 
manchmal werden aus diesem Grund ihre Geschäf-
te in Brand gesetzt. Obendrein werden sie auch 
gezwungen, den Muslimen eine religiöse Steuer zu 
zahlen. 
 
Die Anzahl palästinensischer Christen nimmt auf-
grund der Abwanderung im Allgemeinen rasant ab. 
Neben dem wachsenden Einfluss des Islam spielen 
dabei auch die wirtschaftlichen Verhältnisse eine 
Rolle. Christen können relativ leicht auswandern, 
wenn sie über die finanziellen Mittel verfügen, 
Englisch sprechen und Kontakte oder Verwandte 
im westlichen Ausland haben. Die Restriktionen 
von israelischer Seite sind ein weiterer Grund für 
die Emigration arabischer Christen aus den Gebie-
ten. Die etwa 40.000 Christen bilden eine Minder-
heit in dem islamisch geprägten Umfeld. Traditio-
nelle Christen haben das Recht, ihre Religion aus-
zuleben und zu praktizieren, es sei denn, sie versu-
chen Muslime zu evangelisieren. 
 
Christen muslimischer Herkunft werden von der 
Gesellschaft und ihren Familien unterdrückt, wenn 
ihr Glaubenswechsel bekannt wird. Der Staat ver-
sagt darin, einzelnen Christen zu ihrem Recht zu 
verhelfen oder ihre Rechte zu schützen. In man-
chen Fällen müssen sie um ihrer Sicherheit willen 

in sogenannte «Schutzhäuser» in der Region flie-
hen.  
 
Auch in Zukunft wird sich die Situation der Christen 
wahrscheinlich kaum verbessern. In Gaza geraten 
die Behörden immer stärker unter den Einfluss 
extremistischer Gruppen, die durch die Verände-
rungen in Nahen Osten ermutigt werden (z.B. die 
Machtübernahme der Muslimbruderschaft in 
Ägypten, oder die Herausforderung von Amerika 
und Israel durch den Iran). Obwohl die Situation im 
Westjordanland eine andere ist, unter anderem, 
weil sechs Christen einen Sitz im Parlament haben 
und der Bürgermeister von Bethlehem Christ ist, 
gewinnen auch dort extremistische Gruppen im-
mer stärker an Einfluss. Auf die Zukunft der Ge-
meinden wirken sich diese Entwicklungen negativ 
aus.  
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

China Platz 37: 
 
«Jetzt haben wir genau das richtige Maß an Verfol-
gung», sagten kürzlich zwei Pastoren der chinesi-
schen Hauskirchenbewegung auf einer von Open 
Doors organisierten Konferenz. «Wir werden durch 
sie dazu gebracht, uns für Christus zu entscheiden 
und den Preis der Verfolgung zu zahlen. Doch die 
Verfolgung ist nicht so durchdringend, dass Evan-
gelisation und Wachstum unmöglich sind». 
 
Die Mitglieder der Regierung Chinas sind ausge-
sprochen verwirrt und ängstlich. Nicht einmal 
Lippenbekenntnisse legen sie noch für die kom-
munistische Ideologie ab, an die sie dennoch ge-
kettet sind. Während sie einerseits eine Art von 
Marktwirtschaft eingeführt haben, halten sie aller-
dings andererseits das gesamte Kapital unter ihrer 
Kontrolle. Das hat zu einem großen wirtschaftli-
chen Wachstum, zu größeren Freiheiten und ra-
santerer Verwestlichung geführt. Vom Tianamen-
Platz strahlt immer noch Maos lächelndes Gesicht, 
vom anderen Ende des Platzes aber grinst in grel-
lem Neon auch Colonel Sanders von Kentucky Fried 
Chicken. Das Machtgerangel zwischen diesen bei-
den Mächten – dem autoritären chinesischen Re-
gierungssystem und dem westlichen Kapitalismus – 
gibt dem Land sein einzigartiges Gepräge. Und 
seiner Kirche-Staat-Beziehung ihre eigentümliche 
Unvorhersehbarkeit. 
 
Auf der einen Seite wird die chinesische Regierung 
selbstbewusster. Den Status einer Supermacht 
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erreicht zu haben, hat die Führung Chinas nationa-
listischer gemacht und dem Westen gegenüber auf 
manche Weise feindseliger eingestellt. Wie es ein 
Diplomat kürzlich ausdrückte: «Bei jedem Gipfel 
sind sie darauf aus, zu zeigen, dass sie die neuen 
Herren sind». Die Folge davon ist, dass China inter-
national schwerer zu beeinflussen ist – was gewal-
tige Auswirkungen auf Lobbyisten und deren Akti-
vitäten hat. Es bedeutet auch, dass das Christen-
tum immer noch als westlicher Import und nicht 
als wirklich chinesisch betrachtet wird – was die 
Gemeinden weiterhin in die Defensive treibt. 
 
Auf der anderen Seite wird die chinesische Regie-
rung von immer mehr Ängsten geplagt, da sich 
neue Risiken auftun. Es gibt gewaltige demogra-
phische und wirtschaftliche Problemfelder, denen 
man entgegentreten muss. Mehr als 150.000 Un-
ruhen pro Jahr registriert die Regierung, mit denen 
oft gegen den chronischen Anstieg der Korruption 
überall im Land demonstriert wird. Umso mehr 
muss sich die Regierung anstrengen, um hohe 
Wachstumslevel zu erreichen und dabei die Stabili-
tät der Gesellschaft zu gewährleisten. Ironischer-
weise gibt gerade das den chinesischen Kirchen 
ihre Chance, da die Regierung nach vertrauens-
würdigen Verbündeten sucht, die sie bei der Ent-
schärfung der zunehmenden gesellschaftlichen 
Missstände unterstützen. 
Trotz dieses komplizierten Verhältnisses kann die 
chinesische Kirche leben und gedeihen. Christen 
sollen nicht länger ausgerottet werden, sie sollen 
in die Gesellschaft eingegliedert werden. Aber es 
ist ein zweifelhafter Segen, wenn ein autoritärer 
Staat wünscht, dass die Kirche seinen Zwecken und 
Zielen dient, während der Faktor Verfolgung weiter 
bestehen bleibt. Vier Problemfelder bringen die 
Kirche in China heute in Schwierigkeiten:  

 
1) Wenn die Gemeinden als zu mächtig wahrge-
nommen werden! 

 
Dann nämlich, wenn große Netzwerke, vor allem 
auf dem Land, zusammenarbeiten, bekommt die 
Regierung Angst, da man sich vor der Macht eines 
Messias ähnlichen Führers fürchtet, der ebenso 
wie Mao die Massen zu einer Revolution führt. In 
den letzten Jahren ist es jedoch zu diskreten Ge-
sprächen zwischen der Regierung und den Leitern 
einiger größeren Netzwerke gekommen und es ist 
zu hoffen, dass ein legaler Registrierungsprozess 
für Hausgemeinden daraus folgt. 

 
2) Wenn sie als zu politisch wahrgenommen wer-
den! 

Gemeinden müssen auf einem Drahtseil balancie-
ren: zugunsten der Besserung der Gesellschaft zu 
arbeiten, ohne den Anspruch der kommunistischen 
Partei Chinas auf Führung der Gesellschaft zu be-
drohen. Die Kirche lebt immer in der Spannung, 
nicht zu wissen, wie ihr Engagement in sozialen 
Belangen aufgenommen wird. Grund dafür ist, 
dass es keine allgemeingültigen Gesetze in diesem 
Bereich gibt und dadurch christliches wie auch 
anderes Engagement großer Willkür ausgesetzt ist. 
Beispielsweise wurde in einer großen Provinzstadt 
eine Hauskirche zwangsweise geschlossen, weil sie 
ein Waisenhaus betrieb und Beamte sagten: «Das 
ist die Aufgabe des Staates – ihr versucht, uns 
Konkurrenz zu machen». In einer anderen Stadt tut 
eine Hauskirche das gleiche, ohne in Schwierigkei-
ten zu geraten, weil keiner der dortigen Beamten 
es als subversiv betrachtet. Auch die Pekinger 
Shouwang-Kirche illustriert das Problem. Die Kir-
che beschloss, ihre Räumlichkeiten zu renovieren 
und sich außerhalb der staatlich sanktionierten 
Kirche, der patriotischen Drei-Selbst-Bewegung, zu 
versammeln. Aber an dem Tag der Eröffnung des 
Gebäudes am 11. April 2011 wurden die Leiter 
verhaftet. Doch wiederum andere hauskirchliche 
Netzwerke treffen sich in anderen Stadtteilen Pe-
kings offen in großen Räumlichkeiten, erleben aber 
die Einschränkungen durch den Staat auf andere 
Weise. Ein Leiter sagte: «Wir machen unsere Prä-
senz nicht so aggressiv wie Shouwang bekannt, die 
darauf aus war, einen Zusammenstoß zu provozie-
ren. Die Shouwang-Kirche wurde als politische 
Bedrohung wahrgenommen und deshalb verfolgt». 

 
3) Wenn sie als zu ausländisch wahrgenommen 
werden! 

 
Wenn man denkt, dass eine Kirche von außerhalb 
geleitet wird – mit ausländischer Literatur und 
einer dominanten Leitung oder Einfluss aus dem 
Ausland –, dann greift das in etwas tief in der chi-
nesischen Seele Liegendes ein: jede ausländische 
Vorherrschaft ist aufgrund der chinesischen Ge-
schichte verhasst. Um dem die Spitze zu nehmen, 
ist es auch hier wichtig, dass das chinesische Chris-
tentum chinesischer wird. 

 
4) Wenn sie als Kult wahrgenommen werden! 

 
Wenn eine Hausgemeinde unorthodoxe oder sogar 
extreme Lehren hat, gerät sie ins Visier der Regie-
rung, die sie in dieselbe Schublade wie den Falun-
Gong-Kult stecken wird. Das weise und ausgewo-
gene Vorgehen vieler Missionsgesellschaften spie-
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gelt sich in dem Fakt, dass es in den Hausgemein-
den nur selten Fälle von Irrlehre gibt. 

 
In der vorhersehbaren Zukunft wird die neue chi-
nesische Führung zwar nicht religiös werden, aber 
sie ist entschlossen, die Religion eher zu benutzen 
als sie auszurotten. In diesem unvorhersehbaren 
Raum zwischen Gefahr und Möglichkeit bewegen 
sich die Hauskirchen sehr vorsichtig. 

 
zurück zu Länderübersicht 

 
 

Aserbaidschan Platz 38: 
 
Die an Russland, Georgien, Armenien, die Türkei 
und den Iran grenzende Republik ist offiziell ein 
säkularer Staat und in etwa mit der Türkei ver-
gleichbar. Die Bevölkerung ist mehrheitlich-
muslimisch (schiitisch) geprägt. Das Recht auf Ge-
wissens- und Religionsfreiheit in Aserbaidschan 
wird laut Verfassung garantiert. Alle religiösen 
Gemeinschaften sind verpflichtet, sich registrieren 
zu lassen. Es gibt ein Komitee für religiöse Angele-
genheiten, das alle Aktivitäten kontrolliert. Die 
Regierung ist gegen jede Form von Religion negativ 
eingestellt.  
 
In verschiedenen Regionen wächst der Einfluss des 
traditionellen Islams. Die allgemeine Einstellung 
gegenüber Christen in Aserbaidschan ist negativ. In 
dem zentralasiatischen Land gibt es traditionelle 
protestantische/baptistische, katholische, arme-
nisch-apostolische, russisch-orthodoxe Gemein-
schaften sowie Gruppen aus Christen muslimischer 
Herkunft. Die Unterdrückung von Christen ist nicht 
nur religiös, sondern auch nationalistisch-ethnisch 
motiviert. Open Doors-Informationen zufolge wer-
den behördliche Überprüfungen immer strikter. 
Die Regierung ist bei der Kontrolle von religiösen 
Gruppen aktiver. 
 
Da in Aserbaidschan die Mehrheit der Bevölkerung 
muslimisch geprägt ist, wird das Christentum von 
vielen als ausländische Religion und die Abkehr 
vom Islam als Verrat an der Nation betrachtet. Auf 
Christen mit muslimischem Hintergrund üben die 
Behörden massiven Druck aus, damit die so ge-
nannten «Landesverräter» zum Islam zurückkeh-
ren. Vor allem in den ländlichen Gebieten erleben 
sie auch von Seiten der Familie und der Gesell-
schaft Anfeindungen. Die Entwicklung der Verfol-
gung zeigt, dass die Religionsfreiheit besonders im 
Gemeinwesen, durch Familienmitglieder und die 

Gesellschaft, und im kirchlichen Bereich immer 
stärker eingeschränkt wird.  
 
Die allgemeine Wahrnehmung der Christen in 
Aserbaidschan ist negativ. Die staatlichen Kontrol-
len für Religionsgemeinschaften werden zuneh-
mend schärfer. Die Regierung wird dabei deutlich 
aktiver und die Lage der Christen hat sich, im Ver-
gleich zu den vergangenen Jahren, verschlechtert. 
 
Forum 18 berichtete 2012 über mehrere Razzien in 
Kirchen und Häusern von Christen. Unseren Berich-
ten zufolge wurden auch mehrere Evangelisten 
verhaftet. Am 25. April 2012 wurde einer der größ-
ten Kirchen in Baku, der Greater Grace Protestant 
Church, in einem Gerichtsprozess die kirchliche 
Zulassung ohne eine offizielle Begründung entzo-
gen. Diese Entscheidung setzt voraus, dass «jede 
von der Kirche ausgeübte Aktivität illegal ist und 
bestraft werden kann». Die Kirche wird diese Ent-
scheidung anfechten, doch dieser Fall ist nur ein 
weiteres Beispiel für die wachsenden Schwierigkei-
ten, denen die Christen in Aserbaidschan ausge-
setzt sind.  
 
Alle Kirchen und religiösen Gruppen mussten ihre 
staatliche Registrierung bis zum 1. Januar 2010 
erneuern. Doch seit diesem Datum hat keine neue 
Gemeinde die Registrierung erlangt. Eine erfolgrei-
che Registrierung scheint beinahe unmöglich. Nicht 
registrierte religiöse Aktivitäten sind strafbar; die 
Geldbußen für eine Gesetzesübertretung hoch. 
Fast alle protestantischen Denominationen sind 
heute ohne rechtlichen Status. Privathäuser dürfen 
nicht für die Abhaltung von Gottesdiensten genutzt 
werden. Nicht registrierte Gemeinden bekommen 
Probleme mit der Polizei. Es gibt Hausdurchsu-
chungen in protestantischen Kirchen. Gemeindelei-
ter werden festgenommen oder mit einer Geld-
strafe belegt.  
 
Der Gesetzgebung vom Dezember 2010 zufolge ist 
es für nicht registrierte Gemeinden gesetzwidrig, 
sich zu versammeln. Doch einige nehmen das Risi-
ko auf sich. Viele Aseri-Christen finden keine Ar-
beitsstelle oder haben Schwierigkeiten sie zu be-
halten. Geheimdienstkräfte beobachten sie genau. 
Die Rolle der Geheimdienste und der Polizei ist 
bedeutend.  
 
Die Zahl einheimischer Christen wächst weiter, und 
manche geben trotz des Risikos ihren Glauben 
weiter. Das Wachstum der Gemeinde Jesu in Aser-
baidschan ist ermutigend. Doch angesichts der 
gesetzlichen Restriktionen, die weiter zunehmen 
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werden, ist auch eine Zunahme der Unterdrückung 
zu erwarten. 
 
Die Freiheit, eine Kirche zu bauen, besteht über-
haupt nicht. Gemeinden benötigen dafür eine 
ausdrückliche Genehmigung, die kaum gewährt 
wird. Herstellung, Einfuhr, Verbreitung oder Ver-
kauf von religiöser Literatur ohne staatliche Ge-
nehmigung ist eine Straftat. Gleiches gilt für die 
Durchführung religiöser Aktivitäten, die nicht aus-
drücklich im Statut einer registrierten religiösen 
Organisation genannt sind. Es bleibt für die Chris-
ten damit schwer, christliche Literatur zu erhalten. 
Die Aktivitäten religiöser Organisationen werden 
von der Geheimpolizei, dem Komitee für religiöse 
Angelegenheiten und örtlichen zivilen sowie religi-
ösen Behörden beobachtet. 
 
Christen, die die Landessprache Aseri sprechen, 
werden von der Gesellschaft eingeschüchtert und 
in den Medien angegriffen. Sie werden als Krimi-
nelle und Landesverräter dargestellt, da das Chris-
tentum mit Armenien, dem ewigen Feind Aser-
baidschans, in Verbindung gebracht wird. Arbeit-
geber behalten Christen oft nur ungern als Mitar-
beiter. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

Marokko Platz 39: 
 
Laut Verfassung ist der Islam Staatreligion. König 
Mohammed VI. gilt als «Herrscher der Gläubigen». 
Er nimmt daher den Platz des Beschützers des 
Islam ein. Muslime haben in Marokko nicht die 
Freiheit, zu einer anderen Religion zu wechseln. 
Die Hauptquelle der Verfolgung von nicht-
muslimischen Minderheiten ist der fundamentalis-
tisch-islamische Einfluss auf die Behörden und 
innerhalb der Gesellschaft. Oft sind örtliche Behör-
den, Nachbarn oder Familienmitglieder verant-
wortlich für Feindseligkeiten gegen Christen, doch 
auch die moderate Islamische Partei PJD, welche 
die letzten Wahlen gewonnen hat, bereitet vielen 
Christen im Land Sorgen. Der Einfluss islamischer 
Organisationen im Land, oft finanziert von Saudi-
Arabien, wächst.  
 
Der Arabische Frühling, eine Welle der Revolution, 
die durch Nordafrika und den Nahen Osten fegte, 
erreichte auch Marokko. Die Proteste in diesem 
Land brachten das Königtum zwar nicht zu Fall, 
aber König Mohammed VI musste einige Reformen 
durchführen, um den öffentlichen Frieden und 

seine eigene Machtposition zu wahren, darunter 
auch Zugeständnisse an die Islamic Justice and 
Development Partei (PJD). 
 
Ausländer dürfen ihren Glauben in Marokko prak-
tizieren. So gibt es etwa katholische, russisch-
orthodoxe, griechisch-orthodoxe, französisch-
protestantische oder anglikanische Kirchen. Jedoch 
eine staatlich anerkannte, einheimische marokka-
nische Kirche gibt es nicht. Aber auch Ausländer-
kirchen sind Beschränkungen ausgesetzt, wenn-
gleich diese nie so massiv waren, wie in benach-
barten nordafrikanischen Ländern. In den meisten 
größeren Städten gibt es Kirchen. Das Läuten von 
Kirchenglocken ist verboten. Kirchen genießen in 
verschiedenen Abstufungen Freiheit.  
 
Die Regierung verbietet die Verteilung von christli-
cher – besonders arabischer – Literatur. Die Wei-
tergabe des Evangeliums an Muslime (Mission 
unter Muslimen) steht unter Strafe. Marokkani-
sche Muslime dürfen christliche Kirchen nicht be-
suchen. Eine Predigt in Anwesenheit eines Muslims 
kann von Behörden als Versuch gedeutet werden, 
seinen Glauben «zu erschüttern».  
 
Außerdem steht der «Proselytismus» unter Strafe. 
Der Begriff wird weithin so verstanden, dass Men-
schen mit Hilfe falscher Versprechungen oder Be-
stechung dazu überredet werden, zum christlichen 
Glauben überzutreten. Seit einigen Jahren ist ein 
verstärktes Vorgehen der Behörden gegen die 
christliche Minderheit zu beobachten, was die 
Christen zusätzlich einschüchtert. 
 
Seit Anfang des Jahres 2010 ging die Regierung mit 
einer Ausweisungswelle gegen über 100 Christen 
vor, weitere durften nach einem Auslandsaufent-
halt nicht wieder einreisen. Ihnen wurde «Prosely-
tismus» vorgeworfen. Teilweise lebten die Männer 
und Frauen unterschiedlicher Nationalitäten seit 
über zehn Jahren in Marokko, weshalb ihre Aus-
weisung gegen geltendes Landesrecht verstößt. In 
keinem Fall hielten sich die Behörden an das ge-
setzlich vorgeschriebene Verfahren zur Durchfüh-
rung einer Ausweisung. Die ausgewiesenen Chris-
ten arbeiteten als Unternehmer, Sozialarbeiter 
oder Entwicklungshelfer. 
 
Anders als Gemeinschaften aus ausländischen 
Christen, die ihren Glauben relativ offen praktizie-
ren können, leben Christen mit muslimischem 
Hintergrund ihren Glauben zurückhaltend bzw. im 
Verborgenen. Die Konversion eines Muslims zu 
einer anderen Religion steht zwar nicht unter Stra-
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fe. Doch Christen mit muslimischem Hintergrund 
erfahren gesellschaftlichen Druck und sind sozial 
isoliert. Marokkanische Christen werden regelmä-
ßig von der Polizei verhört und teilweise wie Krimi-
nelle behandelt. Zudem müssen Konvertiten mit 
Ablehnung vonseiten ihrer Freunde und Familien-
mitglieder rechnen. Ehemalige Muslime praktizie-
ren ihren Glauben aus Angst vor Repressalien im 
Geheimen und treffen sich in kleinen Hausgrup-
pen. Entschließt sich ein Muslim Christ zu werden, 
droht ihm, von seiner Familie oder der Gesellschaft 
ausgegrenzt und unter Druck gesetzt zu werden, 
zum Islam zurückzukehren. Obwohl marokkanische 
Gläubige vorsichtig sind, wissen die Behörden 
häufig, wer ein «Abtrünniger vom Islam» ist. Kon-
vertiten berichten von regelmäßigen Hausdurchsu-
chungen der Geheimpolizei und Bespitzelungen. 
Fast monatlich bestellt die Polizei Hausgemeinde-
pastoren und -mitglieder zu Verhören auf die Wa-
che ein. Einige wurden schon verhaftet und unter 
Druck gesetzt. Auch über das soziale Netzwerk 
«Facebook» hetzen extreme Muslime gegen Kon-
vertiten. Durch den technischen Fortschritt erfah-
ren Marokkaner über christliche Fernseh- und 
Radioprogramme via Satellit vom Evangelium. 
 
Im Vergleich zu den vergangenen Jahren hat sich 
die Situation der Christen nicht wesentlich verän-
dert. Die wichtigste Veränderung, welche die Kir-
che betrifft, ist der Machtgewinn der Islamischen 
Partei in der Regierung. Islamische Kräfte gewin-
nen im Land immer mehr an Einfluss. Im Berichts-
zeitraum wurden keine Gewaltausschreitungen 
gegen Christen gemeldet. Trotzdem scheint der 
Druck auf die Christen zuzunehmen, besonders im 
gesellschaftlichen Leben. Für ausländische Arbeiter 
ist es sehr schwer ein Visum zu erhalten. Der Ara-
bische Frühling hat der jüngeren Generation von 
Christen ein Gefühl von Hoffnung gegeben und sie 
sind bereit, sich für mehr Freiheit einzusetzen. Die 
Zukunft wird zeigen, ob sich diese Hoffnung be-
wahrheiten wird, oder ob die Regierung den Chris-
ten noch mehr Einschränkungen auferlegt. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

Kenia Platz 40: 
 
Kenia (als ganzes Land) ist neu auf dem Weltver-
folgungsindex, nachdem in früheren Jahren bereits 
einmal der Nordosten des Landes gelistet war. 
Kenia ist mehr und mehr in den Griff des islami-
schen Extremismus geraten, welcher auch Quelle 
der Feindseligkeit und treibende Kraft der Verfol-

gung gegen Christen ist. Der christliche Bevölke-
rungsanteil liegt bei 83% gegenüber 11-12% Mus-
lime, die nicht gleichmäßig im Land verteilt leben, 
sondern sich in einem Drittel des Landes konzent-
rieren. In den muslimisch dominierten Landestei-
len sind Christen unterschiedlich stark Anfeindun-
gen ausgesetzt, wobei sich gewalttätige Handlun-
gen am meisten gegen Christen mit muslimischem 
Hintergrund und Christen, die Muslime zum christ-
lichen Glauben führen, richten. Weiter tragen in 
Kenia aufkommende stammesbezogene Konflikte 
zur Verfolgung bei. Dieser Faktor ist allerdings 
noch nicht hinreichend recherchiert. 
 
Feindseligkeiten in Kenia sind zwar greifbar, aber 
dennoch oft gemäßigt. Umso bemerkenswerter ist 
der hohe Grad an Gewalt gegen Christen oder 
Kirchen, und dies nicht nur in muslimisch domi-
nierten Regionen, sondern auch in der Region um 
Nairobi. Vieles geht von der Al-Shabab-Miliz aus 
oder von Al-Shabab inspirierten Extremistengrup-
pen. Manche führen dies (fast) ausschließlich auf 
das militärische Engagement Kenias in Somalia 
zurück, und deuten dies als Rache wegen Kenias 
Einfall ins Land. Andere sehen darin mehr ein 
Überschwappen der Al-Shabab aus Somalia, die 
teilweise gezwungen war, aus dem Land zu fliehen 
und sich (neben anderen Orten) in Ost-Kenia nie-
dergelassen hat. Wieder andere vermuten einen 
inner-kenianischen Aufruhr, angestiftet von der Al-
Shabab und Sympathisanten aus dem weiteren 
Umfeld.  
 
Wie auch in Tansania beobachtet, gibt es einen 
starken islamistischen Drang, Kenia in das (zu-
nächst regionale) «Haus des Islam» zu zwingen. 
Zuerst soll der (extremistische) Islam im ganzen 
Land durch eine Kombination aus Terroranschlä-
gen und strategischer Unterwanderung wichtiger 
gesellschaftlicher Bereiche ausgebreitet werden. 
Sodann soll der Küstenbereich vom Rest des Lan-
des abgetrennt werden, um ein unabhängiges 
Sultanat – bestehend aus den tansanischen Inseln 
Sansibar und Pemba sowie dem Küstenbereich 
Tansanias – aufzurichten. 
 
Die Unterdrückung der Kirchen und Christen be-
trifft weitgehend gleichmäßig alle Lebensbereiche, 
etwas verstärkt den staatlichen und den kirchli-
chen Bereich. Gewaltsame Übergriffe gab es je-
doch viele. Feindseligkeiten waren zumeist in mus-
limisch dominierten Regionen zu verzeichnen, 
allerdings war auch Nairobi stark betroffen. Chris-
ten mit muslimischem Hintergrund litten dabei am 
meisten. Sie verloren dabei ihr Privileg, Teil einer 
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Familie zu sein. Entweder wurden sie gezwungen, 
zum Islam zurückzukehren oder sogar sich von 
ihren Ehepartnern zu trennen. Christinnen, die 
Muslime geheiratet hatten, sollten zum Islam 
übertreten.  
 
Christen in mehrheitlich muslimischen Regionen 
werden öffentliche Ressourcen wie Stipendien 
oder regionale Jobangebote der Regierung vorent-
halten. Freie Meinungsäußerung war Christen oft 
nicht möglich; sie sollten sich vielmehr in die von 
Muslimen getroffenen Entscheidungen fügen. Für 
Gottesdienstbesuche wurden ihnen Attacken an-
gedroht und teils tatsächlich durchgeführt. Aus 
Furcht blieben Christen deshalb ihren Versamm-
lungen fern. Kirchen mussten von Sicherheitsdiens-
ten bewacht und die Besucher nach Waffen und 
Sprengsätzen durchsucht werden. Daraufhin sag-
ten Gemeinden Feierlichkeiten ab oder verkleiner-
ten diese aus Furcht vor Anschlägen. 
 
Kenia ging 2012 durch eine Zeit erhöhter Unsi-
cherheit. Open Doors Mitarbeiter berichteten, dass 
22 Christen (einschließlich Sicherheitskräfte) bei 
Attacken getötet wurden. Mehr als 100 wurden 
schwer verletzt oder verkrüppelt. Die Regierung 
spielte die Vorfälle herunter und führt diese auf 
die allgemeine durch Al Shabab Rebellen verur-
sachte Unsicherheit im Land zurück. Die Morde 
jedoch geschahen durch gezielte Tötungen einzel-
ner Christen oder durch Anschläge auf Gottes-
dienste. Mehr als 10 Kirchen wurden in Brand 
gesetzt oder niedergebrannt, durch Sprengsätze 
zerstört oder ihr Eigentum wurde verwüstet. Dies 
geschah hauptsächlich in den nordöstlichen Regio-
nen und an der Küste, manches auch in Nairobi. 
Einige Christen sind aus muslimisch dominierten 
Gebieten fortgezogen, um weiteren Attacken zu 
entgehen. 
 
Kenia ist mit Somalia durch eine lange, aber durch-
lässige Grenze verbunden. Die Bewohner beidseits 
der Grenze haben den gleichen Stammeshinter-
grund. Ein Experte von Open Doors dazu: «Die 
Menschen hier sind begierig darauf, eine islami-
sche Kultur wie in Somalia aufzubauen, mit der 
Scharia als Rechtssystem für das gesamte Gebiet». 
Obwohl also Kenia ein mehrheitlich christliches 
Land ist, erleiden die Christen in den muslimisch 
dominierten Regionen hohe Intoleranz und Feind-
seligkeit. Christen mit muslimischem Hintergrund 
müssen – wie in Somalia – fliehen oder ihren Glau-
ben im Verborgenen leben.  
 

Die Region um Nairobi erfährt ebenso gewaltsame 
Übergriffe, meist in Form von Angriffen auf Kir-
chen. Obwohl die Küstenregion mit den Bezirken 
Kwale, Mombasa, Kilifi, Tana Fluss und Lamu dem 
Republikanischen Rat Mombasa (MRC) untersteht 
– einem der Hauptbetreiber der Islamisierung in 
Kenia – ist die Anzahl gewaltsamer Übergriffe dort 
eher niedrig. Einem Open Doors Experten zufolge 
«hofieren die Gemeinden den MRC, ohne die ein-
deutig islamistischen Untertöne des MRC zu er-
kennen. Der MRC wiederum will es sich mit den 
lokalen Pastoren und Kirchen nicht verderben, da 
er deren Wählerstimmen benötigt». Dadurch wird 
viel, wenn auch nicht alle Gewalt von der Küsten-
region ferngehalten. 
 
In dem mehrjährigen Prozess der Erarbeitung einer 
neuen Verfassung, die 2010 ratifiziert wurde, ha-
ben muslimische Leiter die Regierung unter Druck 
gesetzt, dem Islam mehr Anerkennung zu geben, 
da dieser eine Minderheitenreligion sei, die es zu 
schützen gilt und weil das Christentum gegenüber 
dem Islam immer bevorzugt worden sei. Interes-
sengruppen für Menschenrechte (nicht alle musli-
misch) arbeiten in dieselbe Richtung wie muslimi-
sche Geistliche und Gesetzgeber des Parlaments, 
die muslimische Rechte oder den Islam nach vorne 
bringen wollen.  
 
Als ganz bedeutende Forderung für die neue Ver-
fassung sollte den Muslimen das Recht eingeräumt 
werden, dass im ganzen Land – also auch in musli-
misch schwach besiedelten Regionen – islamische 
Familiengerichte (sogenannte Kadi Gerichte) ein-
gerichtet werden sollten. Und so ist es geschehen. 
Analysten aus Kenia sind besorgt: «Nun sind die 
Kadi Gerichte in der Verfassung. Da sie dies er-
reicht haben, werden sie noch mehr fordern. Diese 
Bezirke können nun die Scharia anwenden». Die 
Analysten nennen zudem 10 Bezirke mit hoher 
muslimischer Bevölkerung – von Kwale im Südos-
ten bis Marsabit im Nordwesten und alle Bezirke 
im Osten – die mit dem Gedanken spielen, sich als 
Gesamtheit von Kenia zu lösen, ähnlich wie Nord-
nigeria und Südnigeria. 
 
Die Zukunft der Gemeinde in Kenia ist besorgniser-
regend. Die Angst unter den Christen nimmt rasch 
zu. Der islamistische Drang ist vielfältig und stark. 
Einem Experten zufolge «wirkt die Regierung 
ängstlich und weiß nicht, wie sie mit diesem Drän-
gen umgehen soll. So gibt sie allzu leicht Forderun-
gen nach, auch auf Kosten der Gemeinden». Wird 
die Küstenregion wegbrechen? Falls das geschieht, 
stehen den Christen schwere Zeiten bevor. Wird 
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der Islamismus noch weiter vom restlichen Kenia 
Besitz ergreifen? Dies gilt als gut möglich, da diese 
Prozesse im Land eher regional als national ablau-
fen. Tansania sieht sich gleichen Herausforderun-
gen durch die Islamisten gegenüber. Auf der einen 
Seite gibt es Verfassungsänderungen in Kombinati-
on mit einer Durchdringung aller gesellschaftlichen 
Bereiche und gleichzeitig gewaltsame Übergriffe 
gegen Christen und Kirchen. Auf der anderen Seite 
drängt eine starke Separatistenbewegung auf die 
Errichtung eines Scharia Staates in einem Teil des 
Landes. Uganda ergeht es nicht viel anders, aller-
dings trifft hier nur der erste Punkt zu. Die Absicht 
ist, die gesamte Region dem «Haus des Islam» 
zuzuführen – das ließe großen Schaden für die 
Christen und Kirchen erwarten. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

Komoren Platz 41: 
 
Die Verfassung der islamischen Republik Komoren 
erkennt jedem Menschen zwar Religionsfreiheit zu. 
Doch nach einer im Mai 2009 durchgeführten 
Volksbefragung wurde die Verfassung des Insel-
staates im Indischen Ozean geändert und das Land 
als islamischer Staat ausgerufen.  
 
Dieser Schritt bedeutet eine starke Einschränkung 
der Religionsfreiheit. Das Strafrecht verbietet die 
Werbung für den Übertritt zu einer anderen Religi-
on als dem Islam. Jeder Apostat (Abgefallener vom 
Islam) kann strafrechtlich verfolgt und vor Gericht 
gestellt werden. In der Praxis wird das islamische 
Recht (Scharia) bisher noch nicht umgesetzt. 
 
Christen muslimischer Herkunft leben ihren Glau-
ben daher im Verborgenen und treffen sich heim-
lich in Untergrundgemeinden. Nur Ausländern ist 
es erlaubt, sich zu versammeln. Die Polizei ist 
wachsam und vernimmt verdächtige Ausländer 
eingehend. Die öffentliche Verteilung von Bibeln 
und christlicher Literatur oder der Versuch, Musli-
me zu bekehren, wird mit Geld- oder Freiheitsstra-
fen bestraft. Ausländische Christen können ausge-
wiesen werden.  
 
Die einheimische muslimische Mehrheitsgesell-
schaft übt enormen Druck auf nicht-muslimische 
Bürger und Ausländer aus, damit sie auf den 
Komoren, vor allem während des Ramadans, isla-
mische Riten praktizieren. Dies schüchtert Nicht-
Muslime ein, so dass sie ihre Gottesdienste in Ab-
geschiedenheit feiern. Eine derartige Härte vonsei-

ten der Gesellschaft ist ungewöhnlich. Die meisten 
Bürger kennen einander gut und gehen unabhän-
gig vom Glauben friedlich miteinander um. Der 
Einfluss radikaler Elemente aus dem Iran veranlasst 
jedoch Muslime in örtlichen Moscheen dazu, hin-
sichtlich christlicher Aktivitäten wachsam zu sein. 
Ein Informant äußerte gegenüber Open Doors: «Sie 
verunglimpfen den christlichen Glauben fortwäh-
rend, schüren die Emotionen und fördern so Ver-
folgung». 
 
Christen muslimischer Herkunft gelten nach vor-
herrschender Meinung als «Abtrünnige vom Islam» 
und können aufgrund ihres neuen Glaubens ge-
schlagen, verhaftet oder gar aus ihren Familien 
verbannt werden. Den Islam zu verlassen und 
Christ zu werden, ist für einen Muslim eine gefähr-
liche Entscheidung und gemäß dem islamischen 
Recht ein todeswürdiges Verbrechen.  
  
Doch haben Christen muslimischer Herkunft auf 
dem Komoren dem Verfolgungsdruck widerstan-
den. In einigen Teilen der Gesellschaft genießen sie 
jetzt mehr Akzeptanz als früher. Ein Beispiel: Auf 
Grande Comore, der größten Insel der Komoren, 
müssen die Christen zwar weiter im Untergrund 
anbeten. Doch während Verwandte deren neuen 
Glauben akzeptiert haben, sind andere Teile der 
Gesellschaft wie Polizei, extremistische Kräfte oder 
leitende muslimische Geistliche aus Moscheen 
dafür nicht offen. In der Region Anjouan, eine der 
drei Hauptinseln der Republik, insbesondere in der 
Stadt Musamadu, ist bekannt, wer Christ ist und 
wo sich eine Gruppe trifft. Niemand geht hier ge-
gen die Gläubigen vor. Diesen positiven Beispielen 
steht jedoch der Druck der Mehrheitsgesellschaft 
gegenüber, die muslimische Sitten und Riten 
streng hütet.  
 
Landesexperten von Open Doors berichten: «In der 
Vergangenheit haben die Komoren politische Sta-
bilität erlebt. Dadurch fühlen die Christen sich 
relativ sicher, da die Gesetze stärker eingehalten 
werden als in der unsicheren Zeit während der 
Putsche. Zur Zeit erleben die Komoren Wellen der 
Modernisierung, des Säkularismus und einer «sor-
genfreien» Einstellung, die nicht auf eine Zunahme 
der Verfolgung durch den Islam hindeuten. Trotz-
dem sind das Auftauchen einer extremistischen 
islamischen Sekte und der Einfluss von Ländern wie 
dem Iran besorgniserregend. Sie drängen auf die 
Ausübung einer radikalen Form des Islam und 
wenn sie die ihrer Ansicht nach wahre islamische 
Kultur etabliert haben, werden sie auch mit Si-
cherheit strikter gegen Christen vorgehen». 
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Doch in der Zwischenzeit wächst die Gemeinde 
langsam, aber stetig. Nicht nur die Zahl der Gläubi-
gen nimmt zu, sondern auch ihr Mut und ihre Be-
reitschaft, das Evangelium weiter zu verbreiten. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

Malaysia Platz 42: 
 
Malaysia ist ein Land, in dem versucht wird, das zu 
bewahren, was als nationales und kulturelles Erbe 
angesehen wird. Malaie zu sein, heißt Muslim zu 
sein und umgekehrt. Malaysier anderer ethnischer 
Zugehörigkeit, wie Chinesen oder Inder, können 
Buddhisten, Hindus oder Christen sein oder auch 
anderen Religionen angehören, aber ein Malaie 
hat Muslim zu sein. Damit verbunden hat sich 
extremistisches Reden und Handeln in der Politik 
eingebürgert. Auf den Islam zu vertrauen bringt 
Wählerstimmen – aber es geht um mehr als das. 
 
In den Augen des Premierministers Najib Razak 
wird der Islam die Politik immer «übertreffen». Er 
hat das Volk dazu aufgerufen «den Islam, den 
Glauben der Anhänger, die Lehren und die islami-
schen Gesetze und Institutionen zu schützen», um 
Uneinigkeit und die Ausbeutung durch die «Fein-
de» zu verhindern. Diese Aussage machte er wäh-
rend der Landesfeierlichkeiten anlässlich des Ra-
madan im August 2012. Zeitgleich wurde auch der 
Versuch zweier Europäer bekannt, ihren Glauben 
im Bundesstaat Penang zu lehren. Der islamisch-
religiöse Rat in Penang wurde angehalten, ange-
messene Schritte gegen nicht-muslimische, aus-
ländische Touristen einzuleiten, die ihren Glauben 
im Land verbreiten wollen. In einer anderen Rede, 
einige Tage bevor das islamische Fest begann, 
warnte Najib davor, dass ein allgemeiner Libera-
lismus eine große Bedrohung für das Land darstel-
le. «Pluralismus, Liberalismus? All diese '-ismen' 
sind islamfeindlich und es ist unumgänglich, dass 
wir sie bekämpfen», sagte er vor über 10.000 isla-
mischen Anführern. Auch Najibs Unterstützung der 
Menschenrechte hat Grenzen, wenn er sagt, dass 
sich diese Rechte «innerhalb der Grenzen des Is-
lams» halten müssen. 
 

Aus diesem Grund geht die Verfolgung im Land 
hauptsächlich vom islamischen Extremismus aus. 
Obwohl Gemeinden nicht verboten sind, und die 
Gläubigen ihrem christlichen Glauben entspre-
chend leben, sind sich die Christen darüber einig, 
dass sie sehr vorsichtig sein müssen, weil ihre Got-
tesdienste beobachtet und veröffentlichte Mate-

rialien von den Behörden kontrolliert werden. 
Mission und das Bezeugen des Glaubens vor ande-
ren ist für die Christen nur unter großer Vorsicht 
möglich; Konvertiten in die Gemeinde aufzuneh-
men ist streng verboten. 
 

Auf den Konvertiten liegt deshalb die größte Last 
der Verfolgung in Malaysia. Allen Malaysiern steht 
es frei zu konvertieren, nur nicht den Malaien. Die 
Konvertierung zu einem anderen Glauben ist in 
Malaysia mit dem Erreichen der Volljährigkeit 
erlaubt, wobei sich diese Erlaubnis auf die Nicht-
Malaien beschränkt. 
 

Tatsächlich ist es für einen malaiischen Muslim fast 
unmöglich, sich zum Christentum zu bekennen. 
Der Versuch, zu einer anderen Religion zu konver-
tieren, ist Muslimen verboten. In fünf Bundesstaa-
ten – Perak, Malakka, Sabah, Terengganu und 
Pahang – ist Konvertieren ein Verbrechen und 
kann mit einem Bußgeld oder Gefängnis bestraft 
werden. In Pahang können verurteilte Konvertiten 
auch mit bis zu sechs Stockschlägen bestraft wer-
den.  
 

Offiziell ist in der Verfassung Religionsfreiheit ver-
ankert. Trotzdem haben Richter in den letzten 
Jahren sehr persönliche Interpretationen der Ver-
fassung vertreten. Als Ergebnis dieser Entwicklung 
müssen die Menschen, die ihre Religionszugehö-
rigkeit auch in ihren Dokumenten vom Islam zu 
irgendeiner anderen Religion ändern möchten, vor 
ein Scharia-Gericht. Dadurch stimmen die tatsäch-
liche Situation im Land und die verfassungsrechtli-
che nicht immer überein. Im März 2012 hat ein 
Mitglied eines Regionalparlamentes die föderale 
Regierung gedrängt, ein Gesetz gegen Apostasie zu 
erlassen, um einem angeblichen Anstieg an 
Apostasie unter den Muslimen entgegenzutreten. 
Außerdem haben 21 islamische Nicht-Regierungs-
Organisationen (NGOs) die Regierung gebeten, 
Anti-Apostasie-Gesetze zu erlassen. Eine Metho-
distenkirche wurde überfallen, weil vermutet wur-
de, dass hier aktiv Muslimen das Evangelium ver-
kündet wurde.  
 

Wenn Konvertiten entdeckt werden, werden sie in 
ein Umerziehungszentrum geschickt, wo sie fest-
gehalten werden können, bis sie zustimmen, wie-
der zum Islam zurückzukehren. Aus diesem Grund 
müssen viele Gläubige muslimischer Herkunft ihre 
Familien und Gemeinschaften verlassen, einige 
waren sogar gezwungen, außer Landes zu gehen. 
Malaysia ist aktiv damit beschäftigt, die Provinz 
Sarawak zu islamisieren, indem Gelder zur Verfü-
gung gestellt werden und die Politik der «Dakwah» 
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(eine islamische Missionsstrategie) gefördert wird. 
Dieses Programm heißt «Unit Saudara Kita» (USK) 
oder «Our brothers Unit».  
 

Aufgrund der Tatsache, dass der Islam im Land als 
identitäts- und einheitsstiftend gesehen wird, ist 
eine Entspannung der Lage für die christliche Min-
derheit nicht zu erwarten. Viel hängt von den Er-
gebnissen der nächsten Wahlen ab, die für das 
Frühjahr 2013 geplant sind. Wenn die moderate 
Opposition gewinnt, könnten sich die Dinge zum 
Besseren wenden. Doch selbst in diesem Fall ist 
eine liberalere Einstellung gegenüber den Christen, 
vor allem hinsichtlich der Konvertierung, nicht zu 
erwarten. 
 

Malaysia ist noch relativ neu auf dem Weltverfol-
gungsindex. Das Land ist 2004 in die Liste aufge-
nommen worden und hat sich zwei Folgejahre 
knapp gehalten. Die Aufnahme verdankte es einer 
ansteigend feindlichen Rhetorik, besonders in der 
Politik und der andauernden sozialen Überzeu-
gung, dass Malaien Muslime zu sein haben. Dazu 
kommt, dass der Druck auf Konvertiten, beispiels-
weise durch Umerziehungscamps, steigt. Christli-
che Minderheiten genießen verhältnismäßig große 
Freiheiten in Bezug auf Gottesdienste und ihre 
Lebensgestaltung, aber sie müssen immer vorsich-
tig sein, was sie sagen und tun.  
 

zurück zu Länderübersicht 
 
 

Dschibuti Platz 43: 
 
Die Mehrheit der Einwohner gehört dem Islam an. 
Die Verfassung garantiert die freie Religionsaus-
übung. Die Weitergabe des christlichen Glaubens 
ist zwar offiziell nicht verboten, wird jedoch miss-
billigt. Sowohl die Regierung als auch gesellschaft-
liche Gruppen wollen den islamischen Charakter 
des Landes schützen. Doch offenbar betreiben die 
eigene Familie von Konvertiten und die örtliche 
Gemeinschaft die Verfolgung aktiver als die Regie-
rung.  
 
Hauptquelle der Verfolgung ist der islamische Ext-
remismus und die Paranoia des Diktators. Dem 
Religionsfreiheitsbericht (IRF) des US-
Außenministeriums vom Juli bis Dezember 2010 
zufolge «schützen die Verfassung und andere Ge-
setze sowie die Staatsführung die Religionsfreiheit. 
In der Praxis setzte die Regierung diese Schutzvor-
kehrungen im Allgemeinen durch». Obwohl der 
Islam Staatsreligion ist, hat die Regierung dem IRF-

Bericht zufolge «den Personen keine Sanktionen 
auferlegt, die sich entschlossen, die islamischen 
Lehren zu ignorieren oder andere Glaubensrich-
tungen zu praktizieren». Das Fazit des IRF im Hin-
blick auf Familienfragen trübt diesen Eindruck 
jedoch: «Die Regierung gestattet nur nicht-
muslimischen ausländischen Einwohnern eine 
standesamtliche Ehe. Muslime werden im Rahmen 
einer religiösen Zeremonie verheiratet. Ein Nicht-
muslim darf eine muslimische Frau nur nach der 
Bekehrung zum Islam ehelichen». Nach dem Fami-
lienrecht «ist ein Hindernis für die Eheschließung 
gegeben, wenn eine muslimische Frau beabsich-
tigt, einen Nichtmuslim zu heiraten». 
 
Die christliche Gemeinschaft in Dschibuti unterteilt 
sich in mehrere tausend Katholiken und eine klei-
nere Gruppe Protestanten und Orthodoxe. Die 
meisten Christen sind Ausländer; es gibt mehrere 
Kirchen und andere Versammlungsstätten. Religiö-
se Organisationen müssen regelmäßig ihre Aner-
kennung erneuern lassen und ihre Ziele darlegen. 
Religiöse Gruppen dürfen frei auf den Gebieten der 
Gesundheitsvorsorge und der Schulbildung tätig 
sein. In staatlichen Schulen gibt es keinen Religi-
onsunterricht.  
 
Aufgrund von begrenzten Informationen ist es 
schwierig, die Haltung der Regierung Christen ge-
genüber genau zu bestimmen, besonders gegen-
über Christen muslimischer Herkunft. Ausländische 
Christen und die Äthiopische Orthodoxe Kirche 
werden kaum in ihren Aktivitäten eingeschränkt 
und sind toleriert. Trotz ihrer unterschiedlichen 
Religionen leben die Einwohner von Dschibuti und 
der äthiopischen Minderheit seit Jahrhunderten 
friedlich zusammen und tolerieren den Glauben 
des jeweils anderen. Doch Christen muslimischer 
Herkunft sind regelmäßig gesellschaftlichem 
und/oder familiärem Druck ausgesetzt. 
 
In den überwiegend islamischen Ländern Schwarz-
afrikas ist die Abkehr vom Islam ein unüberwind-
bares soziales Stigma. Einwohner von Dschibuti, 
die Christen werden, müssen ihre Abkehr vom 
Islam geheim halten. In den meisten Fällen würden 
Konvertiten von ihren Familien, ihrem Stamm und 
der Gesellschaft verstoßen werden. Es gibt jedoch 
kaum Berichte, dass Kirchen angegriffen worden 
sind oder gewaltsam geschlossen wurden. 
 
zurück zu Länderübersicht 
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Tadschikistan Platz 44: 
 
In Tadschikistan herrscht laut Verfassung Religions-
freiheit. Die Behörden sind wegen des gestiegenen 
Interesses an einer fundamentalen Auslegung des 
Islam unter jungen Menschen besorgt. Sie haben 
beispielsweise beharrlich eine Kampagne gegen 
das Tragen des Hijab (des islamischen Kopftuchs) 
geführt. Verschiedene islamische Bewegungen und 
Denkschulen wurden in den vergangenen Jahren 
verboten, u. a. die Salafi-Bewegung.  
 
Die Verfolgung der Christen geht hauptsächlich 
von der Regierung aus. Die Hauptquelle ist die 
Paranoia des Diktators, die das Ziel hat, die beste-
henden Machtverhältnisse zu bewahren. Islamisch-
radikale Motive spielen dabei keine Rolle. Die herr-
schende Elite unter Präsident Rahmon wird alles 
tun, um an der Macht zu bleiben. Man kann zwar 
nicht behaupten, es gebe keine islamischen Extre-
misten im Land, die blutigen Auseinandersetzun-
gen in der Gorno-Badakhshan Region im Juli 2012 
zeigen das Gegenteil; jedoch lagen keine Berichte 
vor, das die kleine christliche Gemeinschaft von 
ihnen angegriffen wurde. 
 
Die Regierung bekämpft die extremistischen Ein-
flüsse noch aus einem anderen Grund, der typisch 
für Zentralasien ist: Korruption ist weit verbreitet 
und eine weitere Quelle der Verfolgung. Es wird 
jede Instanz bekämpft, welche die Bemühungen 
der politischen Elite, reich zu werden, auch nur 
potenziell gefährden könnte. Daher kommen auch 
Christen in den Fokus der Behörden.  
Christen muslimischer Herkunft werden vereinzelt 
tätlich angegriffen und drangsaliert; sie werden 
überwacht und unter Druck gesetzt, ihren christli-
chen Glauben aufzugeben. Eine Quelle der Verfol-
gung ist die Familie und auch die Gesellschaft als 
Ganzes.  
 
Ein weiterer Schritt der Regierung zur religiösen 
Kontrolle ist die Einführung eines neuen Religions-
gesetzes, das am 1. April 2009 offiziell in Kraft 
getreten ist. Damit werden alle Religionsgemein-
schaften unter die Kontrolle der Regierung gestellt. 
Kritiker sehen darin eine Beschränkung der Rechte 
von Muslimen und Nichtmuslimen, die mit der 
Verfassung nicht übereinstimmen. Das neue Ge-
setz legt z.B. fest, wo und wie viele Gebäude einer 
Religionsgemeinschaft errichtet werden dürfen. Es 
gestattet staatliche Einmischung bei der Ernen-
nung von Geistlichen. 
 

Die neuen Religionsgesetze unterscheiden streng 
zwischen staatlich registrierten und nicht re-
gistrierten Gemeinden. Unklar ist, wie strikt die 
neuen Verordnungen umgesetzt werden, doch in 
Anbetracht der bisherigen Erfahrungen der Chris-
ten scheint eine weitere Verschlechterung mög-
lich. Voraussetzung für die Registrierung einer 
Gemeinde ist beispielsweise, dass mindestens zehn 
Mitglieder volljährige Bürger (über 18 Jahre) von 
Tadschikistan sind. Die persönlichen Daten der 
Mitglieder müssen eingereicht werden. Die lokale 
Behörde muss schriftlich bestätigen, dass die An-
hänger der religiösen Gemeinschaft nicht weniger 
als fünf Jahre lang in der Gegend bzw. dem Sitz der 
religiösen Gemeinschaft wohnen. Als Teil des Re-
gistrierungsvorgangs sind Informationen über die 
Grundlagen der religiösen Lehre einschließlich 
einer Geschichte der Religion, den Arten ihrer 
Aktivitäten sowie ihrer Ansichten zu Bildung, Ge-
sundheit und Ehe vorzulegen, zusammen mit den 
Protokollen der Gründungssitzung. Alle religiösen 
Gemeinschaften mussten sich bis zum 1. Januar 
2010 registrieren lassen. Wer diese Frist versäumt 
hat, versammelt sich illegal. 
 
Im Juli 2012 wurde ein weiteres Gesetz erlassen, 
das tadschikischen Bürgern verbietet, im Ausland 
eine religiöse Ausbildung zu erwerben, religiöses 
Gedankengut zu predigen oder zu lehren oder 
Verbindungen mit ausländischen religiösen Organi-
sationen zu knüpfen. Obwohl sich dieses Gesetz 
auf jede Religion bezieht, also auch auf islamische 
Minderheitsgruppen, sind Christen davon beson-
ders stark betroffen, da es in Tadschikistan keine 
Bibelschule oder ein Schulungszentrum gibt. Jede 
Schulung muss außerdem den örtlichen Behörden 
gemeldet werden. 
 
Das Gesetz unterwirft religiöse Literatur staatlicher 
Zensur. Das Komitee für religiöse Angelegenheiten 
muss alle im Land veröffentlichte und auch impor-
tierte religiöse Literatur genehmigen und regelt die 
Menge an Publikationen, die schließlich in den 
freien Verkehr gehen. Religiöse Aktivitäten und die 
Erziehung von Kindern werden gemäß den eigenen 
religiösen Überzeugungen eingeschränkt. Ob häus-
liche Versammlungen verboten sind, ist im Gesetz 
nicht klar geregelt. Kontakte mit anderen religiö-
sen Organisationen müssen staatlich genehmigt 
werden. Religiöse Organisationen brauchen die 
Genehmigung des Komitees für religiöse Angele-
genheiten, um Ausländer einzuladen oder an reli-
giösen Konferenzen außerhalb des Landes teilzu-
nehmen. 
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Im August 2011 führten die Behörden ein neues 
«Gesetz über die elterliche Verantwortung» ein, 
das Eltern für die religiösen Aktivitäten ihrer Kinder 
voll verantwortlich macht. Dieses Gesetz macht 
Tadschikistan, verglichen mit den anderen zentral-
asiatischen Staaten, einzigartig – weniger im Alltag, 
sondern vielmehr in den Bereichen den Rechtspre-
chung und der ideologischen Ausrichtung. In der 
Vergangenheit war es schon mühsam, gemeindli-
che Aktivitäten wie Kindergottesdienste oder Ju-
gendcamps durchzuführen. Doch jetzt untersagt 
das neue Gesetz jegliche Teilnahme von Personen 
unter 18 Jahren an religiösen Aktivitäten mit Aus-
nahme von Beerdigungen. In der Praxis dürfen 
etwa muslimische Kinder nicht mehr am Fest des 
Fastenbrechens (Zuckerfest) zum Ende des Rama-
dan teilnehmen. Kinder können Religionsunterricht 
nur in Einrichtungen bekommen, die eine staatli-
che Lizenz besitzen. Über die Hälfte der Bevölke-
rung Tadschikistans ist unter 18 Jahren. Sogar 
Eltern, die gegen diese Verordnung verstoßen, 
müssen mit empfindlichen Geldbußen und sogar 
Haftstrafen zwischen fünf und acht Jahren rech-
nen.  
 

Die Regierung geht selten gewaltsam gegen Kir-
chen vor, aber ab und zu werden in Gemeindehäu-
sern Razzien durchgeführt, Christen körperlich 
verletzt, oder aus ihren Dörfern vertrieben. Beson-
ders Christen muslimischer Herkunft erleben diese 
Art von Verfolgung. Indem die Regierung die be-
reits bestehenden Gesetze anwendet und sie voll-
streckt, übt sie zusätzlichen Druck auf die christli-
che Minderheit aus. 
 

Es ist nicht ersichtlich, woher eine Verbesserung 
der Situation der christlichen Minderheit kommen 
sollte. Die durch den Abzug der internationalen 
Truppen aus Afghanistan 2014 zu erwartenden 
Veränderungen werden auch auf Tadschikistan 
Auswirkungen haben, das mit dem Land eine lange 
gemeinsame Grenze hat. 
 

zurück zu Länderübersicht 
 

 

Indonesien Platz 45: 
 

Indonesien ist gemessen an der Bevölkerungszahl 
das Land mit den meisten Muslimen. Das Land 
wird durch religiöse Konflikte erschüttert, die 
überwiegend von islamischen extremistischen 
Organisationen geschürt werden. Einige radikale 
islamische Organisationen, wie die Hizbut-Tahrir 
Indonesia, die Islamic Defender Force (FPI) und die 

Islamic Front (FUI), verwenden eine strenge und 
exklusive Auslegung ihrer Religion, um die Einfüh-
rung der Scharia und Rechtsverletzungen gegen 
andere religiöse Minderheiten zu rechtfertigen.  
 

Die Verfassung Indonesiens garantiert jedem Bür-
ger Religionsfreiheit und damit das Recht, eine 
beliebige Religion zu wählen und zu praktizieren. 
Allerdings erkennt die Regierung nur sechs Religio-
nen an: Islam, Katholizismus und Protestantismus, 
Hinduismus, Buddhismus und Konfuzianismus.  
 

Die Situation für die Christen in Indonesien hat sich 
bedeutend verschlechtert. Christen sehen sich 
mehr und mehr Intoleranz, Feindseligkeiten und 
Verfolgung ausgesetzt.  
 

Die Religionsfreiheit wird durch intensive Islamisie-
rungskampagnen – hinter denen extremistische 
und fanatische Bewegungen und Gruppen stehen – 
bedroht. Die Regierung tut sich schwer, gegen 
diese Aktivitäten vorzugehen. Häufig dulden Be-
hörden Diskriminierung und Übergriffe auf religiö-
se Minderheiten und belangen die Verantwortli-
chen nicht. Die islamistischen Gruppierungen beru-
fen sich zur Schließung von Kirchengebäuden auf 
ein Gesetz, wonach die Mehrheit der Nachbar-
schaft mit dem Betrieb einer Kirche einverstanden 
sein muss. Doch selbst, wenn die Christen die er-
forderliche Anzahl Unterschriften in der Nachbar-
schaft sammeln, geben die örtlichen Behörden 
häufig den demonstrierenden Extremisten nach. In 
jüngster Zeit sind auch vermehrt tätliche Angriffe 
auf Christen zu verzeichnen. Ein örtlicher Schwer-
punkt ist dabei die Provinz West Java mit dem 
Großraum Jakarta.  
 

Bis 2010 haben mehr als 50 Regierungsbezirke 
(eine Ebene unterhalb der Provinzregierung) in 16 
von insgesamt 33 Provinzen Indonesiens an die 
Scharia angelehnte Nebengesetze erlassen. Eine 
andere Quelle spricht von 151 Nebengesetzen, die 
im Zeitraum von 1999 bis 2009 in 24 Provinzen 
erlassen wurden. Diese Gesetze regeln den Moral-
kodex und das religiöses Leben, etwa hinsichtlich 
Prostitution, Glücksspiel, Alkoholgenuss, Pornogra-
fie, Korankenntnis und muslimischer Kleiderord-
nung. Die Provinz Aceh ist derzeit die einzige Regi-
on, in der das islamische Recht (Scharia) gilt, doch 
die Zahl lokaler Gesetze, die von islamischen Vor-
schriften beeinflusst sind, hat sich erhöht. Die 
Regierung lässt hierbei – entgegen ihrer ursprüng-
lichen Zusage – örtlichen Behörden völlige Freiheit. 
2010 hat zudem der Oberste Gerichtshof entschie-
den, dass die umstrittenen Blasphemiegesetze des 
Landes nicht aufgehoben werden müssen.  
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Besonders islamistische Gruppierungen setzen 
Christen unter Druck. In manchen Regionen tole-
rieren muslimische Bewohner keine Christen, etwa 
in einem überwiegend muslimischen Dorf. Gebäu-
de von Hauskirchen werden abgerissen, selbst 
wenn eine staatliche Genehmigung für die Ge-
meinde vorliegt. Christen werden angegriffen, von 
islamischen Bewegungen eingeschüchtert oder an 
der Durchführung ihrer Gottesdienste gehindert. 
Es ist eine Zunahme sowohl bei Anzahl als auch bei 
Intensität der Übergriffe festzustellen.  
 
Zum ersten Mal in der Landesgeschichte erlebte 
die christliche Minderheit einen Anschlag durch 
einen Selbstmordattentäter. Am 25. September 
2011 attackierte ein 31-jähriger Muslim die Christ-
liche Gemeinde Bethel Injil Sepuluh in Keputon, 
Solo, auf Java. 27 Menschen wurden dabei ver-
letzt; der Attentäter starb. Wäre er etwas früher 
gekommen oder hätte er einen anderen Kirchen-
eingang benutzt, so läge die Zahl der Opfer weitaus 
höher.  
 
Im Vergleich zu 2011 lagen 2012 mehr Berichte 
über Schließungen von Kirchen sowie Angriffe auf 
Kirchen oder Eigentum von Christen vor. Im Mai 
2012 wurden in der Region Aceh 18 Kirchen ge-
schlossen, was auf ein neues Level von Feindselig-
keiten gegenüber Christen hindeutet. Die wach-
sende Zahl radikaler islamischer Organisationen 
beeinflusst die Existenz der Kirchen in Indonesien, 
indem stärkerer Druck auf Gläubige und Kirchen 
ausgeübt wird.  
 
Das Forschungsinstitut «Setara – Institut für Frie-
den und Demokratie» in Jakarta veröffentlichte am 
2. Juli 2012 einen Bericht, in dem allein von Januar 
bis Juni 2012 129 Gewaltakte und 179 Verletzun-
gen der Religionsfreiheit aufgezählt wurden. Diese 
Zahlen sind deutlich höher als im gleichen Be-
richtszeitraum von 2011. Vor allem örtliche Behör-
den gehen, laut Bericht, stärker gegen Christen 
vor, schließen Kirchen oder behindern die Durch-
führung von Gottesdiensten. 
 
Der nachsichtige Umgang der Behörden mit den 
Urhebern christenfeindlicher Übergriffe hat einen 
Freiraum für Extremisten geschaffen der die Zu-
kunft der christlichen Minderheit zunehmend 
schwierig erscheinen lässt. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

 

Kolumbien Platz 46: 
 
Formal betrachtet ist das südamerikanische Ko-
lumbien ein modernes demokratisches Land, in 
dem Rechtsstaatlichkeit und Religionsfreiheit ga-
rantiert werden. Doch weite Teile des Landes wer-
den von kriminellen Organisationen, Drogenkartel-
len, Revolutions- und paramilitärischen Truppen 
kontrolliert.  
 
Die Verfassung garantiert Religionsfreiheit. Doch 
kriminelle Organisationen gehen gezielt gegen 
Christen vor. Die Verfolgung wird weithin durch die 
Kombination zweier Elemente angeheizt: Das or-
ganisierte Verbrechen sieht Christen, die öffentlich 
Widerstand gegen kriminelle Machenschaften 
zeigen, als Bedrohung an, insbesondere dann, 
wenn sie sich in Sozialprojekten oder in der Politik 
engagieren. Außerdem ist bekannt, dass der christ-
liche Glaube sich nicht mit ihren Idealen vereinba-
ren lässt. Befürchtet wird der Einfluss der Christen 
auf die Gesellschaft und sogar auf ihre eigenen 
Gefolgsleute, der zum Widerstand gegen ihre Akti-
vitäten führen könnte. Engagierte Christen gelten 
als Feinde oder Verräter. Sie sind oft Ziel von 
Mordkomplotten; immer wieder werden Christen, 
besonders Pastoren bedroht, entführt und ermor-
det. Viele weigern sich, Schutzgelder an Rebellen 
zu zahlen oder wenden sich gegen die Rekrutie-
rung junger Kämpfer aus ihren Gemeinden. Nicht 
wenigen Christen hat ihr Eintreten gegen das orga-
nisierte Verbrechen den Tod gebracht. Christ zu 
werden, ist für einen Guerillero gefährlich. Er kann 
deswegen umgebracht werden. Das Christentum 
steht im Gegensatz zur marxistischen Weltan-
schauung und einer Kultur der Gewalt.  
 
Die stärkste Verfolgung erfahren die auf dem Land 
lebenden indigenen Christen durch Allianzen zwi-
schen der «heidnischen» (nicht-christlichen) Be-
völkerung und paramilitärischen Truppen. Die 
heidnische Bevölkerung erhält materielle Unter-
stützung von Paramilitärs, damit sie die indigenen 
Christen verfolgen können. Die paramilitärischen 
Gruppen (FARC und andere) führen die Bevölke-
rung in die Irre, indem sie behaupten, dass die 
indigenen Christen, ihre Kultur und Traditionen 
zerstören. So instrumentalisiert die FARC die Be-
völkerung quasi als erweiterte Armee, um Christen 
zu terrorisieren. 
 
Die Gebiete indigener Stämme sind in Kolumbien 
durch ein nationales Gesetz geschützt, welches 
ihnen Autonomie bescheinigt. Wegen dieser Auto-
nomieregelung dürfen staatliche Sicherheitskräfte 
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(Polizei und Militär) diese Gebiete nicht betreten. 
Die Regionen werden durch Organisationen der 
Volksgruppen verwaltet, die aber so schwach sind, 
dass sie von Guerillas unterwandert werden. Weil 
die Regierung dort nicht präsent und Rechtsstaat-
lichkeit praktisch nicht gegeben ist, sind diese 
Gebiete zu sicheren Rückzugsgebieten für die Gue-
rilla mit ihrem Drogenhandel geworden. Diese 
Situation trägt zur Verschlimmerung der Christen-
verfolgung bei. 
 
Der radikale Säkularismus, eine weitere Quelle der 
Verfolgung, gewinnt gerade in der Hauptstadt 
Bogotá und anderen wichtigen Städten Kolumbiens 
zunehmend an Einfluss, wie auch in anderen Län-
dern Lateinamerikas. Kennzeichen sind wiederhol-
te Ausbrüche von Intoleranz gegenüber Christen, 
die sich im öffentlichen Leben engagieren. 
 
Die Gewalt in Kolumbien ist allerdings strukturbe-
dingt und in Gebieten ohne Regierungskontrolle 
können Drogenkartelle und illegale bewaffnete 
Truppen weiter ungehindert agieren. Christen 
werden weiter in ihrem Visier sein, da sie sich als 
alternative Stütze der Gesellschaft zeigen und dies 
durch ihr Engagement in sozialen und politischen 
Tätigkeiten unter Beweis stellen. 
 
Laut Berichten, die Open Doors Mitarbeiter erhiel-
ten, wurden 2012 drei Pastoren in Kolumbien er-
mordet. Einer der Pastoren wurde in La Guajira 
von einer kriminellen Organisation ermordet, weil 
er öffentlich gegen die Rekrutierung von Jugendli-
chen aus seiner Gegend als neue Bandenmitglieder 
vorging. In Cordoba wurde ein Pastor von der FARC 
(Revolutionäre Streitkräfte Kolumbiens) vertrieben 
und sein Nachfolger eine Woche später ermordet. 
Ein weiterer Pastor, der ein Rehabilitationszentrum 
leitete, wurde unter ungeklärten Umständen getö-
tet. Über 300 Christen wurden in den Gebieten der 
indigenen Stämme aus ihren Häusern vertrieben, 
einige wurden gefangen genommen und misshan-
delt und einige der Leiter bedroht, wobei Regie-
rungsbehörden diese Handlungen unterstützten. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

Uganda Platz 47: 
 
Uganda ist neu auf dem Weltverfolgungsindex 
(WVI), nachdem es bereits im letzten Jahr beinahe 
auf die Liste gekommen wäre Die Hauptverfol-
gungsgefahr in Uganda geht vom islamischen Ext-
remismus aus. Das Land hat eine islamische Min-

derheit von 12 Prozent und eine christliche Mehr-
heit von 85 Prozent. Im Land gibt es alle vier Aus-
richtungen des Christentums. Im Großteil des Lan-
des begegnet den Christen nicht besonders inten-
sive Feindlichkeit, aber in den islamisch dominier-
ten Regionen des Landes wird stärkerer Druck auf 
die Christen und besonders die Gläubigen muslimi-
scher Herkunft ausgeübt. Anders als in Tansania 
und besonders Kenia gibt es in Uganda erstaunlich 
wenig Gewalt. In der letzten Zeit jedoch ist in 
Uganda unter der muslimischen Jugend die Tab-
ligh-Bewegung auf dem Vormarsch. 
 
Bedeutend für Uganda ist ein hoher Anteil an 
Stammesfeindschaft als Verfolgungsfaktor. Open 
Doors Experten sagen: «Es gibt einen starken Auf-
wind für ‚Lasst uns zu unseren Traditionen zurück-
kehren‘, einer Bewegung im Osten Ugandas (Bugiri 
und Jinja), die Hexenkunst, Menschenopfer und 
das Essen von Menschenfleisch propagiert. Diese 
Bewegung stellt sich komplett gegen die Kirche 
und hat von Anfang an deutlich gemacht, dass es 
das Ziel ist, die Kirche aus diesen Gebieten zu ver-
treiben». Die Kirche sieht sich dem extremen Druck 
dieser Bewegung ausgesetzt. Sie soll sich den dia-
bolischen Praktiken entweder anschließen oder 
sich aus diesen Regionen zurückziehen. Im Übrigen 
ist die muslimische Bevölkerung in dieser Gegend 
sehr stark. 
 
Die Christen muslimischer Herkunft werden vor 
allem in den muslimisch dominierten Regionen 
unter Druck gesetzt, ebenso wie in Regionen mit 
einer nennenswert großen Anzahl muslimischer 
Bevölkerung. Die Unterdrückung hat unterschiedli-
che Quellen. Eine davon sind die fanatischen Be-
wegungen, die aus jungen Menschen bestehen, die 
es sich zur Aufgabe gemacht haben, Konvertiten zu 
belästigen und einzuschüchtern. Druck kommt 
auch aus der lokalen Gemeinschaft. Open Doors 
Experten berichten: «Die muslimische Gemein-
schaft hat Christen muslimischer Herkunft scho-
nungslos verfolgt, nur aus dem Grund, weil sie sich 
vom Islam abgewandt und zu Christus bekehrt 
haben». «Viele Konvertiten sind auch stark von 
ihrer Familie und anderen Verwandten verfolgt 
worden. Dabei werden Missbrauch, Schläge, ver-
suchte Vergiftung, Todesdrohungen, die Verweige-
rung von Zugang zu medizinischer Hilfe und Äch-
tung eingesetzt».  
 
Open Doors Experten sagen auch, dass die Gewalt 
gegen Konvertiten sehr massiv ist. Es ist allerdings 
so, dass die Fälle nicht gemeldet werden, da sich 
die Kirche nicht bewusst ist, dass es sich um die 
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ersten Anzeichen von Verfolgung handelt. Die 
örtlichen Behörden in muslimisch dominierten 
Regionen erhöhen zudem den Druck auf die dort 
lebenden Christen, indem sie ihnen nicht ausrei-
chend helfen, sie aus öffentlichen Ämtern aus-
schließen oder ihnen Aufstiegschancen verwei-
gern. Christen wurden teilweise davon abgehalten, 
Kirchen zu bauen, damit diese Regionen rein mus-
limisch bleiben. In einigen dieser von Muslimen 
dominierten Gebiete sind Hasspredigten von mus-
limischen Klerikern gegen Christen und direkt von 
den Moscheen aus an der Tagesordnung. 
 
Im Berichtszeitraum war das Gewaltniveau niedrig. 
Trotzdem ist die wachsende Stärke der Tabligh-
Bewegung unter der muslimischen Jugend sehr 
besorgniserregend. Laut Experten von Open Doors 
stellt die Tabligh nun eine große Gefahr dar, weil 
die Mitglieder mittlerweile einen Teil der Geschäf-
te kontrollieren, beispielsweise den Transportbe-
reich. Dadurch haben sie viele Möglichkeiten, ihre 
radikalen Aktivitäten weiter auszubauen. Am 24. 
Dezember letzten Jahres haben sie Pastor Umar 
Mulinde brutal angegriffen, ihn mit einer stark 
ätzenden Säure verletzt und versucht, ihn zu töten. 
Viele Konvertiten und einige Pastoren erhielten 
Todesdrohungen von dieser Gruppe. Im August 
2012, während des Ramadan, wurde ein Christ 
zusammen mit seiner Familie vertrieben. Es ist gut, 
dass sie ihn nicht im Haus erwischt haben, man 
kann nicht ausschließen, dass er getötet worden 
wäre.  
 
Die muslimisch dominierten Regionen machen 
nicht mehr als ein Drittel des Landes aus. Obwohl 
die nur 12 Prozent Muslime in Uganda über das 
ganze Land verteilt sind, leben sie in starken Ge-
meinden zusammen in Mbale, Iganga, Jinja, Kam-
pala, Kasese, Bwera und Yumbe. In diesen Regio-
nen sind die Muslime teilweise in der Mehrheit 
und stellen eine große Bedrohung für die Kirche 
und besonders für die Konvertiten dar. Unabhängig 
von den muslimisch dominierten Regionen gibt es 
auch Gebiete, in denen die Muslime einen erhebli-
chen Anteil an der Bevölkerung darstellen. «Erheb-
lich» bedeutet in diesem Fall, dass es viele Musli-
me gibt, und dass sie in der Regel einen großen 
Einfluss beispielsweise auf die Regierung und die 
Politik in dieser Region haben, aber trotzdem nicht 
die Mehrheit stellen.  
 
Die Open Doors Experten berichten, dass sich die 
muslimischen Anführer stark dafür eingesetzt ha-
ben, dass die Mehrheit der Anwälte im Land Mus-
lime sind. Sie haben ein System entwickelt, das es 

muslimischen jungen Männern erleichtert, den 
Eignungstest für die Universität zu bestehen und 
Jurakurse zu belegen. Um für die Jurakurse zuge-
lassen zu werden, muss man im Eignungstest min-
destens 14 Punkte erreichen. Letztendlich wurde 
sichergestellt, dass Islamkunde und Arabisch zwei 
Fächer sind, deren Ergebnisse für den Eignungstest 
herangezogen werden können. Muslimische Stu-
denten bestehen immer, weil die Fächer von Mus-
limen gelehrt und geprüft werden. Durch diese 
Fächer erhalten die muslimischen Studenten be-
reits 12 Punkte und brauchen dadurch nur noch 
zwei Punkte in anderen Fächern oder mit Hausar-
beiten zu erreichen, um den Zulassungstest zu 
bestehen. Diese Tatsache ist deshalb so wichtig, 
weil die muslimischen Anführer Kadi-Courts (Scha-
ria-Gerichte) in die Verfassung integriert und fest-
geschrieben haben und nun dafür kämpfen, diese 
Gesetze auch praktisch umzusetzen. Der Geset-
zesentwurf liegt beim Parlament. 
 
Was mag dadurch zukünftig mit Uganda passieren? 
Der Anstieg der muslimischen Jugendlichen zwi-
schen 10 und 25 Jahren, die den radikalen Lehren 
ausgesetzt sind, ist ein Anzeichen dafür, dass sich 
in Uganda innerhalb der nächsten fünf bis zehn 
Jahre die Verfolgung von Christen verstärken wird. 
«Kindern in Madrassas (islamischen Schulen) wird 
beigebracht, dass sie Juden und Christen umbrin-
gen müssen, um dadurch automatisch in den 
Himmel zu gelangen und alles zu bekommen, was 
damit verbunden ist. Ihnen wird beigebracht, dass 
Amerika, Israel und deren christliche und jüdische 
Verbündete die Feinde sind». Obwohl die Kirche 
‚mutig gegen den Sturm‘ stehen muss, sehen eini-
ge Beobachter aufgrund der wirtschaftlich schwe-
ren Zeiten eine Veränderung des Fokus hin zu 
einem Wohlstandsevangelium. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

Kasachstan Platz 48: 
 
Auf dem Verfolgungsindex ist Kasachstan relativ 
neu. 2009 einmalig auf dem Index gesetzt, kam das 
Land 2012 erneut dazu, nachdem die Regierung 
ihren Druck auf christliche Minderheiten durch 
schärfere neue Religionsgesetze verstärkte. Trotz 
der Tatsache, dass Gläubige und christliche Leiter 
durch diese neuen Gesetze stärker eingeschränkt 
sind, wurde das Land um einige Plätze herunter 
gestuft und schaffte es kaum auf den Index. Das 
bedeutet jedoch nicht, dass sich die Situation in 
Kasachstan verbessert hat. Dass das Land im Index 
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einige Plätze verlor, liegt vor allem daran, dass sich 
die Lage der Christen in anderen Ländern deutlich 
verschlechterte und zusätzlich mehrere andere 
Länder neu auf den Index gesetzt wurden. 
 
Die kasachische Verfassung garantiert Religions-
freiheit, wenngleich diese in der Praxis durch Ge-
setze und Verordnungen sowie behördliche Willkür 
beschränkt wird. Die Mehrheit der Kasachen ge-
hört dem Islam an. In den vergangenen Jahren ist 
in dem zentralasiatischen Land eine verstärkte 
Kontrolle sämtlicher religiöser Aktivitäten zu be-
obachten. Hintergrund ist die Angst vor einer Zu-
nahme des islamischen Extremismus. In letzter Zeit 
gab es in Kasachstan über 100 Vorfälle von radikal-
islamistischem Extremismus, die allerdings nicht 
speziell gegen Christen gerichtet waren, der be-
kannteste der Bombenanschlag im Oktober 2011. 
Daher verstärkt die Regierung ihren Druck auf 
religiöse extremistische Gruppen, was in den 
nächsten Jahren wahrscheinlich auch die christli-
che Minderheit beeinflussen wird. 
 
Daher wurden im September 2011 vom Parlament 
zwei Gesetze erlassen, welche die Religionsfreiheit 
weiter einschränken. International wurde diese 
Maßnahme stark kritisiert. Diese Gesetze ähneln 
stark den Religionsfreiheit einschränkenden Geset-
zen, die in anderen Ländern Zentralasiens bereits 
in Kraft sind. In Kasachstan sind die Verordnungen 
seit Oktober 2011 in Kraft. Der Name der Gesetze 
ist Programm: Das «Gesetz zu Religionsausübung 
und religiöse Gemeinschaften» und ein weiteres 
Gesetz, eine Sammlung mit Auswirkung auf neun 
andere Gesetze, beschäftigen sich mit Religion. Es 
ist bezeichnend, dass der Begriff «Freiheit» in den 
Titeln nicht auftaucht, im Unterschied zu den Vor-
läufern aus dem Jahr 1992. Die Gesetze zielen 
darauf ab, den extremistischen Islam einzudäm-
men, doch nicht-registrierte christliche Gemeinden 
leiden ebenfalls darunter. Auf größere orthodoxe 
Kirchen scheinen die Gesetze bisher weniger Aus-
wirkung zu haben. Den größten Anteil der christli-
chen Gemeinschaft bildet die russisch-orthodoxe 
Kirche. Zudem gibt es katholische und protestanti-
sche sowie mennonitische Christen und Angehöri-
ge anderer Gruppen.  
 
Jegliche staatlich nicht genehmigte religiöse Grup-
pe oder Aktivität ist verboten. Die Verordnungen 
fordern von religiösen Gruppierungen eine erneute 
Registrierung. Das stellt insbesondere für einige 
kleinere christliche Glaubensgemeinschaften eine 
unüberwindliche Hürde dar. Das System aus vier 
Ebenen der Registrierung ist sehr kompliziert; der 

Prozess ist bürokratisch und mühsam. Beim Regist-
rierungsprozess müssen persönliche Daten der 
Mitglieder, Informationen zur religiösen Erziehung 
oder Angaben zur familiären und beruflichen Situa-
tion weitergeben werden. Aufgrund dieser Kontrol-
le weigern sich Gemeinden häufig, einen Registrie-
rungsantrag zu stellen. Die Erfolgsaussichten eines 
solchen Antrages sind ungewiss, nach ersten Mel-
dungen nach Schluss der Anmeldefrist wurde Hun-
derten religiösen Gruppen die Registrierung ver-
weigert. Die verschiedenen Neuregelungen sind 
zahlreich. Jeder nur denkbare Aspekt der Religi-
onsausübung wird eingeschränkt. Alle religiösen 
Materialien unterliegen der Zensur, neue Gottes-
diensträume benötigen eine Bewilligung durch die 
lokalen und nationalen Regierungsbehörden, 
Gründer von Religionsgemeinschaften müssen 
Bürger Kasachstans sein und Dienste unter Jugend-
lichen werden definitiv schwieriger.  
 
Durch die neue Gesetzgebung ist es kompliziert 
geworden Schulungen und Trainings für Pastoren 
und christliche Leiter durchzuführen. Nur offiziell 
registrierte Institutionen dürfen professionelle 
Ausbildungsprogramme durchführen. Es gibt im 
Land immer noch einige christliche Seminare, die 
ihre Lehrtätigkeit mit aller Vorsicht ausüben müs-
sen.  
 
Christen, die christliche Literatur weitergegeben 
oder das Evangelium Muslimen verkündet haben, 
sind verhaftet, bedroht und angegriffen worden. 
Zu Verhaftungen ist es auch im Rahmen von Haus-
durchsuchungen bei Christen gekommen, denen 
«illegale Religionsausübung» vorgeworfen wurde. 
Mit Verhören, Drohungen und Geldstrafen gehen 
Behörden gegen Mitglieder von nicht-registrierten 
Gemeinden (Hausgemeinden) vor. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

Kirgisistan Platz 49: 
 
In den vergangenen Jahren hat sich die Situation 
der christlichen Minderheit kaum geändert. Da die 
Unterdrückung und Verfolgung der Christen haupt-
sächlich durch lokale Behörden und Geistliche 
geschieht und nicht durch den Staat, haben große 
politische Veränderungen kaum Einfluss auf die 
Verfolgung der Christen. Kirgisistan hatte bisher 
den niedrigsten Rang auf dem Verfolgungsindex im 
Vergleich zu anderen Ländern in Zentralasien. 2013 
nimmt dieses Land den 49. Platz ein und damit 
weiterhin den niedrigsten Rang aller zentralasiati-
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schen Staaten, wobei aktuelle Pläne, die Gesetze 
für religiösen Minderheiten zu verschärfen, dieses 
verhältnismäßig gutes Bild trüben können.  
 
Obwohl die Verfassung Religionsfreiheit und eine 
Trennung von Kirche und Staat vorsieht, wird die 
Versammlungs- und Redefreiheit der kirgisischen 
Christen zunehmend eingeschränkt. Die Regierung 
unterstützt offiziell keine Religion, doch nach ei-
nem Dekret vom Mai 2006 wurden der Islam und 
die russische Orthodoxie als «traditionelle religiöse 
Gruppen» anerkannt. In den vergangenen Jahren 
haben die politische Instabilität und das Anwach-
sen fundamentalistisch-islamistischer Gruppen zu 
verstärkten Kontrollen von religiösen Organisatio-
nen geführt. Nachdem es 2010 zu ethnischen Kon-
flikten zwischen der kirgisischen Bevölkerung und 
der usbekischen Minderheit mit über 400 Toten 
kam, wurden im Oktober 2011 Wahlen durchge-
führt, die zu einer demokratisch geführten Regie-
rung führten.  
 
Daher ist die Hauptquelle der Verfolgung in diesem 
Land nicht der Staat, sondern Familie und die Ge-
sellschaft, was Kirgisistan von allen anderen zent-
ralasiatischen Ländern unterscheidet. Unterdrü-
ckung und Verfolgung geschieht meistens durch 
lokale Behörden und Personen. In ländlichen Ge-
bieten haben islamische Geistliche einen starken 
Einfluss und setzen die christliche Minderheit un-
ter Druck.  
 
Die strengen Religionsgesetze sind weiter in Kraft. 
Wie in anderen zentralasiatischen Ländern unter-
scheidet das Gesetz zwischen staatlich registrier-
ten und nicht-registrierten Gemeinschaften, wobei 
die Registrierung für christliche Kirchen mit schier 
unüberwindlichen Hürden verbunden ist. Demnach 
erlangen religiöse Gruppen wie beispielsweise 
Kirchen nur eine offizielle Anerkennung, wenn 
mindestens 200 kirgisische Bürger zur Gemeinde 
gehören. Vorher waren nur zehn nötig. Alle Mit-
glieder müssen sich staatlich registrieren lassen. 
Das diskriminiert Christen aus kleinen Ortschaften 
oder auf dem Land, deren Gemeinden oftmals nur 
klein sind und weniger als die geforderten Mitglie-
der aufweisen. Größere Kirchen – wie die russisch 
orthodoxe – sind davon weniger betroffen. Litera-
tur und andere religiöse Materialien unterliegen 
der Zensur; christliche Unterweisung für Kinder ist 
selbst für registrierte Gemeinschaften nur einge-
schränkt durchführbar.  
 
Das neue Gesetz in Kirgisistan verbietet «aggressi-
ve Bekehrungsaktionen». Die Beamten behaupten, 

mit den gegenwärtigen Regelungen hätte es in den 
vergangenen Jahren Spannungen gegeben, etwa 
hinsichtlich von Beerdigungen oder beim Religi-
onswechsel eines Muslims etwa zum Christentum. 
Das Gesetz soll «religiösen Extremismus» an Uni-
versitäten und Schulen vermeiden.  
 
Der Übertritt zum christlichen Glauben ist Musli-
men weiterhin untersagt, wodurch das Leben der 
kleinen Gruppe von Christen muslimischer Her-
kunft erschwert wird. Sie erfahren Anfeindungen 
aufgrund ihres Religionswechsels. Der Nationalis-
mus zeigt sich in der vorherrschenden Meinung: 
ein echter Kirgise ist ein Muslim. Nachbarn, Ver-
wandte und Arbeitgeber reagieren nicht selten 
negativ, wenn ein Kirgise Christ geworden ist. Kon-
vertiten gelten als Verräter der kirgisischen Tradi-
tionen. Christen mit muslimischem Hintergrund 
halten ihren Glauben an Jesus Christus aus Angst 
vor Verfolgung oder Schikane meist geheim. Be-
sonders im Süden des Landes werden ehemalige 
Muslime häufig beleidigt, gedemütigt und benach-
teiligt. Ein Open Doors-Mitarbeiter in der Region 
berichtete von ehemaligen Muslimen, die gekün-
digt wurden, als bekannt wurde, dass sie Christen 
geworden sind, und von Konvertiten, die von Ver-
wandten misshandelt wurden. 
 
zurück zu Länderübersicht 
 
 

 
Niger Platz 50: 
 
Die Verfolgung in Niger erfährt ihren stärksten 
Antrieb durch den islamischen Extremismus. Niger 
weist mit 98% einen sehr hohen Bevölkerungsan-
teil an Muslimen auf. Die Anzahl der Christen wird 
auf 50.000 bis 150.000 geschätzt (laut Operation 
World 52.000; Stand 2010). Im vergangenen Jahr 
wäre Niger bereits beinahe auf dem Index erschie-
nen. Doch der Jahresbericht befand, dass «es noch 
zu früh sei zu sagen, dass der Islamismus im Land 
zunehme. Da es sich aber um regionale Entwick-
lungen handle und es einzelne gewaltsame Über-
griffe gegen Christen gegeben habe, müsse Niger 
weiter beobachtet werden».  
 
Dieses Jahr steht Niger auf Rang 50. Wie kam es 
dazu? In den letzten Jahren hat das Land nach und 
nach die Charakteristika des typisch westafrikani-
schen Landes, mit einem (weitgehend) gemäßigten 
Islam in einem trotz hoher muslimischer Bevölke-
rung verfassungsmäßig säkularem Staat, abgelegt. 
Religion war bis dahin Privatsache und kein In-
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strument der Politik. Diese weiterhin langsamen 
Veränderungen brachten Niger jedoch nicht auf 
den Index 2013. Es waren vielmehr gewalttätige 
Reaktionen auf das Mohammed-Video in der Regi-
on Zinder, nahe Nigerias Norden, der fest im Griff 
des Islamismus ist und wo Extremisten wie Boko 
Haram aktiv sind, die ab und an auch über die 
Grenze nach Niger kommen.  
 
Drei Ausprägungen des Christentums sind im Land 
anzutreffen: eine historisch gewachsene Kirche, 
Christen mit muslimischem Hintergrund, Evangeli-
kale und andere. Die Bedrängnis in den Bereichen 
des privaten und kirchlichen Lebens ist vergleichs-
weise niedriger als in den Bereichen des familiären 
und gesellschaftlichen Lebens. Die Bedrängnis im 
staatlichen Bereich bewegt sich irgendwo dazwi-
schen. Das macht deutlich, dass Feindseligkeiten 
aus dem gesellschaftlichen Umfeld kommen – 
(Groß-) Familie und nähere Umgebung – nicht so 
sehr von der Regierung. Mancherorts erleiden nur 
Christen mit muslimischem Hintergrund Bedräng-
nis, anderswo wieder alle christlichen Gruppierun-
gen. Viele Fragen im Fragebogen wurden mit 
«Nein» beantwortet, was zeigt, dass selbst Chris-
ten mit muslimischem Hintergrund oftmals ohne 
hohen Druck in Niger leben können. Bemerkens-
wert ist, dass viele ihnen, wenn sie zum christli-
chen Glauben finden, Mitglieder in bestehenden 
Gemeinden werden. Eltern oder die Familie mögen 
die Bekehrung ablehnen, die Regierung mischt sich 
nicht ein. Hier deutet sich jedoch möglicherweise 
ein Wandel an. Dem Büro des Präsidenten gegen-
über prangt der Schriftzug «Islam ist unsere Religi-
on». Anzeichen sprechen dafür, dass die Regierung 
des säkularen Staates nicht den nötigen Abstand 
zu islamischen Leitern wahrt – und umgekehrt. 
Dennoch: Niger wäre auch dieses Jahr nicht auf 
dem Index, wären nicht die gewaltsamen Aus-
schreitungen als Reaktion auf das Mohammed-
Video gewesen. 
 
Als Reaktion auf besagtes Video auf YouTube wur-
den in Zinder drei Kirchen und ein Jugendzentrum 
demoliert. Häuser und Geschäfte von Christen 
wurden beschädigt oder zerstört, ebenso wurden 
während der Krise in Zinder am 14. September 
Personen verletzt. Örtlichen Quellen zufolge wur-
den die Ausschreitungen in den Regionen Tillabér-
ry, Tahoua und Zinder von den örtlichen Behörden 
zu keinem Zeitpunkt verurteilt. Ein Länderexperte 
von Open Doors sagt dazu: «Der Hass gegen die 
Christen nimmt zu und ihre Widersacher suchen 
nach Gelegenheiten, um wieder losschlagen zu 
können. Es sind radikale muslimische Geistliche 

von der Izala Gruppierung anwesend, die als radi-
kale Bewegung auch in Nigeria bekannt ist. Da die 
Behörden in Niger jedoch ausreichend für Sicher-
heit sorgen, hält sich die Gruppe bedeckt. Es ist 
anzunehmen, dass sie bei weiteren Vorfällen wie 
mit dem Mohammed-Video jederzeit wieder an-
greifen». Andere islamische Interessenverbände 
wie die Tariqa sind in den Regionen Maradi und 
Niamey tätig. Izala und Tariqa konzentrieren sich 
darauf, Minderheitsreligionen und «Abweichler» 
innerhalb der eigenen Religion (moderate Musli-
me) mehr unter Druck zu setzen und nicht so sehr 
auf direkte Gewaltakte.  
 
Die religiöse Situation in Niger muss im Kontext 
des Islam in Westafrika gesehen werden. Die Ana-
lyse eines unabhängigen Experten brachte die 
Erkenntnis, dass die vorherrschende Ausdrucks-
form des Islam, wie er sich derzeit in Westafrika 
ausbreitet, dem weithin moderaten und toleranten 
Sufi-inspirierten synkretistischen Islam entspricht 
(d.h. Vermischung unterschiedlicher Glaubensver-
ständnisse ist möglich), was durch das Einbeziehen 
von Traditionen und Aberglauben geschieht. Dieser 
afrikanisierte Islam wurde durch zwei religiöse 
Bruderschaften in Westafrika ausgebreitet, den 
Qadiriyya und den Tijaniyya. Die Qadiriyya Bruder-
schaft breitete sich im 15. Jahrhundert von Maure-
tanien nach Westafrika aus und legte Betonung auf 
Wohltätigkeit, Freigebigkeit, Demut, Frömmigkeit 
und dem Respekt gegenüber allen Menschen un-
abhängig von Religion und sozialem Stand. Sie war 
in den meisten Fällen Auslöser für die Dschihads zu 
Beginn des 19. Jahrhunderts. Die durch den in 
Algerien geborenen Ahmed al Tijani im Jahr 1781 
gegründete Tijaniyya Bruderschaft ist der Qadiriyya 
ähnlich, pflegt jedoch einfachere Rituale und eine 
flexiblere Lehre, was auch erklärt, warum sie An-
fang des 20. Jahrhunderts die Qadiriyya als führen-
de Bruderschaft in Westafrika ablöste. Die beiden 
Bruderschaften beeinflussten maßgeblich das 
Islamverständnis in der Region. In Niger, wo der 
Islam im 18. und 19. Jahrhundert Fuß fasste, ist der 
Tijaniyya Ibrahimiyya (übersetzt: Bruderschaft) der 
größte und am schnellsten wachsende Sufi-Orden. 
Der Islam in Westafrika zeigte sich gemäßigt und 
tolerant und geformt durch die «Suwarische Tradi-
tion», die eine friedliche Koexistenz von Muslimen 
und Ungläubigen und die dazugehörige Trennung 
von Religion und Staat, sogar eine Unterordnung 
unter Herrscher in einem nicht-muslimischen Staat 
betonte. 
 
Bis in die 90er Jahre schlugen die zahlreichen Mili-
tärregimes in Niger alle tatsächlichen und mögli-
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chen Verursacher von Uneinigkeit oder Bedrohung 
nieder. Religiöse Leiter wurden auf Abstand gehal-
ten und beobachtet. Vor 1990 war die Islamische 
Vereinigung von Niger (IAN) die einzig legale Re-
präsentantin der muslimischen Gemeinschaft und 
diente dem Militär als Hilfstruppe. Nachdem je-
doch 1991 Raum für Verbandsgründungen gege-
ben wurde, entstanden sofort dutzende islami-
scher Vereinigungen und Verbände. Diese Organi-
sationen waren zumeist beschäftigt mit dem nach 
ihrer Ansicht herrschenden Verfall der religiösen 
Identität von Niger, herbeigeführt durch den säku-
laren demokratischen Staat. 2011 gelang es ihnen 
beispielsweise, Pläne für ein Gesetz zur Stärkung 
der Rechte der Frau erfolgreich abzuwenden. Diese 
Verbände stellen auch die ihrer Meinung nach 
heidnischen Praktiken der Bruderschaft in Frage. 
 
Bevor die politische Befreiung der 90er Jahre durch 
Westafrika fegte, war die Einrichtung sozial-
politischer Vereinigungen streng durch den Staat 
geregelt. Nach der Befreiung in den 90er Jahren 
wurde der einstmals nur staatlich genehmen Ver-
einigungen vorbehaltene Raum auch anderen 
Verbänden zugänglich gemacht, sogar solchen, die 
gegen den Staat eingestellt waren oder zumindest 
Ziele verfolgten, die dem Staat nicht gefielen. 
 
In Niger gehören die Wahhabiten (eine strenge 
muslimische Glaubensrichtung aus Saudi-Arabien) 
meist der Izala Bewegung an. Ähnlich wie die Izalas 
in Nigeria und Benin lehnen auch die in Niger den 
Sufi Islam und andere nicht-islamische Praktiken 
ab. Der 2003 ins Leben gerufene Nationale Islami-
sche Rat (NIC) erhielt umfassende Unterstützung 
von den Sufi Leitern, die darin ein probates Werk-

zeug sahen, die Izalas zu kontrollieren, die in den 
letzten Jahren in einige gewaltsame Übergriffe 
verwickelt waren. Zum Beispiel führten sie die 
gewaltsamen Proteste gegen das Internationale 
Festival der Afrikanischen Mode (FIMA) in Niamey 
an. Der Izala Bewegung wird nachgesagt, dass sie 
eher den Islam reformieren als den säkularen Staat 
demontieren will, wobei sie die Sufi Bruderschaf-
ten im Visier hat und nicht zuerst die Christen oder 
den Staat. Die sehr ernstzunehmenden Bemühun-
gen der Izala Bewegung, sogenannten Abweichlern 
unter den Muslimen die Luft abzuschnüren, sind 
die eigentliche Gefahr. Die Christen würden an 
zweiter Stelle folgen und auch andere religiöse 
Minderheiten. Die jüngste Vergangenheit hat ge-
zeigt, dass zu dieser Vorgehensweise auch Druck-
ausübung durch Gewaltakte dazugehört. 
 
Die Zukunft der Kirche in Niger weckt Sorgen. Die 
hier beschriebene Entwicklung deutet eine poten-
tielle Zunahme von Bedrängnis und Unterdrückung 
an. Gut ein Drittel des südlichen Landesteiles zeigt 
sich empfänglich für die andauernden islamischen 
Feindseligkeiten. Die geographische Nähe zu den 
Auswüchsen der islamischen Hard-Liner im oberen 
Nordnigeria und nördlichen Mali (Azawad) ist alles 
andere als beruhigend. Die Gemeinden werden als 
schwach beschrieben – Konzentration in der 
Hauptstadt, Rivalitäten zwischen unterschiedlichen 
Kirchen, zu schwache Initiativen zur Erreichung der 
Gesellschaft, etc. Die Gemeinde ist auf einen grö-
ßeren Druck durch den extremistischen Islam noch 
nicht vorbereitet. 
 
zurück zu Länderübersicht
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Open Doors in Kürze 
 
 Schätzungsweise 100 Millionen Christen werden weltweit aufgrund ihres Glaubens verfolgt. Sie werden u.a. 
bespitzelt, verhört, misshandelt, eingesperrt und im schlimmsten Fall getötet. Darüber hinaus werden viele 
weitere Millionen Christen ausgegrenzt und diskriminiert. 
 
 Open Doors ist ein überkonfessionelles christliches Hilfswerk, das in über 50 Ländern mit stark eingeschränk-
ter Religionsfreiheit verfolgte und benachteiligte Christen unterstützt, stärkt und ermutigt. Unsere Hilfe gilt 
christlichen Kirchen aller Bekenntnisse. 
 
 Seit 57 Jahren ist das Hilfswerk aktiv für verfolgte Christen. 
 
 Gegründet wurde es von dem Holländer Anne van der Bijl – nach seiner Bestsellerbiographie später bekannt 
als «Bruder Andrew». Das Buch «Der Schmuggler Gottes» wurde mit einer Auflage von 10 Millionen Stück in 36 
Sprachen verbreitet. Den Decknamen «Bruder Andrew» legte van der Bijl sich zu, als er begann, Bibeln zu Chris-
ten in Länder hinter dem Eisernen Vorhang zu bringen. Als die Empfänger ihn nach seinem Namen fragten, 
antwortet er: «Ich bin allen ein Bruder, die Jesus Christus lieben und ihm nachfolgen». 
 
 Open Doors unterstützt in Zusammenarbeit mit lokalen christlichen Gemeinden und Partnern verfolgte Chris-
ten mit Bibeln und christlicher Literatur sowie Hilfe zur Selbsthilfe-Projekten, bildet Gemeindeleiter aus, enga-
giert sich für Gefangene und unterstützt die Familien ermordeter Christen.  
 
 Gebet ist das erste, worum verfolgte Christen bitten. Eines der wichtigsten Anliegen von Open Doors ist es 
daher, dieser Bitte zu entsprechen und zum Gebet aufzurufen.  
 
 Mit einer breiten Öffentlichkeitsarbeit («Sprachrohrdienst») informiert Open Doors in Ländern der sogenann-
ten freien Welt – etwa in Deutschland – in Publikationen und mit Vorträgen über Christenverfolgung und ruft 
zu Hilfe für verfolgte Christen auf.  
 
 Im Jahr 2011 stellte das Werk rund 3,1 Millionen Bibeln, Studienliteratur, Kinderbibeln und Lehrmaterial für 
Pastoren und Gemeindemitarbeiter sowie andere Literatur bereit.  
 
 Nahezu 264.000 Christen nahmen im Jahr 2011 an Open Doors Schulungen teil. Die Programme reichen von 
theologischer Ausbildung über kürzere Verfolgungs- und Ermutigungsseminare bis hin zu Glaubensschulung via 
Satellit und Internet.  
 
 Im Jahr 2011 unterstützte Open Doors mehr als 172.000 Personen in Notsituationen und beim Aufbau einer 
Existenzgrundlage.  
 
 Die Arbeit des deutschen Zweiges – Open Doors Deutschland e.V. – wird durch Spenden finanziert. Das Werk 
trägt das Spendenprüfzertifikat der Deutschen Evangelischen Allianz. 

 
 

Kontakt  
Open Doors Deutschland e.V.  
Postfach 1142 
65761 Kelkheim 
Telefon 06195-6767-0 / E-Mail info@opendoors.de 
www.opendoors.de 

 

Kontakt Presse  für Interviewanfragen und Bilder, Grafik Weltkarte 

Telefon 06195-6767-180 / E-Mail pressebuero@opendoors.de  
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